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Interview: Osterstreiks bei Amazon 

ver.di wendet beim Kampf um einen Tarifvertrag 
bei Amazon eine flexible Streikstrategie an. Dabei 
nimmt man auch die Kundinnen in den Blick. 
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Feindliche Übernahmen 

Die Einschätzung, wer die neueste Schlacht im 
Krieg zwischen den ukrainischen Oligarchen ge¬ 
wonnen hat, gehen auseinander... 
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Gefährliche Konfrontation 

Der Ton gegenüber Russland wird erneut rauer 



Präsident Poroschenko bei der Übergabe der Humvees an die Ukraine. 


W enn in diesen Tagen Tausen¬ 
de bei den Ostermärschen 
auf die Straße gehen, dann 
in großer Sorge. Diese ist angesichts 
der Kriege und kriegerischen Ausei¬ 
nandersetzungen - vor allem in Sy¬ 
rien, im Norden des Iraks, im Jemen 
usw. - und der Entwicklungen um den 
Konflikt in der Ukraine mehr als be¬ 
rechtigt. 

Denn der Ton gegenüber Russland 
wird erneut rauer. Der Internationale 
Währungsfonds IWF sichert der Uk¬ 
raine 40 Milliarden für die kommen¬ 
den Jahre zu, die wahrscheinlich vor 
allem in Rüstung und die Finanzie¬ 
rung von Privatarmeen fließen wer¬ 
den. Die NATO provoziert an den rus¬ 
sischen Grenzen, durch die Forcierung 
der Errichtung eines Raketenschirms, 
der sich eindeutig vor allem gegen 
Russland richten würde, mit Schiffen 
im Schwarzen Meer - und deutsche 
Truppen sind mit dabei. 

70 Jahre nach dem Sieg über den 
Faschismus und dem Ende des 2. Welt¬ 
krieges ist man - sehr berechtigt - in 
Russland tief beunruhigt über die po¬ 
litischen und ökonomischen Sanktio¬ 
nen, die die Wirtschaftskrise vertiefen 
und vor allem die Ärmeren in der Ge¬ 
sellschaft treffen. Beunruhigt ist man 
vor allem über militärische Aktionen 
der USA und ihrer Verbündeten - 
über Truppenübungen in der Nähe der 
russischen Grenzen, den Ausbau von 
NATO-Stützpunkten in den Nachbar¬ 
ländern und deren Aufrüstung. 

Im März begann die NATO bei¬ 
spielsweise ein 90-tägiges Manöver 
im Baltikum, das im Rahmen der 
Mission „Operation Atlantic Resol- 
ve“ (Atlantische Entschlossenheit) 
stattfindet. 3 000 US-Soldaten und 
Truppen aus anderen NATO-Staaten 
nehmen an den Übungen teil. Paral¬ 
lel übergaben die USA Fitauen, Fett¬ 
land und Estland etwa hundert Pan¬ 
zer, gepanzerte Fahrzeuge und andere 
Rüstungsgüter. Die Fieferung soll, so 
US-Generalmajor John R. 0‘Connor, 
Wladimir Putin „unsere Entschlos¬ 
senheit zeigen, dass wir zusammen¬ 
stehen“. Höhepunkt der Übung ist ein 
Manöver mit Beteiligung einer Reihe 
von Nato-Staaten vom 17. Mai bis zum 
6. Juni. Anschließend wollen die USA 
einen Teil ihres militärischen Geräts 
vor Ort lassen. 


In der vergangenen Woche er¬ 
hielt auch Kiew eine erste Fieferung 
von insgesamt 230 Militärfahrzeugen 
vom Typ Humvee, Geländefahrzeugen 
aus den USA. Bereits im September 
2014 - so die „New York Times“ - un¬ 
terstützten die USA die ukrainische 
Regierung mit Ausrüstungen im Wert 
von 70 Millionen Dollar. Im Novem¬ 
ber des vergangenen Jahres wurden 
Radarsysteme an die Ukraine gelie¬ 
fert. Noch im April 2015 soll das Trai¬ 
ning von sechs Kompanien der Natio¬ 
nalgarde durch fast 300 amerikanische 
Ausbilder auf dem westukrainischen 
Übungsplatz Jaworiw beginnen. Darü¬ 
ber hinaus fordert die Ukraine immer 
wieder weitere Waffenlieferungen aus 
dem Westen. 

Die Unterstützung geht weiter. 
Und nicht mehr nur einzelne US-Se- 
natoren wie der Republikaner John 
McCain drängen die USA und ihre 
Verbündeten, Kiew auch „tödliche“ 
Waffen zu liefern. Das US-amerika¬ 
nische Repräsentantenhaus forder¬ 
te am 23. März mit überwältigender 


Mehrheit Präsident Barack Obama 
auf, Kiew auch mit „tödlichen defensi¬ 
ven Waffensystemen“ auszurüsten, die 
dem Land ermöglichten, „sein souve¬ 
ränes Territorium gegen die nicht pro¬ 
vozierte und fortdauernde Aggression 
durch die Russische Föderation zu ver¬ 
teidigen“. 

Eine Entscheidung über die Lie¬ 
ferung solcher Waffen an die Ukraine 
gebe es noch nicht, betonte zwei Tage 
später der Sanktionsbeauftragte des 
US-Außenministeriums, Dan Fried, 
gegenüber dem „Deutschlandfunk“, 
und verteidigte zugleich die ökono¬ 
mischen und politischen Sanktionen 
gegenüber Russland. 

Führende Kreise in den USA, in 
Westeuropa und in früheren sozialis¬ 
tischen Staaten Europas wie in Polen 
und den baltischen Ländern setzen 
ganz offensichtlich auf Konfrontation 
und nicht auf eine friedliche Konflikt¬ 
lösung. Davor warnte selbst der frühe¬ 
re Bundeskanzler Schröder, unter des¬ 
sen Regierung Deutschland 1999 be¬ 
kanntlich wieder Kriegspartei wurde. 


Die deutsche Bundesregierung 
hat dabei zwar einerseits in den letz¬ 
ten Monaten einen Beitrag für das 
Zustandekommen des Minsk-II-Ab¬ 
kommens geleistet. Sie hat aber ande¬ 
rerseits den EU-Assoziierungsvertrag 
mit der Ukraine und die NATO-Ost- 
erweiterung forciert und billigt die 
gesteigerte NATO-Präsenz und die 
NATO-Manöver an den Grenzen zu 
Russland. Und auch sie distanziert 
sich nicht von ultrarechten Parteien 
und offen faschistischen Kräften in 
der Ukraine - ebenso wenig aber auch 
von den Aufmärschen von SS-Vetera- 
nen und ihrer Anhänger, die im Feb¬ 
ruar und März in den drei baltischen 
Staaten stattfanden. 

Aber nicht nur deshalb ist es nö¬ 
tig - 70 Jahre nach der Befreiung Eu¬ 
ropas vom Faschismus und dem Ende 
des 2. Weltkrieges - nicht nur gegen 
Krieg auf die Straße zu gehen. 

Unsere Losung „Nie wieder Fa¬ 
schismus! - Nie wieder Krieg!“ ist 
hochaktuell. 

Nina Hager 


Zeugensterben im NSU-Prozess 

„Drei Zufälle: kann nicht sein“ 


Melisa Marijanovic soll an einer Lun¬ 
genembolie gestorben sein. Beim Un¬ 
tersuchungsausschuss „Rechtsterro- 
rismus/NSU BW“ des Landtages Ba¬ 
den-Württemberg war sie am 13. März 
als Zeugin geladen, weil ihr Exfreund, 
Florian Heilig, im Herbst 2013 in sei¬ 
nem Auto sitzend verbrannte. Melisa 
Marijanovic fühlte sich bedroht, und 
wurde vom Untersuchungsausschuss 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
vernommen. 

Ohne bewerten zu können, ob es 
im Todesfall Marijanovic mit rechten 
Dingen zugeht, es bedarf keiner wei¬ 
teren Belege der Verquickung von 
Staatsorganen und Rechtsterroristen. 


Aber von vorne: Der 2007 began¬ 
gene Mord an der Polizistin Michele 
Kiesewetter in Heilbronn ist aller¬ 
dings besonders reich an Widersprü¬ 
chen. 

Die beiden Mörder fahren laut 
Bundesanwaltschaft ziellos durch die 
Gegend, landen zufällig in Heilbronn 
und sehen dort zwei Polizisten, da¬ 
runter das Mordopfer Michele Kie¬ 
sewetter. Sie stammt „zufällig“ aus 
der gleichen Gegend wie die Mörder. 
Kiesewetters Vorgesetzter gehört 
zum Ku-Klux-Klan, ein Mitarbeiter 
des US-Geheimdienstes wird in Tat¬ 
ortnähe geblitzt und auch ein Mitglied 
des Verfassungsschutzes von Baden- 


Württemberg treibt sich zur Tatzeit 
ebenfalls hier herum. 

Und nun kommt die Verbindung 
zum aktuellen Todesfall: Der ehema¬ 
lige Neonazi Florian Heilig starb am 
16. September 2013. Er soll sich um¬ 
gebracht haben, aus Liebeskummer. 
Seine Exfreundin: Melisa Marijano¬ 
vic. 

Florian Heilig sollte seine im Jahr 
2011 gemachten Aussagen zum NSU 
ausführen. Er hatte über eine Gruppe 
namens „Neoschutzstaffel“ und zum 
Mord an der Polizistin Michele Kie¬ 
sewetter ausgesagt. Die „junge Welt“ 
schreibt dazu: „Zwischen der Bereit¬ 
schaft, diese Aussagen zu machen 


und dem Liebeskummer, der seinen 
Selbstmord erklären soll, lagen genau 
acht Stunden. Exakt so lange brauch¬ 
te auch die ermittelnde Staatsanwalt¬ 
schaft in Stuttgart, um sich auf Suizid 
festzulegen.“ 

Im Interview mit der „Suttgarter 
Zeitung“ sagte Krimi-Autor Wolfgang 
Schorlau, der sich des Themas in sei¬ 
nem neuen Roman annehmen wird: 
„Bei meinen Recherchen hat mir ein 
erfahrener Kriminalbeamter gesagt: 
Bei jeder Ermittlung kannst du auf ei¬ 
nen Zufall stoßen. Bei zwei Zufällen 
musst du misstrauisch werden: könnte 
zwar sein, ist aber unwahrscheinlich. 
Doch drei Zufälle: kann nicht sein.“ 


Thema der Woche 


Lasst nicht nach in 
Eurer Wachsamkeit... 

„Lasst nicht nach in Eurer Wachsamkeit. 
Lasst Euch durch schöne Worte nicht be¬ 
ruhigen. Unser Schwur gilt heute wie vor 
50 Jahren: ,Für eine Welt des Friedens und 
der Freiheit.“ 1 

Wir dokumentieren Auszüge aus der noch 
heute hochaktuellen Rede, die Emil Carle- 
bach am 9. April 1995 in Buchenwald anläss¬ 
lich des 50. Jahrestages der Selbstbefreiung 
des KZ hielt. 
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Bereits zum zweiten Mal macht sich die 
italienische Band Banda Bassotti auf 
den Weg in den Donbass, um ihre So¬ 
lidarität mit der Bevölkerung und dem 
antifaschistischen Kampf auszudrü¬ 
cken. Nachdem sie zuletzt im Herbst in 
Lugansk und Rostow am Don spielten, 
gehen sie nun gemeinsam mit Antifa¬ 
schistinnen aus Europa auf eine Tour 
rund um den 9. Mai, dem 70. Jahrestag 
des Sieges über den Faschismus. Nach 
der Reise werden die Teilnehmerinnen 
der Karawane in ihren Ländern über die 
Situation im Donbass informieren. 
Weitere Infos aufnews.dkp.de 

Diskussionstribüne 
in der UZ 

In dieser Ausgabe beginnen wir 
auf Seite 12 mit dem Abdruck der 
ersten bei unseingegangenen Bei¬ 
träge zur Diskussionstribüne in 
Vorbereitung auf den 21. Parteitag 
der DKP. 


Und in Bezug auf den Thüringer 
Verfassungsschutz sieht er die Un¬ 
terstützung der Faschisten durch den 
Staat inzwischen als gegeben und 
nachgewiesen. „Für mich steht außer 
Frage, dass der Thüringer Verfassungs¬ 
schutz die rechtsradikale Szene erst 
aufgebaut, ihr Struktur gegeben und 
sie materiell bestens ausgestattet hat.“ 
Mit seinen Kenntnissen gehört 
Wolfgang Schorlau zu denen, die vor 
dem Untersuchungsausschuss des 
Landtags von Baden-Württemberg 
gehört wurden. Die UZ-Redaktion 
wird seinen Gesundheitszustand im 
Auge behalten. 

Lars Mörking 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Lucas Zeise 

Erpressung per Vertrag 


„Wir nutzen alles, was wirksam ist“ 

Osterstreiks bei Amazon - ver.di nimmt auch Kundinnen in den Blick 


Man kann in diesen Wochen Zusehen, 
wie die griechische Regierung nach 
allen Regeln der Kunst erpresst wird. 
Das ist kein schöner Anblick, zeigt er 
doch, wie mit den Mitteln des Vertrags¬ 
rechts der Stärkere den Schwächeren 
gefügig macht. Man könnte das noch 
genauer studieren, wenn die Zeitungen 
und Rundfunkanstalten ihrer Pflicht 
zur genauen Berichterstattung nachkä¬ 
men. Statt dessen wird dem deutschen 
Finanzminister Schäuble folgend die 
Regierung in Athen beschimpft und 
die Bewohner Griechenlands dazu. 

Neben den normalen Staatsausga¬ 
ben muss der griechische Staat im lau¬ 
fenden Halbjahr Kredite von etwas 
mehr als 7 Mrd. Euro zurückzahlen. 
Das war bekannt, bevor Ende Januar 
die neue Regierung gewählt wurde. Es 
wurde im von Berlin, Frankfurt und 
Brüssel diktierten Finanzierungsplan 
auch berücksichtigt. Die letzte Tranche 
von 7,2 Mrd. wurde allerdings Ende 
letzten Jahres nicht ausbezahlt, weil 
die Parlamentswahl und ein Wahlsieg 
der Linken „drohte“. Bei den Verhand¬ 
lungen, die seit der Wahl geführt wer¬ 
den, geht es um dieses Geld. Nur wenn 
dieTsipras-Regierung alle „Reformen“ 
bis in die letzte Brutalität hinein durch¬ 
führt, kriegt sie das Geld. Das ist die Po¬ 
sition der deutschen Regierung und der 
EZB, der die anderen brav folgen. Zwar 
hat es am 20. Februar eine Vereinba¬ 
rung gegeben, die vage formuliert hatte, 
dass das Geld fließen soll, wenn Athen 
einen Reformplan vorlegt, der von dem 
Diktat der alten Troika etwas abweicht. 
Die vorgelegten Pläne waren dann aber 
doch nicht gut genug. Vielmehr war im¬ 


mer nur die Rede davon, dass die Ver¬ 
träge erfüllt werden müssten. 

Dass Verträge zu erfüllen sind ist in 
Deutschland zum Standardspruch der 
Rechten, der Regierenden und vor al¬ 
lem auch der Sozialdemokraten gewor¬ 
den. Er klingt so schön gesetzestreu, 
aber er besagt, dass die neue Athener 
Regierung Tsipras sich bis aufs i-Tüp- 
feichen an die seinem Vorgänger Sama¬ 
ras diktierten Anweisungen zu halten 
habe. Das hat keinerlei ökonomischen 
Sinn. Es dient nicht einmal dem eng 
definierten Ziel, die dem griechischen 
Staat gegebenen Kredite irgendwann 
einmal zurückzubekommen. Die Re¬ 
gierungen verhalten sich hier brutaler 
als es normalerweise Banker tun, wenn 
sie es mit einem der Pleite entgegen¬ 
taumelnden Schuldner zu tun haben. 
Banker haben meist kein Interesse da¬ 
ran, dass der Schuldner kollabiert. Hier 
geht es um mehr. Für Merkel, Gabri¬ 
el und Schäuble und die EU-Regie- 
rungschefs, die ihnen fast blind folgen, 
steht das System, nach dem die EU und 
die Eurozone regiert werden, auf dem 
Spiel. 

Dennoch werden sie, ganz wie im 
Frühjahr 2010, als die Eurokrise ex¬ 
plodierte, in letzter Sekunde ein wenig 
nachgeben. Erstens, weil die USA ein 
Griechenland, das aus der Eurozone 
flieht und Gefahr läuft, die Nato zu ver¬ 
lassen, nicht brauchen können. Zwei¬ 
tens, weil die deutschen Unternehmen 
den Euro halten wollen. Frau Merkels 
unsinniger, aber Geschichtsweisheit 
suggerierender Satz „Wenn der Euro 
scheitert, scheitert Europa“ deutet auf 
ein klein wenig Nachgeben hin. 


Castkolumne von Mario Ottaiano* 


Wir sind kampfbereit... 


Wochenlange Tarifaktionen von rund 
60 000 Beschäftigten in mehr als 300 
Chemiebetrieben, am Ende Großde¬ 
monstrationen mit rund 18 000 Be¬ 
schäftigten am größten Standort des 
Chemiekonzerns BASF in Ludwigs¬ 
hafen und insgesamt vier Verhand¬ 
lungsrunden hat es gedauert: Dann 
stand der Abschluss. Ein „tragfähiger 
Kompromiss“, wie der Verhandlungs¬ 
führer der Industriegewerkschaft 
Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE), 
Peter Hausmann, den Tarifvertrag in 
der Chemischen Industrie bezeichnet. 
Doch was steckt drin? Von den gefor¬ 
derten 4,8 Prozent Entgelterhöhung 
wurden schließlich 2,8 Prozent verein¬ 
bart. Von den für Auszubildende ge¬ 
forderten 60 Euro sind 40 Euro pro 
Monat vereinbart worden. Der soge¬ 
nannte „Demografiefonds“ wird für 
jeden Beschäftigten ab 2016 jährlich 
stufenweise auf 750 Euro aufgestockt. 
Das gesamte Tarifpaket hat eine Lauf¬ 
zeit von 17 Monaten. Die Löhne wer¬ 
den nach einem bis zu drei Leermo¬ 
naten erhöht. Das klingt merkwürdig, 
doch werden die Entgelte in manchen 
Tarifbereichen erst am 1. April oder 
1. Mai bzw. erst ab 1. Juni angehoben. 
Für Betriebe, die in „wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten“ stecken, sind sogar 
prozentuale Abweichungen nach un¬ 
ten möglich. Nicht schlecht. Denn 
eine Gewerkschaft muss immer auch 
auf die wirtschaftliche Situation „ih¬ 
rer“ Unternehmen achten. Schließ¬ 
lich sitzen wir ja auch im selben Boot, 
nicht wahr? 

Die IG BCE konzentrierte sich auf 
den „Demografiefonds“, der einen 
tariflich festgesetzten Topf darstellt, 
in den die „Arbeitgeber“ jährlich 
pro Beschäftigten einzahlten (bisher 
338 Euro). 

Eine „Provokation“ und „völlig in¬ 
akzeptabel“ tönte die IG BCE über 
die seitens der „Arbeitgeber“ anfangs 
angebotenen 1,6 Prozent Lohnerhö¬ 
hung und 200 Euro Erhöhung für den 
Fonds bei 15 Monaten Laufzeit. Letz¬ 
terer regelt unter anderem die Alters¬ 
teilzeit und damit auch die Lebensar¬ 
beitszeit der Beschäftigten. Eine gute 
Sache. 


Die schrittweise Erhöhung ab 
2016 auf 550 Euro und ab 2017 dann 
auf 750 Euro ist bei näherer Be¬ 
trachtung jedoch kaum mehr als die 
200 Euro jährliche Erhöhung, die die 
„Arbeitgeber“ ja bereits als „Provo¬ 
kation“ angeboten hatten. Auch bei 
der Laufzeit haben sie sich durch¬ 
setzen können: Aus den anfangs an¬ 
gebotenen 15 Monaten sind schließ¬ 
lich sogar 17 Monate geworden. Wo 
liegt also der reale „Dazugewinn“ für 
die Beschäftigten und ihre IG BCE? 
Wenn man das Ergebnis wohlwollend 
betrachten möchte, dann höchstens 
in der knappen Entgelterhöhung von 

2.8 Prozent. Doch selbst die ergibt - 
solide auf das Jahr gerechnet - ledig¬ 
lich 2 Prozent effektive Lohnsteige¬ 
rung. Von den anfangs geforderten 

4.8 Prozent und einer Stagnation bei 
den qualitativen Forderungen ist al¬ 
lein die leichte Lohnerhöhung geblie¬ 
ben, die dank geringer Inflation sogar 
eine reale sein dürfte. 

Interessant wäre nun die Frage, wie 
das Ergebnis unter den offenbar 
durchaus kampfbereiten Beschäftig¬ 
ten in den Betrieben diskutiert wird. 
Die IG BCE bemüht sich auf facebook 
derweil um Schadensbegrenzung und 
hebt gegenüber ihren Mitgliedern die 
qualitative Forderung hervor, damit 
der Blick nicht zu stark auf die gerin¬ 
ge Entgelterhöhung fällt. 

Wäre nicht doch mehr drin gewesen? 
Zum Schluss demonstrierten immer¬ 
hin mehrere Tausend Beschäftigte auf 
den gewerkschaftlichen Großdemons¬ 
trationen. Sie schienen bereit zum Ar¬ 
beitskampf, wie die IG BCE vor dem 
Abschluss selbst betonte, ihre Orga¬ 
nisation war es offenbar nicht. Was 
bleibt (außer einer leichten Verärge¬ 
rung, im schlimmsten Fall Resignati¬ 
on der Kolleginnen und Kollegen) ist 
die Rettung der überkommenen Sozi¬ 
alpartnerschaft - auf Kosten der Be¬ 
schäftigten der Chemischen Industrie. 


*Mario Ottaiano ist Mitglied der 
IG BCE und war bis 2010 in der IG-BCE- 
Jugend auf Bezirks- und Landesebene 
aktiv. 


Beim weltweit größten Versandhändler 
Amazon hatte ver.di an den Standorten 
Bad Hersfeld, Leipzig, Rheinberg, Wer¬ 
ne und Koblenz zu Streiks aufgerufen. 
Allein am Montag legten insgesamt rund 
1550 Beschäftigte ihre Arb eit nieder. Die 
Streiks hatten in der Nacht von Sonntag 
auf Montag begonnen und dauerten bis 
Dienstag nach Ende der Spätschicht. 

Interview mit Daniel Zimmermann, ver. 
di-Sekretär für den Landesfachbereich 
Handel NRW 

UZ: Vor Ostern hat ver.di die Beschäf¬ 
tigten bei Amazon zum Streik aufge¬ 
rufen. Wie bewertest du die Streikakti¬ 
onen? 

Daniel Zimmermann: Seit Mitte März 
befinden sich die Amazon-Standorte 
wieder im Streik. Ab dieser Woche be¬ 
teiligen sich fünf Standorte, darunter 
die beiden Standorte in NRW, einmal 
in Rheinberg und einmal in Werne - 
wir bestreiken sozusagen das Osterge¬ 
schäft. 

Wir haben dort für Montag und 
Dienstag zum Streik aufgerufen. Am 
Dienstag haben wir eine zentrale 
Veranstaltung mit den beiden NRW- 
Standorten in Werne durchgeführt, wo 
unter anderem der ver.di-Vorsitzende 
Frank Bsirske gesprochen hat. 

UZ: Wie schätzt du die Beteiligung der 
Beschäftigten ein? 

Daniel Zimmermann: Wir haben ja 
schon einige Streiks hinter uns. Wir 
hatten im Weihnachtsgeschäft letztes 
Jahr eine sehr gute Beteiligung in ab¬ 
soluten Zahlen, was auch daran liegt, 
dass im Weihnachtsgeschäft sehr vie¬ 
le Aushilfen arbeiten, die einen sehr 
kurz befristeten Arbeitsvertrag haben, 
sich aber trotzdem auch an den Streiks 
beteiligten. D.h. in der Zeit der letzten 
Streiks war die Zahl der Beschäftigten 
bei Amazon deutlich höher. Wenn wir 
von einer ähnlich hohen Anzahl von 
Teilnehmenden an den Streiks in die¬ 
ser Woche ausgehen - und für Rhein¬ 
berg und Werne kann ich das so ein¬ 
schätzen - dann ist das, bezogen auf die 
Anzahl der Beschäftigten, eine deutlich 
höhere Beteiligungsquote. 

UZ: Amazon verkündet regelmäßig, 
die Streiks würden keine Auswirkungen 
auf das Geschäft haben, weil Lieferzei¬ 
ten usw. problemlos garantiert werden 
könnten, ver.di hat im Weihnachtsge¬ 
schäft und auch jetzt zumindest in der 
Öffentlichkeit die Frage der pünktlichen 
Lieferung von Geschenken für die Fei¬ 
ertage aufgeworfen und über diesen 


Weg auch die Kundinnen einbezogen. 
Gibt es messbare Ergebnisse der Streiks 
bei Amazon? 

Daniel Zimmermann: Wir fahren eine 
flexible Streikstrategie, die zur Ver¬ 
unsicherung auf Seiten von Amazon 
führt, weil vorher nicht klar ist, wann 
welcher Standort streikt. Das überträgt 
sich auch auf die Kundinnen, die nicht 
genau wissen können, ob Amazon 
eine pünktliche Lieferung garantieren 



kann. Da überlegen die Kundinnen 
schon: „Na ja, es gibt ja noch den sta¬ 
tionären Einzelhandel, vielleicht gehe 
ich doch lieber ins Geschäft und kaufe 
da die Geschenke, dann habe ich sie 
auf jeden Fall.“ 

Was die tatsächliche Wirkung der 
Streiks betrifft, so ist das ein Streit¬ 
punkt, bei dem Amazon etwas anderes 
behauptet als das, was wir feststellen. 
Im Weihnachtsgeschäft haben wir bei 
bestimmten Artikeln darauf geschaut, 
ob die tatsächlich so geliefert werden 
können wie angekündigt, und haben 
schon festgestellt, dass sich die Liefer¬ 
zeiten verzögert haben. Wir haben also 
sowohl den Effekt, dass Lieferungen 
nicht pünktlich kommen, als auch den 
Effekt, dass Kundinnen vorsorglich 
ausweichen. 

UZ: Wenn ver.di die Kundinnen mit in 
den Blick nimmt, dann zielt die Strate¬ 
gie bei Amazon ja nicht mehr allein auf 
die klassische Streikwirkung durch die 
Arbeitsniederlegung... 

Daniel Zimmermann: ... weil es natür¬ 
lich so ist, dass wir es bei Amazon mit 
einem Unternehmen zu tun haben, das 
28 Versandzentren in Europa hat und 
das innerhalb von kürzester Zeit das 
Aufkommen von einem bestimmten 
Standort auf einen anderen verlagern 
kann. Sobald bekannt wird, dass ein 
Standort bestreikt wird, werden Tou¬ 
ren umgeleitet. Das bedeutet einen hö¬ 
heren Anspruch an klassische Metho¬ 
den, wirksam zu sein. Wichtig ist, dass 


alles, was wirksam ist, auch genutzt 
wird, und da ist die mit den Streiks ver¬ 
bundene Öffentlichkeit von besonde¬ 
rer Bedeutung, gerade bei Unterneh¬ 
men, die direkt mit den Kundinnen 
verkehren. Das ist eine Kombination, 
die wir da anwenden. 

UZ: Amazon nimmt eine besondere 
Stellung im Handel ein. Wie ist das Un¬ 
ternehmen Amazon in der Haltung zu 
Gewerkschaften einzuschätzen, auf Ta¬ 
rifverhandlungen mit ver.di hat Ama¬ 
zon bisher ja keinen Wert gelegt. 

Daniel Zimmermann: Die Haltung von 
Amazon ist eine ziemlich klare. Dort 
sieht man keine Veranlassung, mit ver. 
di über einen Tarifvertrag zu verhan¬ 
deln. Ihnen geht es darum, nicht mit 
einem „Dritten“ - wie sie das nennen - 
zu verhandeln, ver.di wird von Ama¬ 
zon immer als etwas Außenstehendes 
dargestellt, aber ver.di, das sind vor al¬ 
lem die Kolleginnen und Kollegen bei 
Amazon, die organisiert sind. 

Amazon will vermeiden, mit der 
Gewerkschaft zu einer Vereinbarung 
zu kommen. Dabei ist klar, dass die 
Tarife, die zu zahlen wären, höher lie¬ 
gen als das, was die Kolleginnen und 
Kollegen derzeit bekommen. Es geht 
aber nicht nur um den monatlichen 
Lohn, sondern auch um Sonderzah¬ 
lungen und sonstige tarifliche Rege¬ 
lungen. Andererseits ist es nicht so, 
dass Amazon der absolute Lohndrü¬ 
cker wäre, da gibt es andere Betriebe. 
Es geht Amazon also nicht nur um die 
reinen Arbeitskosten. Es ist auch ein 
Machtkampf. 

UZ: Besteht nicht die Gefahr, dass 
Amazon am Ende dieser Auseinan¬ 
dersetzung mit ver.di die Standorte in 
Deutschland einfach schließt. Schließ¬ 
lich sollen neue Standorte wie in Polen 
die Auslieferung für Deutschland po¬ 
tentiell übernehmen können. 

Daniel Zimmermann: Ich glaube, die 
strategische Planung von Amazon geht 
über das hinaus, was derzeit an Ausein¬ 
andersetzungen um einen Tarifvertrag 
mit den Beschäftigten und ihrer Ge¬ 
werkschaft ver.di stattfindet. Ich glau¬ 
be nicht, dass Amazon im wichtigsten 
Absatzmarkt nach den USA seine 
Überlegungen zu den Standorten da¬ 
von leiten lässt, wie die Tarifauseinan¬ 
dersetzungen laufen. Der Aufbau neu¬ 
er Standorte hängt wohl vor allem an 
der Entscheidung, in neue Märkte zu 
expandieren. Jedoch ist uns auch klar, 
dass sie neue Standorte wie in Polen 
nutzen, um Streikauswirkungen zu um¬ 
gehen. 
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Das Schmierentheater der Kohlelobby 

Darsteller aus Politik und Gewerkschaften beteiligen sich an Vattenfall-Aufführung 


D ie Kohlelobby versteht es sich 
zu inszenieren. Kaum hat Bun¬ 
deswirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel (SPD) seine Vorstellungen zur 
Reform des Strommarktes vorgetra¬ 
gen, wird in den Kohlerevieren Katas¬ 
trophenstimmung verbreitet. Die Berg- 


den von ihnen verlangten Klimabei¬ 
trag unrentabel und innerhalb weni¬ 
ger Jahre müsste die Hälfte des kon¬ 
ventionellen Kraftwerkparks still¬ 
gelegt werden. In der Lausitz würde 
die Stromproduktion ab 2017 zum 
Erliegen kommen, log Hatakka den 


„fristlosen Kündigung“ für das ganze 
Revier gleich komme. 

Die Show, die in der Lausitz von Vat- 
tenfall, Politik, IG BCE und den Medien 
abgezogen wird, ist - wohlmeinend aus¬ 
gedrückt - nichts anderes als bürgerli¬ 
ches Polittheater. Die Bundesregierung 



RWE-Kohlekraftwerk Weisweiler bei Aachen 


baugewerkschaft IG BCE brachte 2000 
Kumpel zum Kraftwerk Jänschwalde, 
um gegen den „Klimawahnsinn“ zu pro¬ 
testieren, und bis zum unbedeutendsten 
Lokalreporter setzen sich in der Lausitz 
alle für die Interessen Vattenfalls ein. 

Brandenburgs Ministerpräsident 
Dietmar Woidke (SPD) meint, es sei 
schlechter Stil von Gabriel, seine Eck¬ 
punkte vorzutragen, ohne sie vorher 
mit ihm abgestimmt zu haben. Fast im 
selben Wortlaut wie Vattenfall-Chef 
Tuomo Hatakka gab er zum Bes¬ 
ten: Kohlekraftwerke würden durch 


Kumpels ins Gesicht. Brandenburgs 
ehemaliger Wirtschaftsminister und 
Mitglied der Linken-Fraktion im 
Landtag, Ralf Christoffers, behauptet 
mit fast denselben Worten wie BDI- 
Präsident Ulrich Grillo, durch die ge¬ 
planten Maßnahmen würde in Eu¬ 
ropa fast kein Gramm Kohlendioxid 
eingespart, weil man dann eben Koh¬ 
lestrom aus Polen importieren müsste. 
Brandenburgs heutiger Wirtschaftsmi¬ 
nister Albrecht Gerber (SPD) sprach 
von einem „Stilllegungsprogramm für 
die Braunkohlekraftwerke“, was einer 


hatte Anfang Dezember beschlossen, 
dass der Energiesektor seinen Ausstoß 
von Kohlendioxid reduzieren müsse, da¬ 
mit das Klimaziel bis 2020 eingehalten 
werden kann. Von der Entscheidung, die 
vor vier Monaten auch von der CDU 
getroffen wurde, will die Union heute 
plötzlich nichts gewusst haben, und die 
Landesregierungen von Brandenburg 
und Sachsen geben sich überrumpelt - 
genauso wie die Energiebranche selbst. 

Gabriel war im Dezember beauf¬ 
tragt worden, in diesem Jahr Vorschlä¬ 
ge vorzulegen, wie der Beschluss der 


Regierung umgesetzt werden könne. 
Selbst diese Vorschläge sind schon 
seit einiger Zeit bekannt und wurden 
in Fachkreisen diskutiert. Dennoch be¬ 
hauptet Unionsfraktionsvize Michael 
Fuchs (CDU) felsenfest, von Gabri¬ 
els Plänen bisher nur ein paar Folien 
zu kennen, und deshalb verschiebt die 
Union das geplante Koalitionstreffen 
ein auf das andere Mal. Offensichtli¬ 
cher kann man keine Sabotage der ei¬ 
genen Beschlüsse betreiben. 

Bisher hatte die Bundesregierung 
auf die Kräfte des Marktes gesetzt. 
Mittels Emissionshandel sollte der 
Preis für jede Tonne ausgestoßenem 
Kohlendioxid stetig steigen und die 
Kraftwerksbetreiber zu Investitionen 
in moderne Technologien angeregt 
werden. Aber der Emissionshandel 
liegt seit Jahren am Boden und eine 
Reform wird wohl erst 2021 möglich. 
Deshalb will die Bundesregierung 
vorübergehend ein nationales Instru¬ 
ment einführen, das den Ausstoß von 
C0 2 verteuert - ähnlich wie in Groß¬ 
britannien. Das Instrument ist aber so 
gestaltet, dass 90 Prozent der Kraft¬ 
werke überhaupt nicht betroffen sind. 
Nur die alten, besonders schmutzigen 
Kraftwerke werden getroffen, und 
das stört die Energiekonzerne, denn 
diese sind unter den heutigen Bedin¬ 
gungen besonders profitabel. Selbst 
die Überkapazitäten am Strommarkt 
werden nicht gänzlich abgebaut: Die 
Bundesregierung geht davon aus, dass 
Deutschland auch weiterhin ein Netto- 
Stromexporteur bleiben wird. 

Vattenfall dürfte es ohnehin um 
etwas anderes gehen, als um die Zu¬ 
kunft der Kohlekumpel. Der Konzern 
will seine Braunkohlesparte verkaufen 
und das möglichst teuer. Der tschechi¬ 
sche Energiekonzern EPH ist gewillt, 
die Vattenfall-Tochter zu kaufen. Doch 
der Preis hängt von der Zukunft der 
Kohle ab, und um diese im Sinne von 
Vattenfall zu gestalten, wird mit den 
Ängsten der Kohlekumpel gespielt. 

Bernd Müller 


Emmely ist tot 

Am 16. März 2015 starb Emmely 
plötzlich und unerwartet im Alter von 
57 Jahren an Herzversagen. In der gan¬ 
zen Bundesrepublik und auch darüber 
hinaus war die Kassiererin Barbara 
Emme bekannt, der unter fadenschei¬ 
nigen Gründen nach einem Streik 2008 
von ihrem „Arbeitgeber“ Tengelmann 
gekündigt wurde. 

Es ist in unserem Land keine Ein¬ 
zelerscheinung, dass konsequente Ge- 
werkschafterlnnen mit konstruierten 
Begründungen gefeuert werden. Die 
viel zitierte Fürsorgepflicht und die 
„soziale Verantwortung“ des Kapitals 
findet zu häufig ein jähes Ende, wenn 
engagierte Kolleginnen diese Verant¬ 
wortung anders interpretieren als ihre 
„Sozialpartner“. Scharen von Rechts¬ 
anwälten und Unternehmensberatern 
haben sich auf den sozialen Henkerjob 
spezialisiert, die dem Kapital Unbe¬ 
quemen aus den Betrieben zu kicken. 

An Emmely haben sie sich die Zäh¬ 
ne ausgebissen. Emmely hat sich nicht 
in eine passive Opferrolle drängen las¬ 
sen, sie hat den Weg des Widerstandes 
gegen Unternehmerwillkür gewählt. 

Emmely ist in die Öffentlichkeit ge¬ 
gangen und hat die Arbeitsweise der 
Täter angeprangert, die sie um ihren 
Arbeitsplatz bringen wollten. Sie ist 
gleichzeitig den Weg über alle Instan¬ 
zen der Arbeitsgerichte gegangen - un¬ 
geachtet dessen, dass ihre Ansprech¬ 
partner der Gewerkschaft ver.di ihr 
wiederholt geraten haben, eine Ab¬ 
findung zu akzeptieren. In der Ausei¬ 
nandersetzung hat sie offensiv auch 
um Solidarität von Arbeitskollegin¬ 
nen, Gewerkschaftern und anderen 
gekämpft, die ihr auch zuteil wurde. 
Sie hat sich zu Recht nicht allein auf 
die Rechtsprechung verlassen, sondern 
alle Möglichkeiten genutzt, um ihre 
Kampagne auch medienwirksam in 
der Öffentlichkeit zu führen. Das war 
erfolgreich, nicht nur für sie selbst: Em¬ 
mely hat die Systematik solcher Kün¬ 
digungspraktiken aus der Anonymität 
und Vereinzelung herausgeführt und 
zum öffentlichen Diskussionsgegen¬ 
stand gemacht. 

Die Arbeiterklasse benötigt viel 
mehr Emmelys. Umso schwerer trifft 
sie dieser Verlust. 

Die Redaktion 


Viel zu tun 

ver.di NRW beschließt Politik für die nächsten vier Jahre 


Das Kapital drängt auf Lohndumping 
und Sozialabbau. Erfüllungsgehilfe 
der herrschenden Klasse in diesem 
Land ist dabei einmal mehr die Gro¬ 
ße Koalition. In dieser Situation disku¬ 
tierten am 21. und 22. März mehr als 
200 Delegierte in Oberhausen auf der 
vierten ordentlichen Landesbezirks¬ 
konferenz der Vereinigten Dienstleis¬ 
tungsgewerkschaft (ver.di) über eine 
Gegenstrategie. Sie vertreten rund 
491 000 Mitglieder. 

Mehr als 260 Anträge lagen vor, 
nicht alle wurden behandelt. Themati¬ 
sche Schwerpunkte waren die geplan¬ 
ten Freihandelsabkommen und das 
Gesetzesvorhaben zur Tarifeinheit. Im 
Leitantrag A001 lehnt die Gewerk¬ 
schaft ver.di in NRW die geplanten 
Freihandelsabkommen CETA, TTIP 

Anzeige 


und TISA ab, weil sie nicht zu mehr 
Beschäftigung führten, sondern wirt¬ 
schaftliche Beziehungen einseitig auf 
Kapitalinteressen ausrichteten. Die 
Delegierten forderten den ver.di-Bun- 
desvorstand auf, eine nationale und in¬ 
ternationale Kampagne für „Gute Ar¬ 
beit, Demokratie, soziale Gerechtigkeit 
und nachhaltiges Wirtschaften“ einzu¬ 
leiten. Mehrere Anträge und Wortmel¬ 
dungen bezogen sich auf den sofortigen 
Abbruch der Verhandlungen. Anträge 
mit der Forderung „TTIP sofort stop¬ 
pen“ gingen jedoch nur als Material an 
den Landesbezirksvorstand. 

Jürgen Senge, Delegierter aus Düs¬ 
seldorf, sagte dazu: „TTIP trifft ver.di 
im Kern.“ Setze sich TTIP durch, wür¬ 
den gewerkschaftliche Rechte massiv 
eingeschränkt. „Selbst die Existenz von 


ver.di wäre gefährdet.“ Senge informier¬ 
te den Kongress über die Großdemons¬ 
tration am 18. April in Frankfurt. Des¬ 
halb müsse ver.di breit mobilisieren und 
zur Teilnahme auffordern. Eine Weiter¬ 
leitung des Leitantrages an den Landes¬ 
bezirksvorstand und den Bundeskon¬ 
gress im Herbst in Leipzig reiche nicht. 

Einstimmig beschlossen die Dele¬ 
gierten eine Protestresolution zur „Ta¬ 
rifflucht Deutsche Post“. Darin werden 
die Landesregierung Nordrhein-West¬ 
falens und die Bundesregierung als 
Miteigentümer der Deutschen Post AG 
aufgefordert, den dort stattfindenden 
Tarif- und Vertragsbruch zu stoppen. 
Dieser sei ein sozialpolitischer Skan¬ 
dal. Die Post plant als Börsenkonzern 
die Gewinne aus dem Brief- und Paket¬ 
markt von 2,97 Milliarden in 2014 auf 
5 Milliarden Euro bis 2020 zu 
erhöhen. Lohnsenkungen 
beim Personal und Umstruk¬ 
turierungen und Ausgliede¬ 
rungen sollen dies ermögli¬ 
chen. Der Konzern will seine 
Beschäftigten, insbesondere 
die DHL-Paketdienstfahrer, 
dafür in wesentlich schlech¬ 
tere Arbeitsbedingungen 
drängen. 

In einem Antrag zur Frie¬ 
denspolitik setzt sich ver.di 
für eine weltweite, kontrol¬ 
lierte Abrüstung im Geiste 
der Völkerverständigung ein. 
Die Gewerkschaft versteht 
sich ausdrücklich als Teil der 
Friedensbewegung und for¬ 
dert ein Werbungs- und Auf¬ 
trittsverbot der Bundeswehr 
in Bildungseinrichtungen 
und Kitas. Außerdem will 


ver.di NRW ein Verbot aller faschisti¬ 
schen Parteien, Antragsteller war die 
ver.di-Landesjugendkonferenz. 

Die ver.di-Landesleiterin Gabriele 
Schmidt forderte einen Mindestlohn 
ohne jegliche Ausnahmen. 8,50 Euro 
könnten nur der Anfang sein und wären 
bei weitem nicht ausreichend. Schmidt 
sprach sich außerdem gegen den An¬ 
griff auf das Streikrecht aus und damit 
gegen das Vorhaben der Bundesregie¬ 
rung, eine gesetzliche Regelung der 
Tarifeinheit vorzunehmen. Die Unter¬ 
schriftenkampagne „Tarifeinheit: JA - 
Eingriff ins Streikrecht: NEIN“, die ver. 
di gemeinsam mit den DGB-Gewerk- 
schaften NGG und GEW durchführt, 
müsse verstärkt werden. Sie wies zu¬ 
dem darauf hin, dass Unternehmen zu¬ 
nehmend weder Gewerkschaften noch 
Tarifverträge akzeptierten. Aktuelles 
Beispiel wäre die Tarifflucht bei der 
Deutschen Post AG. 

Auch der ver.di-Bundesvorsitzen- 
de, Frank Bsirske, wandte sich auf der 
Landesbezirkskonferenz gegen die 
Entscheidung des Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbundes (DGB), das Gesetz zur 
Tarifeinheit zu begrüßen, obwohl der 
DGB-Bundeskongress dies 2014 mehr¬ 
heitlich ablehnte. Mit Blick auf laufen¬ 
de Tarifauseinandersetzungen sagte 
er, dass auf ver.di auch Erzwingungs¬ 
streiks zukommen könnten. Das ge¬ 
plante Gesetz zur Tarifeinheit nannte 
der ver.di-Chef einen „indirekten Ein¬ 
griff auf das Streikrecht, das wir nicht 
hinnehmen werden.“ 

Gabriele Schmidt (54) wurde für 
weitere vier Jahre zur Landesleiterin 
des größten Landesverbandes gewählt, 
mit 90,2 Prozent der Stimmen. 

Herbert Schedlbauer 
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„Ich finde, mein Beispiel ist ein 
gutes Beispiel dafür, dass es sich 
lohnt zu kämpfen. Kampf und So¬ 
lidarität gehören zusammen und 
es sollte noch mehr Schule ma¬ 
chen. Mein Leitspruch ist bis heu¬ 
te: „Wer nicht kämpft, hat schon 
verloren. Wer kämpft, kann ge¬ 
winnen. Jeder kann das. Du auch!“ 
Emmely 
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Köditz für Verzicht auf V-Leute 

Anlässlich der Debatte um ein dro¬ 
hendes neuerliches Scheitern des 
NPD-Verbotsverfahrens hat sich die 
Linksfraktion in der Parlamentari¬ 
schen Kontrollkommission des Säch¬ 
sischen Landtags, erneut für ein Ende 
der umstrittenen V-Leute-Praxis aus¬ 
gesprochen: „Die Forderung des Bun¬ 
desverfassungsgerichtes an die Innen¬ 
minister, den behaupteten Rückzug al¬ 
ler V-Leute aus den Führungsebenen 
der NPD zu beweisen und besonders 
nachzuweisen, dass keine Spitzel des 
Geheimdienstes an der Erarbeitung 
herausgehobener programmatischer 
Dokumente dieser Partei mitgearbei¬ 
tet haben, unterstreicht die Notwen¬ 
digkeit der Position der Linken, dass 
grundsätzlich keine solchen Personen 
durch die Ämter für Verfassungsschutz 
eingesetzt werden sollen“, konstatier¬ 
te Köditz und verwies darauf, dass im 
sächsischen NSU-Untersuchungsaus- 
schuss immer wieder betont worden 
sei, dass „von V-Leuten keinerlei Er¬ 
kenntnisse über das NSU-Kerntrio ge¬ 
liefert worden seien, obwohl eine Reihe 
von Spitzeln im direkten Umfeld aktiv 
war“. Im Strafverfahren gegen die mili¬ 
tanten „Skinheads Sächsische Schweiz“ 
habe sich der Einsatz von V-Leuten gar 
als Hindernis erwiesen, „da die Vertei¬ 
digung anführen konnte, es müsse ge¬ 
klärt werden, ob diese Personen direkt 
tatbeteiligt oder gar anstiftend tätig ge¬ 
wesen seien“. 

Rechte Aufmärsche 
am i. und 8. Mai 

In den kommenden Wochen wollen an- 
timuslimische Rassisten und Neonazis 
mehrfach im Ruhrgebiet aufmarschie¬ 
ren und dies ausgerechnet am Arbeiter¬ 
kampftag, dem 1. Mai, und am Tag der 
Befreiung Deutschlands vom Faschis¬ 
mus am 8. Mai. Während die NPD am 
1. Mai in Mönchengladbach aufmar¬ 
schieren will, plant „Die Rechte“ ei¬ 
nen Aufmarsch in Essen. „Pro NRW“ 
will am gleichen Tag in Oberhausen 
und Mülheim aufmarschieren. Für den 
8. Mai hat die rassistische Splitterpar¬ 
tei einen Aufmarsch in Duisburg ange¬ 
kündigt. 

Straffällige Polizeibeamte 

Ein Polizist, der einen Kollegen decken 
wollte, der am 1. Mai 2014 in Berlin ei¬ 
nen Unbeteiligten grundlos mit Pfef¬ 
ferspray attackiert hatte, wurde nun 
wegen Strafvereitelung im Amt verur¬ 
teilt. Er muss nun eine Geldstrafe von 
90 Tagessätzen ä 70 Euro entrichten. 
Die Richterin sah es als erwiesen an, 
dass der Beamte vorsätzlich eine fal¬ 
sche Aussage gemacht habe, um seinen 
Kollegen zu schützen. Letzterer war be¬ 
reits zuvor wegen Körperverletzung im 
Amt zu einer auf drei Jahre ausgesetz¬ 
ten Bewährungsstrafe von neun Mona¬ 
ten verurteilt worden. (bern) 

Stellungnahme 

Liebe Redaktion der UZ, 
mit großer Verwunderung hat der Bun¬ 
desausschuss der VVN-BdA auf seiner 
Sitzung am 28./29. März in Magdeburg 
den Artikel zum 80. Geburtstag unse¬ 
res Ehrenvorsitzenden Heinrich Fink 
zur Kenntnis genommen. 

Seine großen Verdienste in Kampf 
gegen Faschismus, Krieg und für eine 
gerechtere Welt sind auch für die VVN- 
BdA von großer Bedeutung. 

Deswegen ist es für uns umso we¬ 
niger verständlich, wenn es in dem Ar¬ 
tikel heißt, dass er in der VVN-BdA 
„nicht selten Ziel von durchschauba¬ 
ren Angriffen anderer, die sich nicht 
mit entschlossenen Linken solidarisie¬ 
ren wollten, dafür aber umso mehr um 
die Gunst der Mächtigen buhlten“ sei. 

Unabhängig davon, dass uns nicht 
klar ist, wo wir „um die Gunst der 
Herrschenden gebuhlt“ haben sollen, 
ist eine Würdigung zum 80. Geburts¬ 
tag von Heinrich Fink nicht der richtige 
Ort um eine Auseinandersetzung mit 
unserer Politik, die immer auch die Po¬ 
litik von Heinrich Fink war, zu führen. 

Wir weisen diese Diffamierungen 
gegen die VVN-BdA entschieden zu¬ 
rück und fordern Euch auf diese Stel¬ 
lungnahme abzudrucken. 

Mit freundlichen Grüßen 
Thomas Willms 
Bundesgeschäftsführer 


_ Innenpolitik _ unsere zeit m 

Die Toten und die Aasgeier 


150 Menschen sind in den französischen Seealpen ge¬ 
storben. Tragisch für die Betroffenen und ihre Hinter¬ 
bliebenen. Jeder Trost wirkt sinnlos. Der konkrete Her¬ 
gang ist in weiten Bereichen unklar. Eine Arbeit für 
Fachleute. Sie braucht Zeit. 

Goldgräberstimmung dagegen bei den Medien. Die 
„4T“sind schließlich die alles überragenden Imperati¬ 
ve des bürgerlichen Journalismus: Titten, Tränen, Tiere, 
Tote. Der inszenierte Voyeurismus ist in neoliberalen 
Zeiten das zentrale Motiv, nahezu ununterscheidbar 
für den Boulevard wie für die „ Qualitätspresse“. Im¬ 
mer vorne mit dabei: Die gebührenfinanzierten öffent¬ 
lich-rechtlichen Grundversorger. Der Absturz von 4U 
9525 ist der warme Frühlingsregen für die Auflage und 
die Quote. Riesenbalken, Riesenfotos, Brennpunkte 
und Sondersendungen. Das Ganze ist mit Kaffeesatz¬ 
leserei noch positiv umschrieben. Die Nullinformation 
wird zur nationalen Schicksalsfrage aufgeblasen. An 
Lautstärke wie an Trivialität nicht zu überbieten. Nur 
die Börsenfuzzis haben das wahre Opfer schon auf 
dem Schirm:,, Germanwings-Absturz trifft Lufthansa- 
Konzern ins Mark“ (N24). 

Entsprechend wird die Meute der „ Witwenschütt¬ 
ler“ von der Kette gelassen. Schlimmer als alle Pla¬ 
gen Ägyptens zusammen belagern sie Ahnungslose 
wie Arglose, treiben Trauernde und Traumatisier- 
te mit ihren Mikrofonen und Kameras in die emo¬ 
tionale Zwickmühle. Tränen und Tote, Halali, die 
Jagdsaison ist eröffnet. Billiger ist Fernsehen nicht 
zu machen. Wie im Krieg: Draufhalten, auf alles was 
sich bewegt. 


Klar, das gilt nicht für alle. „4T“ besser gesagt, eine 
modifiziertes „3T“ (Tränen, Terror, Tote) ist ebenso das 
Konjunkturprogramm für den bürgerlichen Politik¬ 
zirkus und die klerikalen Resteverwerter. Seit Helmut 
Schmidts Hamburger Erfolgscoup von 1962 gibt es 
keine Katastrophe, die nicht als Kulisse zur Selbstin¬ 
szenierung entschlossener Macherinnen und Macher 
herhalten musste und als Munition für den weihrauch¬ 
geschwängerten Irrationalismus der Großsekten. Kein 
Hochwasser, bei dem sich nicht die Kanzlerln und die 
Ministerpräsidenten die Gummistiefel in die Hand 
gäben. Stilbildend: Gerhard Schröders wiederwahl¬ 
sicherndes Schaulaufen beim Elbehochwasser 2002. 
Als hätten er und der „Deichgraf“ Deutschland persön¬ 
lich gerettet. Wie er versuchen seither die verschiede¬ 
nen Polit-PR-Horden die Arbeit der in der Regel völlig 
überlasteten Helfer nach Kräften zu sabotieren. Nicht 
anders Frau Merkel, die Herren Hollande und Rajoy, 
und zahllose andere, die letzte Woche mit ihrem Bemü¬ 
hen, den komplizierten Arbeiten in den Schluchten der 
Seealpen ressourcenraubend im Wege zu stehen, wohl 
nicht ohne Erfolg geblieben sind. 

Hatte es für Politik und Medien also schon reichlich 
Brei geregnet, gab es am 26.3. noch einen kräftigen Nach¬ 
schlag: Der „Amok-Pilot“ (Bild), der „Killer im Cock¬ 
pit“ (Morgenpost), „der Todesflieger“ (BZ). Ein Flug¬ 
schreiber wurde gefunden und die Medien haben ihren 
Irren, dem man die Sache anhängen kann. Die Psycho¬ 
logisierung des Gesellschaftlichen kann zur Hochform 
auflaufen. Statt die verstärkte strukturelle Überlastung, 
die endemisch sich ausbreitende Depression und die 


grassierende Sinnkrise der postmodernen Gesellschaft 
zu thematisieren, darf nun von allen in der unterstellten 
Psychopathologie des Kopiloten gewühlt werden. Jeder 
selbsternannte Küchenpsychologe darf aus der hohlen 
Hand über den „Ritualmord“ (Bild) öffentlich speku¬ 
lieren, wie unfundiert auch immer. Und selbstredend, 
die „ Witwenschüttler“haben neue Beute im Fadenkreuz . 
Ukraine, Jemen, Griechenland - uninteressant. 

Natürlich geht es auch anders. Am 4. September 
2009 gab der damalige Oberst Georg Klein den Befehl 
zwei Tanklastwagen zu bombardieren. Die Lastwagen 
waren in einem Flussbett steckengeblieben und zahl¬ 
reiche Menschen aus der Umgebung versuchten etwas 
Benzin abzuzapfen. Bei dem Angriff kamen in etwa so 
viele Menschen ums Leben wie letzte Woche in Süd¬ 
frankreich. Balkenlettern und seitenlange Spekulationen 
zum Geisteszustand des Oberst blieben ebenso aus wie 
die Belagerung seiner Angehörigen, der Vorgesetzten 
oder politisch Verantwortlichen. Keine Kanzlerin, die 
von einer „ Tragödie von schier unfassbarer Dimension“ 
sprach. Keine Kerzen, kein Weihrauch, kein staatlicher 
Trauerakt im Kölner Dom. Keine mehr als 100-köpfi- 
ge Sonderkommission. Der entscheidende Unterschied: 
Die Opfer waren keine Deutschen, nicht einmal Euro¬ 
päer, nur Kollateralschäden, wie die Tausenden Droh¬ 
nentoten der US-Boys. Das Landgericht Bonn hat die 
Klage afghanischer Angehöriger ab gewiesen. „Ritual¬ 
mord“? - Deutschland war erfolgreich gegen einige 
arme Dorfbewohner am Hindukusch verteidigt worden. 
Oberst Klein wurde zum General befördert. 

Guntram Hasselkamp 


Das Netz wird enger 

Zur „Reform“ des „Verfassungsschutzes“ gibt es „keine Alternativen“ 


D ezentral, also auf der Ebene der 
Bundesländer, aber auch zwi¬ 
schen Bund und Ländern lief es 
seit der Gründung mit Nazi-Kadern 
und nun auch über Jahre schlecht mit 
dem Inlandsgeheimdienst „Bundes¬ 
amt für Verfassungsschutz“ (BfV). 
Daraus hat die Bundesregierung, so 
Innenminister Thomas de Maiziere 
(CDU), Konsequenzen gezogen. Sie 
legte ein neues „Gesetz zur Verbesse¬ 
rung der Zusammenarbeit im Bereich 
des Verfassungsschutzes“ vor, getra¬ 
gen von CDU/CSU und SPD. Von die¬ 
ser „Verbesserung“ werden auch der 
Auslandsgeheimdienst „Bundesnach¬ 
richtendienst (BND)“ in Pullach und 
Berlin sowie der „Militärische Ab¬ 
schirmdienst (MAD)“ mit seiner Zen¬ 
trale in der Kölner Konrad-Adenauer- 
Kaserne berührt. 

Auffällig ist im neuen Gesetz die 
Stärkung der Bundesebene. So heißt es: 
„Das Bundesamt für Verfassungsschutz 
wertet unbeschadet der Auswertungs¬ 
verpflichtungen der Landesbehörden 
für Verfassungsschutz zentral alle Er¬ 
kenntnisse über Bestrebungen und Tä¬ 
tigkeiten im Sinne des Paragrafen 3 Ab¬ 
satz 1 aus. Es unterrichtet die Landes¬ 
behörden für Verfassungsschutz nach 
Paragraf 6 Absatz 1, insbesondere durch 
Querschnittsauswertungen in Form von 
Struktur- und Methodikberichten sowie 
regelmäßig durch bundesweite Lagebe¬ 
richte zu den wesentlichen Phänomen¬ 
bereichen unter Berücksichtigung der 
entsprechenden Landesberichte.“ 

Der Paragraf 3 mit Absatz 1 kenn¬ 
zeichnet nebulös die Aufgaben des In¬ 
landsgeheimdienstes: „Sammlung und 
Auswertung von Informationen, insbe¬ 
sondere von sach- und personenbezoge¬ 
nen Auskünften, Nachrichten und Un¬ 
terlagen“. Geschützt werden sollen die 
„freiheitliche demokratische Grund¬ 
ordnung“ (FDGO), die Sicherheit des 
Bundes und der Länder. Gewaltver¬ 
hinderung, die Verhinderung von Aus¬ 
landsspionage im Inland und das „fried¬ 
liche Zusammenleben der Völker“ sind 
weitere Ziele. Die Wirklichkeit sieht an¬ 
ders aus, denn diese hehren Ziele wur¬ 
den bekanntlich nicht verfolgt. Mehr 
noch: Wie Ironie mutet es an, wenn das 
Gesetz für den Geheimdienst fordert: 
„Die Verfassungsschutzbehörden sind 
an die allgemeinen Rechtsvorschriften 
gebunden (Artikel 20 des Grundgeset¬ 
zes)“. 

Neben der „Stärkung der Zentral¬ 
stelle“ und dem besseren „Informati¬ 
onsfluss“ geht es um den „Ausbau der 
Analysefähigkeit“ und die gesetzliche 


Absicherung der V-Leute. Nichts Neu¬ 
es bietet der neue Paragraf 9a: „Das 
Bundesamt für Verfassungsschutz darf 
eigene Mitarbeiter unter einer ihnen 
verliehenen und auf Dauer abgeleg¬ 


ten Legende (Verdeckte Mitarbeiter) 
... einsetzen.“ Wenn V-Leute Straftaten 
begehen, was sie ja nur sehr beschränkt 
dürfen, „entscheidet der Behördenlei¬ 
ter oder sein Vertreter“. Der Staatsan¬ 


walt darf sogar „das Verfahren einstel¬ 
len“, damit der Dienst oder der V-Mann 
nicht beschädigt werden. Diese Regel 
gilt nicht nur für die professionellen 
Spitzel, sondern auch für „Vertrauens¬ 
leute“. Das sind „Privatpersonen, deren 
planmäßige, dauerhafte Zusammenar¬ 
beit mit dem Bundesamt für Verfas¬ 
sungsschutz Dritten nicht bekannt ist“. 
Vertrauensleute gelten „als besonders 
sensibel angesehene nachrichtendienst¬ 
liche Mittel“. 

Zuarbeiter sind auch die Staatsan¬ 
waltschaften, die Polizeien, der Zoll, 
der Bundesnachrichtendienst (BND) 
als Auslandsspionage und der Mili¬ 
tärische Abschirmdienst (MAD). Im 
MAD-Gesetz heißt es nun: „Dem Mili¬ 
tärischen Abschirmdienst kann der au¬ 
tomatisierte Abruf von Daten aus den 
beim Bundesamt für Verfassungsschutz 


... geführten Dateien ermöglicht wer¬ 
den.“ Daten von Minderjährigen dürfen 
auch „nach Eintritt der Volljährigkeit“ 
noch gespeichert werden (Paragraf 7) 
Längere Speicherfristen gelten auch 


dann, wenn es um die Auslandsspio¬ 
nage des BND mit seinen „heimlich 
eingesetzte(n) Personen“ geht. Solche 
„Akten des BND mit personenbezo¬ 
genen Daten zu relevanten Akteuren 


(müssen) regelmäßig über einen fünf 
Jahre deutlich überschreitenden Zeit¬ 
raum hinweg als Hintergrund- und De¬ 
tailwissen verfügbar sein.“ 

Die Verfassung noch effektiver zu 
„schützen“ kostet viel Geld. Der Ge¬ 
setzentwurf sieht 261 neue Stellen vor. 
Das sind zusätzlich 17 Millionen Euro 
jährliche Personal- und Personalneben¬ 
kosten. Am Wasserkopf der Behörde 
wird zudem ein neuer Vizepräsiden¬ 
tenposten mit der Besoldungsgruppe 
B 6 (Jahresgrundgehalt bei Stufe 0: 
110 011,44 Euro) eingerichtet. Stufe 0 
setzt allerdings voraus, dass der Beamte 
ein Anfänger ist und kaum über die bei 
den sieben höheren Gehaltsstufen er¬ 
forderliche Berufserfahrung verfügt... 
Zur Mehrbelastung durch Personalkos¬ 
ten bringt die Gesetzesänderung Kos¬ 
ten durch die technische Umrüstung, 


damit die Knotenpunkte des Netzes 
von Bund und den Ländern besser har¬ 
monieren. Zu den Ausgaben heißt es 
abschließend: „Für die Wirtschaft ent¬ 
stehen keine Kosten.“ 


Der Gesetzentwurf ist noch druck¬ 
frisch, und schon meckern die Kritiker. 
Roger Lewentz (SPD) ist Innenminis¬ 
ter in Mainz und Vorsitzender der In¬ 
nenministerkonferenz der Länder. Er 
fürchtet, dass de Maiziere zu viel BfV 
an sich binden will. Unter dem Thü¬ 
ringer Innenminister Holger Poppen- 
häger (SPD) soll es in Zukunft - mit 
Ausnahmemöglichkeit - keine V-Leu- 
te mehr geben. Ministerpräsident Bodo 
Ramelow (Partei „Die Linke“) in der 
Badischen Zeitung: „Das sind kei¬ 
ne Vertrauensleute, sondern staatlich 
alimentierte Nazis.“ Daran, ob und in 
welchemUmfang die V-Leute wirklich 
abgeschaltet wurden, gibt es zumin¬ 
dest beim Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) - und bei der DKP - Zweifel. 
Das Gericht fordert Beweise, um die 
NPD verbieten zu können. Die DKP 
fordert ein neues Verfassungsschutz¬ 
gesetz mit nur einem Paragrafen: Der 
„Verfassungsschutz“ wird wegen sei¬ 
ner historischen Herkunft, aus Grün¬ 
den seiner auch aktuellen politischen 
Einseitigkeit sowie wegen seiner Ein¬ 
griffe in die bürgerlichen Freiheitsrech¬ 
te abgeschafft. 

Uwe Koopmann 



VS auflösen - eine alte Forderung nach einem überfälligen Schritt. 


„Für die Wirtschaft entstehen keine Kosten“ 









m unsere zeit _ Innenpolitik _ 

Aufklärung weiterhin fraglich 

Ende April neuer „NSU“-Untersuchungsausschuss in Sachsen? 



Gedenken an die Opfer neofaschistischer Gewalt. 


D ie seitens der etablierten Poli¬ 
tik ursprünglich angekündigte 
Aufklärung der schweren Ver¬ 
brechen des neofaschistischen Terror¬ 
netzwerks „Nationalsozialistischer Un¬ 
tergrund“ (NSU) ist trotz diverser Un¬ 
tersuchungsausschüsse bisher nahezu 
vollständig ausgeblieben. 

Um zumindest den Versuch zu 
starten, mehr Aufklärung zu leis¬ 
ten, beantragten Linksfraktion und 
Bündnis 90/Die Grünen im sächsi¬ 
schen Landtag vor wenigen Tagen ei¬ 
nen neuen Untersuchungsausschuss 
zum NSU-Terror. Ende April wird der 
Landtag darüber abstimmen, ob der 
Ausschuss erneut eingesetzt werden 
wird. Mit der (Wieder-)Einsetzung ei¬ 
nes NSU-Untersuchungsausschusses 
wollen die beiden Fraktionen die be¬ 
gonnene Aufklärungsarbeit fortset¬ 
zen. „Dass auch weiterhin großer Er¬ 
klärungsbedarf zum Versagen staatli¬ 
cher Behörden besteht, zeigen die in 


der Zwischenzeit in anderen Ländern 
eingesetzten Untersuchungsausschüs¬ 
se, etwa in Hessen oder Baden-Würt¬ 
temberg“, begründete die Linksfrakti¬ 
on ihr Vorgehen. 

In Nordrhein-Westfalen wurde die 
Arbeit des dortigen Untersuchungs¬ 
ausschusses hingegen jüngst von ei¬ 
nem Skandal erschüttert. So trat die 
bisherige Vorsitzende des NSU-Un¬ 
tersuchungsausschusses im nordrhein¬ 
westfälischen Landtag, Nadja Lüders 
(SPD), in der vergangenen Woche von 
ihrem Amt zurück. Lüders war in den 
Tagen zuvor verstärkt öffentlicher 
Kritik ausgesetzt gewesen, da sie 1999 
als Rechtsanwältin den Dortmunder 
Neofaschisten und späteren Polizis¬ 
tenmörder Michael Berger in einem 
Arbeitsrechtsverfahren verteidigt 
hatte. Berger hatte im Jahr 2000 im 
Raum Dortmund drei Polizeibeamte 
erschossen und sich sodann selbst ge¬ 
richtet. 


Neben verschiedenen antifaschisti¬ 
schen Organisationen hatte die NRW- 
Linkspartei den Rücktritt der SPD-Po- 
litikerin vom Ausschussvorsitz gefor¬ 
dert. „Die Linke hatte immer wieder 
im Landtag auf die Nazi-Strukturen 
Dortmunds hingewiesen, doch Lü¬ 
ders wiegelte stets ab. Sie fände es im¬ 
mer befremdlich, wenn alle so tun, als 
ob Dortmund eine Nazihochburg sei, 
habe sie damals im Landtag kundge¬ 
tan, kritisierte Azad Tarhan, Sprecher 
für antifaschistische Politik der NRW- 
Linkspartei. 

„Die Arbeit des Ausschusses darf 
nicht durch eine Diskussion um die 
Person der Vorsitzenden beeinträch¬ 
tigt werden“, schrieb die SPD-Politike- 
rin hingegen in einer Erklärung und be¬ 
klagte zugleich „die Verdächtigungen, 
Beschimpfungen und Unterstellungen, 
gerade im Internet“, die sie „zutiefst 
verletzt und getroffen“ hätten. Fernab 
der politischen Auseinandersetzungen 


um Lüders hatte es schon in Folge der 
Einsetzung des Parlamentarischen Un¬ 
tersuchungsausschusses Kritik an des¬ 
sen personeller Besetzung gegeben. 
So hatten sowohl die SPD als auch die 
Piraten-Fraktion Polizeibeamte in den 
Ausschuss entsandt. 

Kritik an Lüders äußerte auch 
Wolfgang Richter, Mitglied des Dort¬ 
munder DKP-Kreisvorstandes, in ei¬ 
nem Redebeitrag, den er beim antifa¬ 
schistischen Gedenken an den vor zehn 
Jahren in Dortmund ermordeten Punk 
Thomas Schulz, genannt „Schmuddel“, 
am vergangenen Sonnabend hielt. An¬ 
dere und bedeutendere Fälle als der 
„Fall Lüders“ flögen jedoch nicht auf, 
sondern garantierten auf dieser Ebene 
das Funktionieren des „tiefen Staates“ 
konstatierte Richter. Eben dieser „tie¬ 
fe Staat“ trage die „Verantwortung für 
den ideologischen und strategischen 
Kern des Neonazismus wie auch für 
dessen prügelnde und totschlagende 
Abteilungen“, so der Kommunist wei¬ 
ter. Das System sei ja doch so: „Die 
staatsdienende Polizei und die Justiz 
werden disziplinarisch und politisch 
von Staat und Politik am langen Zü¬ 
gel ,geführt 4 . Und Staat und Politik ih¬ 
rerseits werden von den Herren und 
Damen der großen Industrie und der 
großen Dienstleister, im engeren der 
großen Banken am langen Zügel ge¬ 
führt 4 ... 

„Es ist dieses ,Milieu 4 , es ist die 
herrschende Klasse, die die massivs¬ 
ten Interessen an Erhalt und Ausbau 
ihrer Machtsicherung hat. Hier haben 
die sich in unserem Verständnis be¬ 
ängstigenden Veränderungen von der 
Verfassung einer bürgerlichen Demo¬ 
kratie hin zu einem Polizeistaat ihren 
Ursprung“, konstatierte der DKP-Poli- 
tiker darüber hinaus. 

Wie viele Skandale und Hinweise 
über das Zusammenwirken staatlicher 
Stellen und der militanten Naziszene 
in den kommenden Monaten noch ans 
Licht der Öffentlichkeit geraten bleibt 
unterdessen abzuwarten. Dass sie kom¬ 
men werden, steht hingegen außer Fra¬ 
ge. 

Markus Bernhardt 


Randalierer 

Satirischer Rückblick auf den März 2015 


„Die Wut ist jetzt auch in Frankfurt an¬ 
gekommen“ sagte Jennifer Werthwein 
von der Grünen Jugend zu den Aus¬ 
schreitungen bei Blockupy am 18. März 
in Frankfurt. 

Da hatten es 90 Wasserwerfer und 
tausende Polizisten nicht geschafft, ein 
paar Brände von Müll und Polizeiau¬ 
tos zu verhindern oder auch nur zu lö¬ 
schen. Von 88 verletzten Polizisten lit¬ 
ten 80 an Reizgas-Vergiftungen, also an 
„friendly fire“, nur acht wiesen Verlet¬ 
zungen durch Steinwürfe auf. Dagegen 
litten 13 Demonstranten an Blessuren 
durch Schlagstockattacken der Polizei. 

Aber die Medien hatten ihr Thema: 
Randalierer! Komisch: In Kiew waren 
brennende Reifen ein Zeichen von 
friedlichem Freiheitskampf ... 

Aber: „Die eigentlichen Randalie¬ 
rer sitzen in der EZB. Sie fackeln zwar 
keine Autos ab, aber den Planeten 44 , 
sagte Naomi Klein auf der Blockupy- 
Kundgebung. 

Von den Milliarden, die das neue 
EZB-Gebäude gekostet hatte, das an 
diesem Tag offiziell eröffnet wurde, ist 
keine Rede mehr. Immerhin - richtig 
feiern konnte die EZB auch nicht. Die 
wenigen Gäste konnten mit dem Hub¬ 
schrauber anreisen, und statt großem 
Medienaufgebot waren nur handver¬ 
lesene Pressevertreter dabei, nicht mal 
das ZDF hatte Zutritt. Hat es nicht 
mehr das Vertrauen der Banken? 

Mit dem Vertrauen ist das ja so eine 
Sache: 

„Bei einem Treffen, das ich mit 
Herrn Schäuble hatte, sagte er mir, ich 
hätte das Vertrauen der deutschen Re¬ 


gierung verloren. Und ich sagte ihm:Ich 
hatte es nie, ich bin Mitglied einer Re¬ 
gierung der radikalen Linken.“ Sagte 
Giannis Varoufakis, der George Cloo- 
ney unter den Finanzministern. Wäre es 
da nicht besser, Herr Schäuble löste die 
griechische Regierung auf und wählte 
eine neue? Eine, die keinen Stinkefin¬ 
ger zeigt? 

Varoufakis’ Stinkefinger ist der 
Aufreger bei Jauch und BILD. An¬ 
geblich soll er diesen Deutschland ge¬ 
zeigt haben, wie ein Video von 2013 
beweisen soll. Allerdings hat er da nur 
von der Möglichkeit gesprochen, 2010 
(nach Ausbruch der Krise) wie Argen¬ 
tinien zu handeln, den Staatsbankrott 
zu erklären und Europa den Stinke¬ 
finger zu zeigen. Danach erklärte er 
ausführlich, dass er nicht dafür sei, 
sondern den Verbleib im Euro befür¬ 
worte. Und das hat er auch in der Sen¬ 
dung von Jauch getan - so man ihn ließ, 
denn meist wurde ihm das Mikro ab¬ 
gedreht. Sodass Markus Söder (CSU) 
den Oberlehrer spielen konnte und 
ständig forderte, die Griechen sollten 
„ihre Hausaufgaben“ machen. BILD 
forderte anschließend den Rücktritt 
des griechischen Finanzministers. Wäre 
es da nicht besser ... (s.o.) 

Schäuble spricht derweil schon von 
einem „versehentlichen, unfallarti¬ 
gen Austritt“ Griechenlands aus dem 
Euro, dem sogenannten Graccident. 
Was wohl heißen soll, dass er es drauf 
ankommen lassen wird, wenn die grie¬ 
chische Regierung sich seinen Sparvor¬ 
stellungen nicht beugt. Aber Schäuble 
hat nicht allein das Sagen: 


Kaum kündigt der griechische Prä¬ 
sident Tsipras eine Reise nach Mos¬ 
kau an, klingelt US-Präsident Obama 
bei Merkel und klärt, dass die USA 
kein Ausscheiden Griechenlands aus 
dem Euro wünschen - das könnte die 
Position der NATO im östlichen Mit¬ 
telmeer schwächen. Und schon pfeift 
Frau Merkel den bissigen Kettenhund 
Schäuble zurück und redet huldvoll 
mit Alexis Tsipras, zumindest vor den 
Kameras. Ob sie ihm unter vier Augen 
auch die Leviten gelesen hat? Wir wis¬ 
sen es nicht. 

Aber ich weiß, wo die nächste Farb- 
oder Blumen„revolution“ stattfinden 
wird. 

Demnächst wird in Kirgisien ein 
Maidan-Spektakel inszeniert werden. 
Dazu muss man keine speziellen hell¬ 
seherischen Fähigkeiten haben. Es 
genügt zu wissen, dass Richard Miles 
jetzt in der kirgisischen Hauptstadt 
die US-Botschaft leitet. Miles war in 
Belgrad, als dort der Regime Change 
eingeleitet wurde, er war in Tbilissi, als 
die dortige Regierung dem US-Aben¬ 
teurer Saakaschwili Platz machen 
musste, und er brachte in einem US- 
Schulungszentrum „Young Eurasian 
Leaders“ bei, wie sie ihr Land in ei¬ 
nen Konflikt stürzen können, um dann 
die Hilfe der USA zu rufen. Kirgisien 
und Usbekistan hatten schon 2010 ei¬ 
nen militärischen Konflikt ausgetra¬ 
gen, Usbekistan, das diktatorisch re¬ 
giert wird, wird derzeit von den USA 
umworben und ist wohl dafür vorge¬ 
sehen, dem Nachbarland zu Hilfe zu 
eilen. Kirgisien will noch 2015 der Eu- 


rasischen Union beitreten und bietet 
Russland einen Luftwaffenstützpunkt. 
Da wird es Zeit für eine kleine Insze¬ 
nierung von Randale. Mr. McCain, 
übernehmen Sie! 

Allerdings ist die US-Regierung ja 
auch zu erstaunlichen Einsichten fä¬ 
hig: „Letztendlich müssen wir verhan¬ 
deln“, sagte US-Außenminister Kerry 
zum Konflikt mit Syrien. Ja, dass Assad 
nach vier Jahren immer noch im Amt 
ist und der IS immer mehr Terrain er¬ 
obert, zwingt die USA zu einem Schritt 
zurück. Wie schön wäre es, wenn die¬ 
se Erkenntnis grundsätzlich verankert 
würde: Militärisch findet man keine 
Lösungen, nur Verhandlungen können 
Konflikte beseitigen. 

„Randale“ ist kein Argument - in 
welchem Ausmaß auch immer. 

Auch das Völkerrecht ist kein Argu¬ 
ment. Es wird nur strapaziert, wenn es 
in den Kram passt. Dass Saudi-Arabien 
jetzt im Jemen Krieg führt, fällt selbst¬ 
verständlich nicht unter „Verletzung 
des Völkerrechts“! Es geht ja gegen 
den Iran und nicht gegen „UNS“, die 
Verteidiger westlicher Werte (die sich 
in Dollar messen lassen). 

PS. Wenn ein Flugzeug am Boden 
zerschellt, ist das eine Tragödie für alle 
Beteiligten. Aber ob den Hinterbliebe¬ 
nen geholfen ist mit dieser hysterischen 
Dauer-Berichterstattung? Und ob des¬ 
wegen alle Satire-Sendungen abgesetzt 
werden müssen? Hieß es nicht noch 
nach dem Massaker bei „Charlie Heb- 
do“: „Satire darf alles?“ Offenbar eben 
doch nicht. 

Jane Zahn 
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Ostermarsch 2015 

Anlässlich der bevorstehenden Oster¬ 
märsche erklärten die Sprecher des 
Bundesausschusses Friedensratschlag 
am 30. März in Kassel: 

Mit zirka 100 Ostermärschen im gan¬ 
zen Land macht die Friedensbewegung 
auch in diesem Jahr auf sich und ihre 
Hauptforderungen aufmerksam. 55 Jah¬ 
re nach dem ersten Ostermarsch, in dem 
es um die atomare Bewaffnung der Bun¬ 
deswehr ging, sind die Atomwaffen im¬ 
mer noch ein wichtiges Thema für die 
Friedensbewegung. Dies zeigt sich u.a. 
an den andauernden Aktionen von Frie¬ 
densinitiativen und -aktivisten am Atom¬ 
waffenstandort Büchel. Dort lagern etwa 
20 US-amerikanische Atomwaffen, die 
derzeit sogar modernisiert werden. 

Allerdings hat sich die Agenda der 
Friedensbewegung seither stark ver¬ 
ändert. Insbesondere die Vereinigung 
der beiden deutschen Staaten und die 
Auflösung des Warschauer Vertragssys¬ 
tems, der die NATO nicht folgte, haben 
die Koordinaten der europäischen und 
weltweiten Sicherheitspolitik entschei¬ 
dend verändert. Seither haben Kriege 
weltweit zugenommen, haben Gewalt¬ 
strukturen und Waffen in den Internati¬ 
onalen Beziehungen eine neue Bedeu¬ 
tung erhalten. 

Unter dem Slogan „Für eine Welt 
ohne Krieg, des Friedens und der Völ¬ 
kerverständigung“ wird bereits am 
kommenden Samstag (28. März) die 
Postdamer Friedenskoordination de¬ 
monstrieren. Die traditionellen Oster¬ 
märsche folgen dann ein paar Tage spä¬ 
ter - beginnend mit Gründonnerstag 
(z.B. Erfurt) - und finden schwerpunkt¬ 
mäßig zwischen Ostersamstag und Os¬ 
termontag statt. 

Einen großen Raum wird der mi¬ 
litärische Konflikt in der Ukraine ein¬ 
nehmen: Die Friedensbewegung ist 
weder mit dem Vorgehen der - usur¬ 
pierten - Kiewer Staatsmacht in der 
Ostukraine, noch mit der fadenschei¬ 
nigen Politik Russlands, noch mit der 
aggressiven Einheizpolitik der US-Ad¬ 
ministration einverstanden. Hier droht 
ein neuer „Kalter Krieg“. Unterstüt¬ 
zung findet vielmehr der Ansatz einer 
Deeskalation, wie er etwa in den Mins- 
ker Vereinbarungen festgelegt wurde 
und von Deutschland und Frankreich 
offiziell mitgetragen wird. 

Ein weiteres Thema wird das Ende 
des Zweiten Weltkriegs sein, an das 
überall erinnert wird. Ein entsprechen¬ 
der Aufruf der VVN-BdA (Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes-Bund 
der Antifaschistinnen) zielt auf den 
8. Mai, dem eigentlichen „Tag der Be¬ 
freiung“, an dem zahlreiche lokale und 
regionale Aktionen stattfinden werden. 

Schließlich werden sich die Redne- 
rinnen und Redner mit dem Vorgehen 
des sog. Islamischen Staates im Nahen 
Osten beschäftigen, dessen Aufbau 
maßgeblich von westlichen Geheim¬ 
diensten und „befreundeten“ Staaten 
wie Saudi-Arabien betrieben wurde. 
Weitere Themen sind der Kampf gegen 
die Beschaffung bewaffneter Drohnen 
durch die Bundeswehr, die Aufrüstung 
der Bundeswehr zu einer reinen Inter¬ 
ventionsarmee sowie die nicht endende 
Überwachung friedlicher Bürgerinnen 
durch private oder staatliche Stellen. 

Die Veranstalter erwarten trotz 
verschiedentlicher Versuche, neue De¬ 
monstranten zu gewinnen (Aktion 
„Friedenswinter“, die aber in der Frie¬ 
densbewegung kontrovers diskutiert 
wird) keine signifikanten Steigerungen 
der Teilnehmerzahlen an den Ostermär¬ 
schen. Vielmehr gehen die „Großorga¬ 
nisationen“ der Friedensbewegung von 
einer Stabilisierung der bisherigen Be¬ 
wegung aus. Das würde bedeuten, dass 
wieder Tausende von Friedensaktivis¬ 
tinnen durch mehr als 100 Orte ziehen 
werden. Am Ostersamstag starten die 
Ostermärsche Rhein/Ruhr in Düssel¬ 
dorf bzw. Duisburg. Größere Abschluss¬ 
veranstaltungen wird es am Ostersams¬ 
tag in Berlin, Bremen und Stuttgart, am 
Ostermontag in Büchel, Frankfurt (wo 
auch die zentrale Ostermarschkoordi¬ 
nation residiert: frieden-und-zukunft@t- 
online.de), Dortmund, Hamburg, Kas¬ 
sel, Müllheim und Nürnberg geben. 

Für den Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag 

Peter Strutynski (Kassel) 

Lühr Henken (Berlin) 
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F*** the EU? 

Bei einem Besuch in den USA traf der 
griechische Verteidigungsminister Kam- 
menos (ANEL) die stellvertretende US- 
Außenministerin Victoria Nuland. Un¬ 
ter anderem schlug er vor, die griechi¬ 
schen Öl- und Gasvorkommen der Ägäis 
mit den USA zu teilen. Seine bisherige 
Amtszeit hatte er auch für seine gegen 
die Türkei gerichtete Symbolpolitik ge¬ 
nutzt, mit der Griechenland um Einfluss 
in der Ägäis konkurriert. Erst in der ver¬ 
gangenen Woche ließ er eine große Mili¬ 
tärparade zum Jahrestag des Aufstandes 
gegen die Osmanen von 1821 abhalten. 
In den vergangenen Jahren war die Pa¬ 
rade aus finanziellen Gründen verklei¬ 
nert worden. 

Die griechische Regierung sucht in 
Washington, aber auch in Moskau nach 
Unterstützung, um ihre Position in den 
Verhandlungen mit der EU zu verbes¬ 
sern. Die Hoffnung auf Kredite und 
Handelserleichterungen aus Russland 
hinderte sie jedoch nicht daran, ihre In¬ 
tegration in die NATO und ihre Beteili¬ 
gung an gemeinsamen Militärübungen 
zu bestätigen. 

Nuland hatte vor kurzem erklärt, 
dass ein gutes Verhältnis zwischen 
Griechenland und Russland nicht un¬ 
bedingt im Widerspruch zu US-Interes- 
sen steht. Die USA, so Nuland, hätten 
„kein Problem“ damit, dass Griechen¬ 
land engere Verbindungen zu Russland 
aufbaut. „Der Kontakt zwischen Grie¬ 
chenland und Russland war in der Ver¬ 
gangenheit stets sehr nützlich für die 
Übermittlung eindeutiger Botschaften. 
Das wollen wir beibehalten.“ 

Standpunkte 

„Die Europäische Union verfolgt in ih¬ 
ren Beziehungen zu Kuba das Ziel, einen 
Prozess des Übergangs in eine pluralis¬ 
tische Demokratie und die Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(...) zu fördern.“ Das ist im „Gemein¬ 
samen Standpunkt“ von 1996 festgelegt. 

Nachdem die USA die diplomatische 
Annäherung an Kuba eingeleitet haben, 
zieht die EU anscheinend nach. Die EU- 
Außenbeauftragte Federica Mogherini 
reiste nach Kuba und traf den kubani¬ 
schen Präsidenten Raul Castro. Bis zum 
Jahresende könnte ein Abkommen zwi¬ 
schen Kuba und der EU unterzeichnet 
werden, das den „Gemeinsamen Stand¬ 
punkt“ ablöst. Für Kuba ist eine Bedin¬ 
gung an ein solches Abkommen, dass es 
das Prinzip der Nichteinmischung in sei¬ 
ne inneren Angelegenheiten anerkennt. 

Keinen Meter 

Graz ist bunt, nicht braun - das mach¬ 
ten 1 500 Demonstrantlnnen am Sonn¬ 
tag deutlich. 150 Anhänger von Pegida 
konnten dagegen nur zwischen Frei¬ 
heitsplatz und Karmeliterplatz hin- 
und her „spazieren“, eingesperrt von 
Polizei und Demonstrantinnen. Auch 
in anderen Städten blieben die Pegida- 
Anhänger eine kleines Häufchen, wäh¬ 
rend sich ihnen große multikulturelle 
Demonstrationen entgegenstellten, wie 
z.B. in Wien, wo 350 Pegidistlnnen sich 
5000 Verhinderern ihrer Demo gegen¬ 
übersahen. Unter dem Motto: „Keinen 
Meter für Pegida“ hatte die „Offensive 
Gegen Rechts“ in Graz zum Widerstand 
aufgerufen und skandierte u. a. „Rassis¬ 
mus schafft keine Arbeitsplätze“. (ARi) 

Wahl und Kampf 

Stühle und Wassergläser flogen im Par¬ 
lament in Ankara, fünf Abgeordne¬ 
te wurden verletzt, einer stürzte eine 
Treppe hinunter. Grund der Schlä¬ 
gereien zwischen Abgeordneten der 
AKP und der Opposition waren die 
geplanten neuen Sicherheitsgesetze in 
der Türkei. Die Opposition warnte, die 
Neuregelungen machten das Land end¬ 
gültig zum „Polizeistaat“. 

Seit dem 17. Februar stritten die 
Abgeordneten, in der vergangenen 
Woche wurde das Paket mit seinen 
weitreichenden Änderungen beschlos¬ 
sen. Kritiker gehen davon aus, dass die 
Regierung vor der Parlamentswahl 
am 7. Juni regierungsfeindliche De¬ 
monstrationen wie die Gezi-Proteste 
im Keim ersticken möchte. Polizisten 
wird künftig auch in nicht unmittelbar 
lebensbedrohlichen Situationen er¬ 
laubt, scharf zu schießen - etwa dann, 
wenn Demonstranten „Waffen“ gegen 
Fahrzeuge einsetzen. 


Feindliche Übernahmen 

Ukraine: Staatlich oder privat - im Kampf der Oligarchen nur Formsache. 



Poroschenko entlässt den Oligarchen Kolomojskij. Für die Kameras präsentiert sich der Schokoladenfabrikant von der 
Schokoladenseite, im Hintergrund führt er den Machtkampf mit handfesteren Mitteln. 


Die Einschätzungen, wer die neueste 
Schlacht im Krieg zwischen den uk¬ 
rainischen Oligarchen gewonnen hat, 
gehen auseinander. Tatsache ist, das 
Igor Kolomojskij als Gouverneur des 
Gebietes Dnjepropetrowsk abgesetzt 
ist - angeblich auf eigenen Wunsch. In 
der Nacht zum 25. März unterschrieb 
Präsident Poroschenko vor laufenden 
Kameras die Entlassungsurkunde. 
Kolomojskij hatte sich die Kontrolle 
über die mehrheitlich staatlichen Unter¬ 
nehmen Ukrnafta (Erdöl) und Ukrtrans- 
nafta (Erdöltransport) gesichert, obwohl 
er jeweils nur größere Minderheitsbetei¬ 
ligungen hielt. In den Tresoren der von 
ihm kontrollierten „Privat-Bank“ finden 
sich Depositen der staatlichen Ukrtrans- 
nafta von einigen Milliarden Griwna. Zu 
seinem Geschäftsmodell hatte gehört, 
dass das eine Unternehmen sein Öl in 
Tanks des anderen lagerte und dafür 
hohe Preise zahlte, die letztlich an Ko¬ 
lomojskij flössen. 

Um ihren Einfluss im Staat auch auf 
diese Unternehmen auszudehnen, setzte 
die Gruppe um den Präsidenten und Oli¬ 
garchen Poroschenko das Management 
beider Unternehmen per Parlaments¬ 
beschluss ab, Kolomojskij reagierte, in¬ 
dem er seine Privatarmee in die Kiewer 
Zentrale der Ukrtransnafta schickte. Er 
bezeichnete den Austausch des Manage¬ 
ments als „feindliche Übernahme“. 

Mit der Entlassung seines Rivalen 
kann sich Poroschenko als starker Mann 
in Szene setzen. Erst kurz zuvor hatte er 
angekündigt, die von ihm kaum kont¬ 
rollierbaren Privatarmeen abzuschaffen. 
Mitten in einer Regierungssitzung hat 
die ukrainische Polizei den Zivilschutz¬ 
chef Sergej Botschkowski und seinen 
Stellvertreter Wassili Stojezki festge¬ 
nommen. Vor laufenden Fernsehkame¬ 
ras wurden die beiden Funktionäre am 
Mittwoch in Kiew in Handschellen ab¬ 
geführt. Innenminister Arsen Awakow 
warf den Männern Korruption vor. Sie 
sollen monatliche Schmiergeldzahlun¬ 
gen von Regionalbehörden gefordert 
sowie Treibstoff für Dienstfahrzeuge auf 
illegale Weise beschafft haben. 

Als Reaktion auf die Entlassung 
Kolomojskijs verließen mehrere sei¬ 
ner Gefolgsleuten in Dnjepropetrowsk 


und Kiew ihre Posten, darunter auch 
Parlamentsabgeordnete im Poroschen- 
ko-Block, da der Präsident „danach 
strebe, die Situation im Gebiet Dnje¬ 
propetrowsk zu destabilisieren.“ Kolo¬ 
mojskij selbst wies darauf hin, dass er 
in Kiew „über 2 000 Kämpfer“ verfüge. 
Der engste Berater und Stellvertreter 
des ehemaligen Gouverneurs, Genadi 
Korban, erklärte, dass es für die Kiewer 
Machthaber an der Zeit sei zu gehen. 
Und weiter: „Es ist an der Zeit in Kiew 
Ordnung zu schaffen, das uns Dezent¬ 
ralisierung versprochen hat, wirtschaft¬ 
liche Unabhängigkeit in bestimmtem 
Maße, d.h. finanzielle Dezentralisie¬ 
rung, und vieles mehr hat man ver¬ 
sprochen, doch nichts wurde getan“ 
Die Führung der nicht anerkannten 
„Volksrepublik Donezk“ im Osten der 
Ukraine rief Kolomojskij auf, eine ei¬ 
gene Republik im ukrainischen Gebiet 
Dnjepropetrowsk auszurufen. 

Korban - so berichtet die Online- 
Zeitung „Swobodnaja Pressa“ (SP) - 
habe unzweideutig zu verstehen ge¬ 
geben, dass die unter Kontrolle Kolo¬ 


mojskij s stehenden Bataillone im Falle 
der Eskalation des Konflikts bereit sei¬ 
en, nach Kiew zu ziehen, um dort „Ord¬ 
nung“ zu schaffen. Es sei schwierig zu 
sagen, ob der Oligarchen-Fronde der 
Mut und die Kraft reichen, einen drit¬ 
ten Maidan in Kiew zu organisieren. 
Vieles werde von den Verhandlungs¬ 
anstrengungen der USA abhängen, 
die nicht an einer Spaltung der Mai- 
dan-Reihen interessiert seien. Es sei 
kein Zufall, dass der US-Botschafter in 
der Ukraine, Geoffrey Pyatt, persönlich 
ein „aufklärendes Gespräch“ mit Kolo¬ 
mojskij geführt habe. 

Der Direktor des ukrainischen Zen¬ 
trums für angewandte politische For¬ 
schungen „Penta“ hält die Situation für 
einen taktischen Sieg Poroschenkos. 
Der Leiter des Kiewer Zentrums für 
politische Forschungen und Konflikto- 
logie, Michail Pogrebinski, betrachtet 
Kolomojskij dagegen als Sieger. „Po¬ 
roschenko hat eine zu milde Entschei¬ 
dung getroffen. Der Konflikt zwischen 
dem Präsidenten und dem Gouverneur 
wird eine Fortsetzung haben“, vermutet 


er und ergänzt, dass sich Kolomoisky 
dabei nicht nur auf seine finanziellen 
Möglichkeiten, sondern auch auf ihm 
ergebene Abgeordnete und seine Frei- 
willigen-Bataillone stützen könne. 

Der Präsident setzt währenddessen 
auf die Unterstützung der USA, um 
seine eigene Machtbasis auszubauen. 
In Kampfuniform nahm er stolz die 
seit langem erwarteten ersten USA- 
Militärfahrzeuge entgegen. „Effekti¬ 
ve Kampfmaschinen“ seien das, sagt 
er. Die Streitkräfte, so verfügt es Po¬ 
roschenko, sollen nun um ein Drittel 
auf 250.000 Mann wachsen. Die ers¬ 
ten britischen Militärausbilder sind 
bereits im Land. Im April sollen fast 
300 USA-Militärs in einem Trainings¬ 
camp eintreffen. Und an der Front im 
Osten ersetzen immer mehr frische 
Kräfte müde Kämpfer. Vom Minsker 
Friedensprozeß redet in Kiew kaum 
noch jemand. Poroschenko hat immer 
wieder angekündigt, die „okkupierten 
Gebiete“ Lugansk und Donezk wieder 
unter Kontrolle Kiews zu bringen. 

U.B./W.G. 


Kooperation zahlt sich aus Terror und Hetze 

Jemen: Die Bundesregierung hat nicht nur Solidarität mit den politischen Gefangenen in 

Verständnis für die saudische Aggression. Swasiland 


Die Bundesregierung hat „Verständnis“ 
für den Krieg des von Saudi-Arabien 
geführten Militärbündnisses gegen Auf¬ 
ständische im Jemen, heißt es im Aus¬ 
wärtigen Amt. In der vergangenen Wo¬ 
che trafen die saudischen Bomber unter 
anderem ein jemenitisches Flüchtlings¬ 
lager, mindestens 45 Menschen starben. 

Bereits vor Beginn der aktuellen 
Luftangriffe auf Stellungen der Huthi- 
Rebellen hatten die westlichen Groß¬ 
mächte und ihr regionaler Hauptver¬ 
bündeter Saudi-Arabien zur Eskala¬ 
tion des innerjemenitischen Konflikts 
beigetragen. So weist die International 
Crisis Group, ein internationaler west¬ 
licher Think-Tank, darauf hin, dass Wa¬ 
shington „und andere westliche Regie¬ 
rungen“ den jemenitischen Staatsprä¬ 
sidenten Abd Rabbo Mansur Hadi um 
jeden Preis an der Macht zu halten 
suchten, da er im „Anti-Terror-Krieg“ 
stets bereitwillig mit ihnen kooperierte. 
Dass der kooperationswillige Präsident 
Reformen verschleppte und in der Be¬ 
völkerung kaum noch Rückhalt hatte, 
sei im Westen ignoriert worden, heißt 
es bei der Crisis Group. Im Herbst letz¬ 
ten Jahres berichtete die Büroleiterin 
der Friedrich-Ebert-Stiftung (SPD) 
im Jemen, Hadis „politisches Überle¬ 
ben“ werde „derzeit nur noch durch 
die internationale Gemeinschaft ga¬ 
rantiert“. Wie die Crisis Group schil¬ 
dert, hat Saudi-Arabien zuletzt sogar 
mehrfach denkbare Verhandlungslö¬ 
sungen in dem eskalierenden Konflikt 
sabotiert. Noch in diesem Monat habe 


Riad erneut eine Einigung unmöglich 
gemacht, indem es Gespräche an Vor¬ 
bedingungen geknüpft habe, die für die 
Huthis unerfüllbar gewesen seien. 

Hintergrund ist der gemeinsame 
Machtkampf des Westens und Sau¬ 
di-Arabiens gegen Iran. Riads neuer 
Krieg richtet sich gegen einen angeb¬ 
lichen Machtzuwachs Irans, dem gute 
Verbindungen zu den schiitischen Hu- 
thi-Rebellen nachgesagt werden. Er 
entspricht den Interessen der NATO- 
Staaten: Man wolle verhindern, dass 
Teheran mit Hilfe der Huthis „neben 
der Meerenge von Hormus auch noch 
die Meerenge zwischen dem Jemen und 
Afrika kontrollieren könnte, durch die 
jeden Tag Millionen Barrel Erdöl trans¬ 
portiert werden“, erläutert ein renom¬ 
mierter Kommentator. Für ihren Krieg 
stehen den saudischen Streitkräften 
deutsche Kriegswaffen zur Verfügung, 
darunter Tornado- und Eurofighter- 
Kampfflugzeuge sowie - für den Fall 
eines Einmarschs saudischer Boden¬ 
truppen im Jemen - Sturmgewehre der 
Modelle G3 und G36. Die „Kombina¬ 
tion aus Stellvertreterkriegen, sektiere¬ 
rischer Gewalt, Staatszerfall und Mili¬ 
zenherrschaft“ sei „auf traurige Weise 
in der Region üblich geworden“, urteilt 
die International Crisis Group über die 
bestialischen Kriege in der arabischen 
Welt, die den offenen oder verdeckten 
militärischen Interventionen des Wes¬ 
tens in den vergangenen 15 Jahren folg¬ 
ten. 

german-foreign-policy.de 


„Vereinigt verhandeln wir, gespalten 
betteln wir“ - das ist die Losung des 
klassenbewussten Gewerkschaftsbun¬ 
des TUCOSWA in Swasiland. „Die 
Gewerkschaften in Swasiland bereiten 
schon die umfassende Auflehnung ge¬ 
gen die Autokratie des Königs Mswati 
vor. Dazu brauchen wir Unterstützung 
von unseren Freunden im Kampf“, 
schreibt ein Vertreter der Kommunis¬ 
tischen Partei des Swasilandes (CPS) 
an UZ. In der letzten Ausgabe berich¬ 
teten wir über die parasitäre Herr¬ 
schaft des Königs, der das Land als Pri¬ 
vateigentum betrachtet und über die 
Repressionen der Autokratie gegen 
Gewerkschaften, Kommunisten und 
demokratische Persönlichkeiten. TU¬ 
COSWA und CPS rufen zur Solidari¬ 
tät mit den politischen Gefangenen in 
der kleinen Monarchie im südlichen 
Afrika auf. 

Mario Masuko ist Vorsitzender 
der demokratischen Partei PUDE- 
MO. Nachdem er im vergangenen 
Jahr auf einer l.-Mai-Demonstration 
gesprochen hatte, wurde er unter dem 
Vorwurf des Terrorismus festgenom¬ 
men - denn PUDEMO fällt unter das 
„Gesetz zur Unterdrückung des Ter¬ 
rorismus“. 

Thuani Maseko, ein Menschen¬ 
rechtsanwalt, sitzt eine zweijährige 
Gefängnisstrafe ab. Verurteilt wurde er 
für einen Artikel unter dem Titel „Wo 
das Recht keinen Platz hat“, in dem er 
korrupte Seilschaften in der Justiz kri¬ 
tisierte. 


Musa Dube ist stellvertretender 
Generalsekretär der CPS. Im Septem¬ 
ber 2013 hatte er zum Boykott der vom 
König inszenierten Wahlfarce aufgeru¬ 
fen. Die Polizei nahm ihn fest, ein Ge¬ 
richt verurteilte ihn wegen Volksver¬ 
hetzung. 

Die demokratische Opposition in 
Swasiland wird auch in Zukunft auf 
Solidarität angewiesen sein - die CPS 
stellt sich auf weitere harte Auseinan¬ 
dersetzungen ein. Im Januar erklärte 
sie: „Es ist klar, dass wir weitere Op¬ 
fer bringen müssen und dem Regime 
entgegentreten. Wir schließen nicht aus, 
dass dies auch einige unserer Genossen 
in Lebensgefahr bringen kann - aber es 
ist notwendig.“ 


Solidarität zeigen! 

Post an die 
Gefangenen kann an 
folgende Adresse ge¬ 
schickt werden: 

Lawyers 

for Human Rights 
Box 60180 Mbabane 
Swaziland 
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Kontrollieren, einsperren, erschießen 

USA: Zurück zu offenen Formen der Polizei-Brutalität 


R assistische Polizeigewalt ist ein 
Thema mit einer langen, blutigen 
Geschichte in den USA. Zeitwei¬ 
lig wurde offene Gewalt durch Weg¬ 
sperren „ersetzt“ Doch unterdessen 
wird Polizei-Brutalität wieder offen 
ausgelebt. Dahinter verbirgt sich ein 
perfides Justizwesen, basierend auf ei¬ 
nem System rassistischer Kontrollen, 
drakonischen Strafen, und neuerdings 
auf der verzweifelten Suche nach Mög¬ 
lichkeiten, die nicht selten angeordne¬ 
ten Exekutionen auch durchführen zu 
können. Dabei wird auf Methoden zu¬ 
rückgegriffen, die schon lange abge¬ 
schafft waren. Nur die Möglichkeit die 
Todesstrafe abzuschaffen, wird von den 
zuständigen Behörden offensichtlich 
nicht in Erwägung gezogen. 

„Heute gibt es nicht so viele Ge¬ 
waltexzesse oder eine Kugel ins Hirn, 
sondern die Taktik besteht darin, Men¬ 
schen mit fingierten Beweisen hinter 
Gitter zu bringen - und zwar häufig 
für eine sehr lange Zeit.“ Das sagte 
Linn Washington, Jurist und Professor 
für Journalistik an der Temple Univer- 
sity in Philadelphia, alter Freund und 
Weggefährte des wohl berühmtesten 
politischen Gefangenen der Welt, Mu- 
mia Abu-Jamal, in einem Interview. Im 
Jahre 2006! 

Linn Washington, der wie Mumia 
Abu-Jamal für sich in Anspruch neh¬ 
men kann, sich über Jahrzehnte mit 
dem Thema rassistische Polizeigewalt 
beschäftigt zu haben, würde das wohl 
knapp 10 Jahre später anders ausdrü- 
cken. 

Trotzdem dürfte seine Einschät¬ 
zung aus diesem Interview auch heu¬ 
te ihre Gültigkeit haben: „Experten 
von rechts bis links sind sich darüber 
einig, dass etwa 10 Prozent aller Ge¬ 
fängnisinsassen unschuldig dort sitzen. 


Das hört sich erstmal harmlos an, aber 
bei ca. zwei Millionen Gefangenen in 
den USA sind das immerhin etwa 
200 000 Menschen. Und auch da sind 
sich die Experten einig, in erster Linie 
betroffen davon sind Afro- und Latino- 
Amerikaner. 


Hinzu kommt die völlig unter¬ 
schiedliche Bemessung des Strafmaßes 
bei Weißen und Schwarzen oder Lati- 
nos. Ich will ein Beispiel dafür nennen: 
Jeff Bush, der Bruder von George W., 
erhöhte zu Beginn seiner Amtszeit als 
Gouverneur von Florida das Strafmaß 
für Drogendelikte. Später wurde seine 
Tochter wegen Drogenbesitzes verhaf¬ 
tet, Jeff Bush rannte durch die Gegend, 
faselte was von,Familientragödie 4 , hol¬ 
te seine Tochter aus der Haft und steck¬ 
te sie in eine Rehabilitationsmaßnah¬ 
me. Währenddessen wurde die Tochter 
erneut mit Drogen aufgegriffen. Dafür 
kam sie immer noch nicht in den Knast, 


sondern wieder in die Rehabilitations¬ 
maßnahme. Das ist sicherlich richtig so, 
nur ich kenne viele schwarze Jugendli¬ 
che, die für dieselbe Menge Stoff zehn 
Jahre Haftstrafe bekommen haben. Da 
wird einfach mit zweierlei Maß gemes¬ 
sen“ 


Deutlich wird dieses „zweierlei 
Maß“ u.a. auch in Ferguson, der Klein¬ 
stadt im Bundesstaat Missouri, wo am 
9. August 2014 der Jugendliche Michael 
Brown von einem Polizisten erschossen 
wurde. Michael Brown war unbewaff¬ 
net - aber schwarz. 

Laut eines Berichts des US-Jus- 
tizministeriums, der den Zeitraum 
2012 bis 2014 umfasst, waren in Fer¬ 
guson 93 Prozent aller Verhafteten 
schwarz. Der Anteil von Afro-Ameri¬ 
kanern bei Gewaltdelikten dort betrug 
88 Prozent. Außerdem waren 90 Pro¬ 
zent derer, die zu Vernehmungen vor¬ 
geladen waren, und 85 Prozent der im 


Rahmen von Verkehrskontrollen be¬ 
troffenen Personen schwarz. 

Der Anteil der Afro-Amerikaner 
an der Gesamtbevölkerung indes be¬ 
trug 66 Prozent. Jura-Professorin und 
Autorin Michelle Alexander spricht 
von einem „System der rassistischen 
Kontrollen“ in ihrem Buch „The New 
Jim Crow: Mass Incarceration in the 
Age of Colorblindness“ (Der neue Jim 
Crow: Massenverhaftungen im Zeital¬ 
ter der Farbenblindheit). Der Ausdruck 
„Jim Crow“ (Jim die Krähe) steht in 
den USA für die Geschichte der Mas¬ 
sendiskriminierung. Demzufolge wer¬ 
den nicht Afro-Amerikaner weitaus 
mehr und häufiger kriminell als Wei¬ 
ße, sondern sie werden verstärkt kon¬ 
trolliert und unterschiedlich bestraft. 
Wie das von Linn Washington genann¬ 
te Beispiel von Jeff Bush und seiner 
Tochter zeigt. 

Die Strafen sind zum Teil drako¬ 
nischjahrzehntelanger Knast ist in den 
USA keine Seltenheit. Auch bei den 
Insassen der Todeszellen ist der Anteil 
von Afro-Amerikanern extrem hoch: 
42 %, obwohl ihr Anteil der Gesamt¬ 
bevölkerung nur knapp 13 % ausmacht. 

Übrigens sind auch 43 % der Mord¬ 
opfer schwarz. So wie Michael Brown. 
Nur dessen Mörder Darren Wilson sitzt 
nicht im Todestrakt irgendeines Hoch¬ 
sicherheitsgefängnisses, denn als Poli¬ 
zeibeamter genießt er Immunität und 
wird sich für diesen Mord nicht verant¬ 
worten müssen, geschweige denn, dass 
er dafür bestraft würde. 

Während in den USA rassistische 
Polizeigewalt immer mehr zum Thema, 
und auch über die Todesstrafe kontro¬ 
vers diskutiert wird, sind die zuständi¬ 
gen Behörden damit beschäftigt, neue, 
bzw. alte Wege zu finden, die Exeku¬ 
tionen auch durchführen zu können. 


In 32 von 50 Bundesstaaten wird die 
Todesstrafe praktiziert. Sie alle präfe- 
rieren die sogenannte Giftspritze, eine 
Kombination aus drei verschiedenen 
Injektionen. Eine davon bestand aus 
dem Narkotikum Thiopental, dass 
seit 2009 nicht mehr produziert wird. 
Danach wurde auf Pentobarbital zu¬ 
rückgegriffen. Das ist ein in der Tier¬ 
medizin eingesetztes Narkosemittel, 
das in den USA ausschließlich von 
der Firma Lundbeck, mit Hauptsitz in 
Kopenhagen und Niederlassung u.a. 
in Hamburg, produziert wurde. Auf¬ 
grund massiver Proteste, und nachdem 
die EU sich einschaltete, weil die To¬ 
desstrafe hier geächtet und somit die 
Partizipation auch für international 
tätige Unternehmen daran verboten 
ist, nahm Lundbeck das Präparat vom 
US-Markt. 

Doch statt die Todesstrafe in Frage 
zu stellen, werden nun andere Präpara¬ 
te erprobt. Auf Kosten der Betroffenen, 
die zum Teil einem sehr langen, grau¬ 
samen Todeskampf ausgesetzt werden. 

Oder andere Methoden: In Wa¬ 
shington State und New Hampshire 
sind Gaskammern erlaubt, in Utah 
Erschießungskommandos. Bisher al¬ 
lerdings lediglich nur als Wahlmög¬ 
lichkeit der Todeskandidaten. Am ver¬ 
gangenen Montag Unterzeichnete der 
Gouverneur von Utah, Gary Herberts, 
ein Gesetz, das künftig Erschießungs¬ 
kommandos als offizielle Hinrichtungs¬ 
methode festschreibt. Dabei wird das 
Opfer auf einen Stuhl gefesselt, der 
Kopf verhüllt, das Herz besonders ge¬ 
kennzeichnet, und dem „Kommando“, 
bestehend aus fünf Schützen, präsen¬ 
tiert. Eines der Gewehre der Schützen 
erhält Platzpatronen, so dass niemand 
sicher sagen kann, wer den Todesschuss 
abfeuerte. Birgit Gärtner 



Polizeigewalt gehört zum Alltag - die Proteste dagegen inzwischen auch. 


Von „Sozialisten“ enttäuscht FIOM als Vorhut 

Frankreich: „Aufbau einer Linken mit Mehrheitsanspruch“ Italien: Für erneuerte Gewerkschaften statt eine neue Partei 


Die zweite „Tour“ der französischen 
Departementswahlen am letzten Sonn¬ 
tag (29. März) hat die Trends des ersten 
Wahlgangs (UZ vom 27.3.15) bestätigt 
und weiter ausgeprägt. 

Die Wahlbeteiligung lag zwar nur 
geringfügig (- 0,18 Prozent) unter der 
in der ersten Runde. Aber auch diesmal 
blieb die Hälfte der Wählerinnen und 
Wähler zu Hause. Die Enttäuschung 
über die „sozialistische“ Regierungs¬ 
politik sitzt offenbar so tief, dass auch 
die Gefahr eines Rechtsrucks sie nicht 
an die Urnen brachte. In städtischen 
Ballungsgebieten wie dem Departe¬ 
ment Seine - Saint-Denis ging sogar 
nur ein Viertel der Wahlberechtigten 
(25,2 Prozent) zur Wahl. 

Von den 60 Departements, in denen 
bisher die Parti Socialiste (PS) und ihre 
Partner an der Spitze standen, gingen 
27 an die Rechten. Darunter auch die 
„Heimatbezirke“ von Staatspräsident 
Hollande (Correze) und Regierungs¬ 
chef Valls (Essonne). Das ist seit der 
Kommunalwahl im März 2014 die drit¬ 
te große Wahlniederlage der PS inner¬ 
halb eines Jahres. 

Der rechtsextremistische Front Na¬ 
tional konnte glücklicherweise in kei¬ 
nem der 96 Departements, eine Mehr¬ 
heit erobern. Dennoch zeugen die 
Ergebnisse von einem landesweiten 
„Durchmarsch“ und einer zunehmen¬ 
den Verankerung. In mehr als der Hälf¬ 
te der 1905 Wahlkreise (Cantons), in 
denen ein zweiter Wahlgang stattfand, 
kam der FN mit mehr als 12,5 Prozent 
in die Stichwahl. In 31 wurde er stärkste 
Partei. Damit verfügen die Rechtsex¬ 
tremisten nun über 66 Departements- 
Abgeordnete (bisher nur 1). 

Die großen Nutznießer blieben die 
rechte UMP unter Ex-Staatschef Sar- 
kozy und ihre Verbündeten. Sie domi¬ 
nieren jetzt in 68 Departements und ge¬ 
wannen damit 28 hinzu. Das sind mehr 
als zwei Drittel aller Departements - so¬ 
viel wie selten zuvor. Die Rückkehr der 


Rechten an die Regierungsmacht bei der 
Präsidenten- und Parlamentswahl 2017 
ist damit zur realen Gefahr geworden. 

Die Kräfte links von den „Sozialis¬ 
ten“ - Kommunisten und andere Links- 
front-Komponenten sowie die Grünen, 
die in einem Teil der Cantons Bünd¬ 
nisse mit der Linksfront eingegangen 
sind - haben zwar eine Reihe guter 
Einzelergebnisse aufzuweisen. Sie er¬ 
reichten 175 Departement-Abgeordne¬ 
te, davon 167 Kommunisten (PCF). Die 
Linksfront bleibt damit drittstärkste 
politische Kraft in den Departements, 
erheblich vor dem FN. Dennoch konn¬ 
ten diese Kräfte trotz der verbreiteten 
Missstimmung über die Regierungs¬ 
politik keinen sichtbaren Durchbruch 
erzielen. Von den zwei Departements, 
die bisher von einem kommunistischen 
Präsidenten geleitet wurden, konnte 
nur das Departement Val-de-Marne 
verteidigt werden. Im anderen, dem 
Departement Allier, gewannen die 
Rechten, allerdings nur „hauchdünn“, 
weil dem Linksfront-Bündnis in einem 
entscheidenden Wahlkreis 48 Stim¬ 
men fehlten. Offenbar konnten sich die 
„radikalen Linken“ den enttäuschten 
Wählern aber bisher noch nicht ausrei¬ 
chend als glaubwürdige, und das heißt 
auch mehrheits- und regierungsfähige 
Alternative vor Augen führen. 

PCF-Nationalsekretär Pierre Lau¬ 
rent unterstrich in seiner Erklärung 
zum Wahlergebnis, dass das Festhal¬ 
ten am bisherigen Regierungskurs ein 
Verhängnis wäre. Nichts sei jetzt drin¬ 
gender als der Aufbau einer neuen, klar 
linksorientierten Alternative. Es gehe 
um den „Aufbau einer breiten und 
volksverbundenen alternativen linken 
Bewegung mit Mehrheitsanspruch“, zu 
der sich alle, Kommunisten und ande¬ 
re Linksfront-Anhänger, Grüne, So¬ 
zialisten, die die Sackgasse ablehnen, 
Gewerkschafter und Aktive der ver¬ 
schiedensten Bewegungen zusammen¬ 
schließen sollten. Pierre Poulain 


Am vergangenen Sonnabend folgten 
60 000 Gewerkschafter einem Aufruf der 
Metallarbeitergewerkschaft FIOM zu 
einer nationalen Manifestation in Rom. 
Die Demonstration richtete sich gegen 
den „Jobs Act“ der Regierung Renzi. Mit 
diesem Gesetz habe die Regierung „Ita¬ 
liens Arbeiter all ihrer Rechte beraubt“, 
erklärte der FIOM-Vorsitzende Mauri- 
zio Landini auf der Kundgebung, sie gehe 
„schlimmer als Berlusconi vor“. Die Ge¬ 
werkschaften müssten „ vorwärts gehen“, 
um eine neue Etappe für die Verteidi¬ 
gung der Arbeiterrechte einzuleiten, ei- 


Sozialforum 
trotz Terror 

Tunis: WSF beendet 

Trotz des Terroranschlags auf das 
Bardo-Museum in Tunis fand dort 
vom 24. bis zum 28. März das 12. 
Weltsozialforum (WSF) statt. Weder 
der Terror noch die Sicherheitsmaß¬ 
nahmen in Reaktion darauf konn¬ 
ten völlig verhindern, dass das WSF 


„Die Antwort ist Solidarität statt 
Polizei.“ 


auch den Charakter eines Festivals 
hatte. Aus Deutschland beteiligten 
sich unter anderem attac, GEW, Ro- 
sa-Luxemburg-Stifung und Fried- 
rich-Ebert-Stiftung. Claudia Haydt 
(Linkspartei), die als Mitglied des 
Vorstands der Europäischen Links¬ 
partei am WSF teilnahm, erklärte, 
dass die Antwort der Linken auf den 
Terrorismus „Solidarität und Frieden 
ist, nicht die Verstärkung der Polizei 
und der militärischen Sicherheitspo¬ 
litik 44 


nen „Frühling des Kampfes“ um gerech¬ 
te Arbeitsverträge, um Arbeitsplätze und 
die Beseitigung der Armut. 

Dazu sei eine „soziale Koalition“ 
nötig, die diesen Kampf führen kann. 


„...vorwärts gehen, um eine neue 
Etappe des Kampfes einzu\eiten. u 


Landinis Initiative, eine soziale Koaliti¬ 
on zu bilden, unterstreicht einmal mehr 
den Ruf der FIOM als einer kämpferi¬ 
schen Vorhut der italienischen Gewerk¬ 


schaftsbewegung. Obwohl die Zielstel¬ 
lung dieser Koalition noch nicht klar 
Umrissen ist - das soll ein Gipfel der 
CGIL beraten - soll es keine Partei sein, 
sondern eine Bewegung, die, wie Lan¬ 
dini im Rom betonte, die Gewerkschaft 
reformieren und zu ihren Wurzeln zu¬ 
rückführen soll. Stimmen der Metallar¬ 
beiter sprechen auch davon, dem auch 
in der CGIL, mit 5,8 Millionen Mitglie¬ 
dern die stärkste der drei Gewerkschaf¬ 
ten, tief verwurzelten Tradeunionismus 
entgegenzuwirken. 

Gerhard Feldbauer 
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Lasst nicht nach in Eurer Wachsamkeit. 

Lasst Euch durch schöne Worte nicht beruhigen 


Aus der Rede von Emil Carlebach am 
9. April 1995 in Buchenwald anlässlich 
des 50. Jahrestages der Selbstbefreiung 
des KZ: 

Wir trauern um mehr als 60 000 Kame¬ 
raden, Väter, Brüder, Söhne, die hier auf 
dem Boden dieses KZ ermordet wur¬ 
den. Durch Deutsche. Wir trauern um 
weitere Zehntausende, die von hier aus 
nach Auschwitz, nach Dora, auf Todes¬ 
märsche geschickt wurden. Durch Deut¬ 
sche. Aber wir als deutsche Antifaschis¬ 
ten sind stolz darauf, dass wir in unbeug¬ 
samem Widerstand 21 000 Kameraden 
aller Nationalitäten vor der Ermordung 
retten konnten, unter ihnen 3 000 jüdi¬ 
sche Menschen, 903 hilflose Kinder, die 
wir vor den Bestien schützen konnten, 
die sich unsere „deutschen Landsleute“ 
nennen und die sich im Zuge des Kal¬ 
ten Krieges wieder als nützlich für eine 
zukünftige Barbarei anbieten konnten. 
Es gab und es gibt zweierlei Deutsche. 

Kein Mensch hätte in Buchenwald 
umkommen müssen, wenn uns nicht 
1933 die angeblichen Demokraten der 
Weimarer Republik feige und verräte¬ 
risch im Stich gelassen hätten. Die Mi¬ 
nister und Abgeordneten, die Richter. 
Staatsanwälte und Beamten, die Offi¬ 
ziere und Polizeichefs - zu 99 Prozent 
hatten sie nur eines im Sinn: dabei zu 
sein, mitzumachen, wenn die Beute ver¬ 
teilt wurde. 

Sie sind weiter „ehrenwerte deut¬ 
sche Wirtschaftsführer“. Sie sitzen im 
Wirtschaftsrat von Parteien, die sich de¬ 
mokratisch nennen. Sie heben die Hand 
nicht mehr zum Hitlergruß, sondern nur 
noch zum Kassieren ihrer blutbesudel¬ 
ten Dividenden. 

Und die Herren Offiziere, die in Ost 
und West Dörfer und Städte zerbomb¬ 
ten, die Frauen und Kinder unter den 
Trümmern und in den Flammen ihrer 
Wohnstätten qualvoll umkommen lie¬ 
ßen, die Geiseln an die Wand stellten 
und Millionen Menschen zur Sklaven¬ 
arbeit nach Auschwitz, Buchenwald, 
Sachsenhausen, Dachau schleppten? 
Sie haben die neue Wehrmacht aufge¬ 
baut - nach zwei Weltkriegen zum drit¬ 
ten Mal. Sie beziehen Pension und tra¬ 
gen ihre Hitler-Orden weiter, denn sie 
haben ja „wohlerworbene Ansprüche“ 
an den Staat, der schon wieder dabei ist. 
seine jetzige Wehrmacht weltweit einzu¬ 
setzen. Weltweit! 

Nein, das haben wir nicht gewollt, 
als wir 1945 hier auf dem Appellplatz 
den Schwur leisteten, nicht zu ruhen, 
bis der Letzte der Schuldigen vor den 
Richtern der Völker steht, und eine 
Welt des Friedens und der Freiheit auf¬ 
bauen zu helfen. 

Es sah ja zunächst so aus, als ob un¬ 
ser Schwur in Erfüllung ginge: Zehn 
Jahre lang existierte Deutschland ohne 
Armee. Das Grundgesetz von 1949 
kannte keine deutschen Soldaten. Die 
Konzerne sollten aufgelöst werden, die 
Nazipartei wurde verboten, ihre Hel¬ 
fershelfer wurden interniert. Auch hier 
in Buchenwald wurden die Verdächti¬ 
gen in denselben Stacheldraht einge¬ 


sperrt, hinter dem zuvor 60 000 unse¬ 
rer Kameraden umgekommen waren. 

Das war lange vor 1989. Der Mann, 
der das Handbuch für Auschwitz und 
den Holocaust geschrieben hatte, Herr 
Globke wurde der Mann, der den 
Staatsapparat in Westdeutschland auf¬ 
baute und seine alten Freunde wieder 


Gas der IG Farben erstickten Müttern, 
Schwestern, Töchtern haben abschnei¬ 
den lassen! 

Wenn die Herren Professoren heute 
Täter suchen, dort könnten sie sie finden. 

(...) Wir aber, so darf es sogar ge¬ 
druckt verbreitet werden, wir, die wir 
21 000 Opfer der Nazis gerettet haben; 



Foto: United States Holocaust Mei 


»lic domain 


Bild oben: Transparent an einer Baracke in Buchenwald nach dem Eintreffen der 
US-Truppen. Bild im Text unten rechts: „Verjährungs-Debatte“ im Bundestag juli 
1979. Zu den lautstark Protestierenden gehörte Emil Carlebach (stehend links). 

in Amt und Würde brachte. Ein Altnazi, 
der von den Amerikanern zwei Jahre 
lang interniert worden war, wie die Rus¬ 
sen hier andere internierten, der Altna¬ 
zi Kiesinger wurde gar Bundeskanzler, 

Chef der Regierung des Staates. Und 
es wären noch viele Namen zu nennen. 

Die Antifaschisten wurden wieder 
ausgegrenzt, verleumdet, verfolgt. Das 
traf nicht nur uns, die Masse der un¬ 
bekannten Naziopfer. Auch der Bun¬ 
deskanzler Willy Brandt, Friedens-No¬ 
belpreisträger, wurde im Wahlkampf 
durch „demokratische“ Konkurrenten 
als „Landesverräter“ beschimpft, weil 
er die Uniform eines von den Nazis ver¬ 
gewaltigten Landes getragen hatte. 

Der Leiter der „politischen Abtei¬ 
lung“ von Buchenwald, also der Gesta- 
po-Chef des KZ, SS-Hauptsturmfüh- 
rer Leclaire, wurde Kriminalbeamter 
in Düsseldorf. Der berüchtigte Rap¬ 
portführer Strippel, dessen Blutspur 
sich von Buchenwald aus durch Polen 
und Holland zieht, bis er am Schluss 
noch in Hamburg jüdische Kinder an 
Heizungsrohren aufhängen ließ - die¬ 
ser Mann wurde zunächst tatsächlich 
verurteilt - und dann, weil seine Stra¬ 
fe angeblich „zu hoch“ gewesen sei, mit 
125 000 Mark „entschädigt“. Der Mör¬ 
der Ernst Thälmanns, der SS-Stabs- 
scharführer Otto, wurde freigespro¬ 
chen - und wurde Religionslehrer! 

Und die Giftgas-Verbrecher? Die 
Blutsäufer, die aus unserer Sklaven¬ 
arbeit Millionen und Abermillionen 
scheffelten? Die IG Farben? Der Sie¬ 
mens-Konzern? Die Flick und Krupp, 
die Deutsche und die Dresdner Bank, 
und wie sie alle hießen und heißen? Sie 
sind reich und reicher geworden an un¬ 
serer Sklavenarbeit! An den Goldzäh¬ 
nen, die sie unseren Vätern, Brüdern 
und Söhnen haben ausreißen lassen! 

An den Frauenhaaren, die sie den im 


Bilder ganz oben: Sowjetische Truppen auf dem Weg nach Berlin (links) - Am 
25. April treffen sich an der Elbe Soldaten der Roten Armee und der US-Streitkräf- 
te. 

Bild oben: Kriegsgefangene Angehörige der Wehrmacht. Bilder unten (von oben 
nach unten): Die Befreiung Coburgs durch die 11. US-Panzerdivision am 11. April 
1945 - Die Brücke von Remagen nach ihrem Einsturz im März 1945. 



wir, die wir 903 Kinder beschützt und 
vor der Gaskammer gerettet haben, wir 
hätten doch mit der SS zusammengear¬ 
beitet!? Warum diese dreiste Lüge? Die 
Erklärung ist einfach: Es soll vergessen 
gemacht werden, wer tatsächlich mit 
den Verbrechern und ihrem Terrorre¬ 
gime - bis 5 Minuten nach 12 - zusam¬ 
mengearbeitet hat: die Generäle und 
Offiziere, die Beamten und Richter, die 
Polizeichefs und Staatsanwälte. Sie wa¬ 
ren Stütze und Träger des Regimes. (...) 

Lasst nicht nach in Eurer Wachsam¬ 
keit. Lasst Euch durch schöne Worte 
nicht beruhigen. Unser Schwur gilt heu¬ 
te wie vor 50 Jahren: „Für eine Welt des 
Friedens und der Freiheit.“ 



Zu Frieden und Freiheit aber gehört 
die Tradition des Kampfes gegen den 
Faschismus, gegen Antisemitismus, Ras¬ 
senhass, Militarismus und Herrenmen¬ 
schentum. In diesem Kampfe waren wir 
vereint, in diesem Kampfe bleiben wir 
vereint. Denn es geht um unsere Zu¬ 
kunft, um die Zukunft unserer Kinder. 
(Die Rede wurde vor 20 Jahren im UZ- 
Extra anlässlich des 50. Jahrestages der 
Befreiung nachgedruckt) 
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„Es ist blanker Hass, 

der einem entgegenschlägt“ 


Dr. Ulrich J. Wilken ist Mitglied des hes¬ 
sischen Landtags und dessen Vizeprä¬ 
sident. Er engagiert sich außerdem im 
antikapitalistischen Blockupy-Bündnis 

UZ: Mehr als 20 000 Menschen haben 
am 18. März an den antikapitalistischen 
Protesten des Blockupy-Bündnisses in 
Frankfurt am Main teilgenommen. Die 
Medien skandalisierten „gewalttätige 
Ausschreitungen Haben aber nicht Me¬ 
dien, Polizei und etablierte Politik einiges 
zur Eskalation beigetragen? 

Ulrich Wilken: So einfach können wir es 
uns auch nicht machen. Klar sind Protes¬ 
te, Wut und Empörung Reaktionen auf 
die Auswirkungen der Verelendungspo¬ 
litik. Oder wie es ein Frankfurter Verle¬ 
ger in einem offenen Brief an den hessi¬ 
schen SPD-Vorsitzenden Thorsten Schä- 
fer-Gümbel letzte Woche schrieb: „Im 
konkreten Fall (also von EZB und Grie¬ 
chenland-Krise) hätte ich von Ihnen bei¬ 
spielsweise Demut erwartet angesichts 
der mittlerweile Hunderten von Toten in 
Griechenland, die wegen Hungers und 
wegen fehlender Medikamente in den 
Krankenhäusern gestorben sind oder 
die sich aus Verzweiflung das Leben ge¬ 
nommen haben. Ihnen, den Opfern ei¬ 
ner verfehlten Politik von EU, EZB und 
Weltbank, verlieh Blockupy eine Stim¬ 
me. Eine Stimme, die Sie gemeinsam mit 
Ihren Verbündeten in CDU, Grünen und 
FDP zum Schweigen bringen wollen.“ 

Und ja, die Stimmung in der Stadt 
war durch das Bürgerkriegsszenario und 
die Erfahrungen der Blockupy-Vorjahre 
angeheizt. Aber ich meine das sehr ernst, 
dass ich diese Gewalttaten, die Attacken 
auf Menschen, nicht gutheiße, sie scha¬ 
den unserer Politik; und selbstverständ¬ 
lich habe ich sie nicht geplant. Aber ich 
nehme durchaus auch eine Diskrepanz 
zwischen öffentlicher und veröffentlich¬ 
ter Meinung wahr. Menschen ärgert es, 
immer wieder dasselbe brennende Auto 
in den Nachrichten zu sehen, aber kei¬ 
nen einzigen Redeausschnitt von der 
Kundgebung gezeigt zu bekommen. 

UZ: Fernab der Diskussion um die Aus¬ 
schreitungen: Sie sind zufrieden mit dem 
Protestverlauf? 

Ulrich Wilken: Als erstes ist das für mich 
noch lange nicht „fernab“. Der Druck, 
dass ich mein Vizepräsidentenamt im 
Landtag ablegen soll, ist sehr real. Au¬ 
ßerdem stehen noch einige Gespräche 
mit Geschädigten an, die ich suchen wer¬ 
de, nicht weil ich verantwortlich für die 
Ausschreitungen bin, sondern weil ich 
ein verantwortungsbewusster Mensch 
bin. 

Am Tag der Blockupy-Aktionen 
selbst ist meine Laune ab den Mittags¬ 
stunden immer besser geworden, und ich 
bin froh, dass ich mich entschieden habe, 
entgegen allen Drucks die Kundgebung 
und Demo am Nachmittag durchzufüh¬ 


ren. Über 20 000 Menschen an einem 
Werktagnachmittag in Frankfurt am 
Main - das ist schon ein Riesenerfolg. 

UZ: Wie soll es nun mit Blockupy wei¬ 
tergehen? 

Ulrich Wilken: Wir haben im Ko-Kreis 
von Blockupy beraten, dass es auf jeden 
Fall weitergeht. Zunächst mit einer Ak¬ 
tivenkonferenz am 9./10. Mai in Berlin, 
die dann das weitere Vorgehen entschei¬ 
den wird. 

UZ: Also gehen Sie davon aus, dass an¬ 
tikapitalistische Aktionen und Proteste 
zukünftig wieder verstärkt eine Rolle in 
der politischen Linken spielen werden? 

Ulrich Wilken: Ja, und das ist auch drin¬ 
gend notwendig, um die herrschende 
Politik in den Zentren - allen voran der 
deutschen Bundesregierung - zu verän¬ 
dern und auch aus Solidarität mit Syriza 
oder auch Podemos. 

UZ: Bündnis 90/Die Grünen stellen in 
Hessen gemeinsam mit der CDU die 
dortige Landesregierung. Auch seitens 
der Grünen wurden Sie aufgrund Ihres 
Engagements bei Blockupy harsch ange¬ 
griffen. Müssen Sie sich überhaupt Rat¬ 
schläge von einer Partei erteilen lassen, 
die mit einem der reaktionärsten Landes¬ 
verbände der CD U koaliert? 

Ulrich Wilken: Das sind keine Rat¬ 
schläge, die von dort kommen; ebenso 
wie bei SPD, FDP und CDU ist es blan¬ 
ker Hass, der einem entgegenschlägt. 
Strukturell hat die Gewaltdebatte im¬ 
mer dazu gedient, von den Inhalten der 
Proteste abzulenken. Das ist selbstver¬ 
ständlich umso schärfer, wenn es dar¬ 
um geht, den Kapitalismus und seine 
Regierungen zu überwinden. Letzt¬ 
endlich stehen alle diese Parteien für 
die Austeritätspolitik in Vergangenheit 
und Zukunft; infolgedessen müssen sie 
uns diskreditieren, weil sie ihre Poli¬ 
tik als alternativlos erscheinen lassen 
möchten. 

UZ: Und wie bewerten Sie die bisherige 
Arbeit der „ schwarz-grünen “ Landesre¬ 
gierung insgesamt? 

Ulrich Wilken: Bündnis 90/Die Schwar¬ 
zen, wie ich es nenne, ist die vollkom¬ 
men geräuschlose Fortsetzung der 
CDU-Politik der letzten Jahre in unter¬ 
schiedlichen Konstellationen. Manch¬ 
mal zuckt man noch zusammen, dass 
die Grünen es mitmachen, einen homo¬ 
phoben und rassistischen Landespoli¬ 
tiker namens Irmer in Abstimmungen 
im Plenarsaal zu decken; aber alles in 
allem machen sie eine konsequente 
konservative Klientelpolitik und wer¬ 
den vom grünen Landesverband getra¬ 
gen. Was sollte auch am „New Green 
Deal“ antikapitalistisch sein? Und als 


Frankfurter Bürger erlebe ich es ja be¬ 
reits seit Jahren, dass die Grünen qua¬ 
si als Jugendorganisation der CDU - 
obwohl die meisten mittlerweile auch 
mein Alter haben - zusammen agieren 
können, ohne dass die von dieser Poli¬ 
tik in Mitleidenschaft Gezogenen auf¬ 
mucken. Das ist das Problem, die ma¬ 
chen ihr Ding und niemand regt es auf. 

UZ: Im Vorfeld der letzten Landtags¬ 
wahl wurde auch über die Möglichkeit 
eines „ rot-rot-grünen “ Regierungsbünd¬ 
nisses diskutiert. Sehen Sie vor dem 
Hintergrund der aktuellen Politik der 
Grünen überhaupt eine Möglichkeit der 
Zusammenarbeit? 

Ulrich Wilken: Aktuell sind es sowohl 
Grüne als auch SPD in Hessen, die für 
eine Veränderung der Politik nicht zur 
Verfügung stehen. Sie sind im Block 
der Schuldenbremser, sprich der wei¬ 
teren Verschlechterung öffentlicher 
Dienstleistung. Das Zeitfenster von 
2008, das aufgrund der SPD-Abweich- 
lerinnen und - Abweichler nicht genutzt 
werden konnte, ist so was von zu und 
weg. Um das wieder zu öffnen, bedarf 
es noch einiger großer antikapitalisti¬ 
scher Demonstrationen und vor allem 
mehr Umbrüche in Südeuropa, die 
auch SPD und Grüne dann nicht mehr 
ignorieren können. 

UZ: Die FDP verfügte stets über einen 
Bürgerrechtsflügel, der unter anderem 
von Burkhard Hirsch oder Sabine Leut¬ 
heus ser-Schnarrenberger repräsentiert 
wurde. Bei den Grünen existiert ein sol¬ 
cher Flügel nicht. Ist sie die neue FDP 
nur ohne Bürgerrechtler? 

Ulrich Wilken: Funktional haben die 
Grünen die Rolle als Mehrheitsbe¬ 
schaffer für eine größere „Volkspar¬ 
tei“ von der FDP übernommen, die 
diese Funktion auf absehbare Zeit 
wohl nicht wahrnehmen kann. In der 
inhaltlichen Ausrichtung sind die hes¬ 
sischen Grünen - aber wohl nicht nur 
diese - die adäquate politische Vertre¬ 
tung eines neuen Mittelstandes, wohlsi¬ 
tuiert, gutverdienend, moralisch über¬ 
heblich, weil ja immer noch die Welt 
rettend, zwar nicht aus Armut, aber 
doch vor der Erderwärmung. Dabei 
treten „weiche“ Themen wie Antiras¬ 
sismus, Antihomophobie oder auch 
nur Lärmschutz am Frankfurter Flug¬ 
hafen schon mal hinter die Regierungs¬ 
disziplin zurück. 

Bundespolitisch ist aus meiner 
Sicht auch die Bereitschaft, die Bun¬ 
deswehr nicht nur weiter aufzurüsten, 
sondern auch in Einsätze weltweit zu 
schicken, ein riesengroßes Problem. 
Also Bündnis90/Die Schwarzen in 
Hessen und Olivgrün im Bund - da 
kommt keine Freude und auch kaum 
eine Perspektive auf. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Kolumne von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


Überzeugen oder 
Verwirren 


„Wenn du nicht überzeugen kannst, 
dann verwirre.“ Diese Taktik wird 
von den Herrschenden verfolgt und 
sie haben Übung darin. 

Das gilt auch im Rückblick auf 
die große Friedensbewegung der 
80er Jahre des vergangenen Jahrhun¬ 
derts. Immer mehr Menschen wurden 



sich damals bewusst, dass es eine re¬ 
ale Kriegsgefahr, eine Atomkriegsge¬ 
fahr, gab und dass diese von den Plä¬ 
nen der NATO ausging in Europa den 
Warschauer Vertrag und vor allem die 
Sowjetunion mit Mittelstreckenrake¬ 
ten einzukreisen. 

Damals wurde der Krefelder Ap¬ 
pell in der Bundesrepublik zum ge¬ 
meinsamen Nenner des Widerstands, 
war die inhaltliche Basis und richte¬ 
te sich genau gegen diese Stationie¬ 
rung. Das Wachstum der Friedensbe¬ 
wegung war nicht zu stoppen, also galt 
es zu verwirren: „Die Sowjetunion hat 
doch auch Mittelstreckenraketen, die 
sind doch genau so schlimm.“ Dass 
diese in Europa standen und die USA 
als Hauptmacht der NATO gar nicht 
erreichen konnten, sollten wir überse¬ 
hen: „Wenn ihr nicht auch gegen die 
SS20 demonstriert (so der Name der 
sowjetischen Raketen), dann seid ihr 
keine wahren Friedensfreunde.“ Diese 
Verwirrung verfing nicht. Gut, dann 
muss es anders gehen, dann arbei¬ 


ten wir eben daran, den Sozialismus 
zu schwächen, indem wir ihm auch 
eine „Friedensbewegung“ besche¬ 
ren. Sicher, unter denen, die damals 
in der DDR für „Schwerter zu Pflug¬ 
scharen“ waren, gab es auch ehrliche 
Leute. Vielen führenden Köpfen ging 
es damals aber um den Kampf gegen 
den Sozialismus und heute stehen sie 
auf der Seite der Kriegstreiber. 

Friedensbewegung und ihre Brei¬ 
te lässt sich nicht von den Inhalten lö¬ 
sen. Es war damals, wie heute gut und 
richtig, um die Breite der Friedensbe¬ 
wegung bis ins konservative Lager zu 
ringen. Es war damals und wäre auch 
heute falsch und gefährlich, dies von 
den Inhalten zu lösen. 

Heute, angesichts einer Situation, 
in der Kriege angeblich immer der 
Verteidigung von Menschenrechten 
dienen, sind zwei inhaltliche Fragen 
entscheidend: 

• Die Losung „Nie wieder Krieg, nie 
wieder Faschismus“ darf nie verges¬ 
sen werden, sie darf nicht aufgeweicht 
und relativiert werden. Losungen wie 
„Ich kenne kein Rechts und ich ken¬ 
ne kein Links“, sind objektiv keine 
Naivität, sondern dienen genau dem. 
Selbst dann, wenn mancher sie naiv 
nachplappert. 

• Der deutsche Staat ist keine neut¬ 
rale Instanz, hinter allem, was er tut, 
steht die Durchsetzung von Interes¬ 
sen. Man muss hier die marxistische 
Analyse nicht teilen, aber die Konse¬ 
quenz, dass es immer und überall ge¬ 
gen ausnahmslos alle Auslandseinsät¬ 
ze der Bundeswehr gehen muss, muss 
Konsens der Friedensbewegung blei¬ 
ben. 

Alles andere beinhaltet die Ge¬ 
fahr, dass der Friedenswille von Men¬ 
schen missbraucht wird, um Kriege zu 
führen, oder - wie man es heute aus- 
drücken würde - um „Verantwortung 
in der Weltgemeinschaft einzugehen.“ 


Kommentar von Georg Fülberth 


1967 


Die griechische Regierung schlägt sich 
gut. Bei allen verbalen Zugeständnis¬ 
sen, zu denen sie von der in „Instituti¬ 
onen“ umbenannten Troika gedrängt 
wird, macht sie immer wieder den Vor¬ 



behalt, dass die Ärmsten nicht noch 
weiter gequält werden dürften. 

Zutreffend analysierte Rainer 
Rupp in der „jungen Welt“, dass die 
Regierung im Lande selbst sich wi¬ 
derstrebenden Erwartungen ausge¬ 
setzt sieht: Laut Umfragen will die 
Mehrheit der Bevölkerung im Euro- 
Raum bleiben. Die Regierung könne 
also, wenn sie weiterhin demokra¬ 
tisch verfährt, nicht per „Grexit“ zur 
Drachme umsteigen. Andererseits 
wendet sich ebenfalls eine Mehrheit 
gegen die Fortsetzung des bisherigen 
Kaputtsparens. Folgt die Regierung 
auch hier Volkes Willen und wird ihr 
der Geldhahn zugedreht, könnte es 
zur zwar nicht beabsichtigten, aber 
technischen Zahlungsunfähigkeit - 
dem „Graccident“ - kommen. 

Es kann gefragt werden: Warum 
schafft Griechenland nicht seine Ar¬ 
mee ab? Das wäre ein enormes Spar¬ 
potential. Soll doch die NATO mit 


nichtgriechischen Truppen das Land 
verteidigen, falls sich überhaupt ein 
Angreifer findet. 

Gegen diese pfiffige Idee spricht 
Folgendes: 

Die deutsche Rüstungsindustrie 
wird das nicht zulassen. Sie hat Grie¬ 
chenland - offenbar unter Einsatz von 
Bestechungsgeldern in Millionenhö¬ 
he - mit Kriegsgerät vollgestopft, das 
auf Pump angeschafft wurde. Hier 
entstand ein Teil der unbezahlbaren 
Schuldenlast. Durch ihre sogar legale 
Parteienfinanzierung (dokumentiert 
in den Berichten des Bundestagsprä¬ 
sidenten), ergänzt durch Schwarzgeld 
(man erinnert sich an die 100 000 DM, 
die einst der Waffenschieber Schrei¬ 
ber dem damaligen CDU-Vorsit- 
zenden Schäuble im geschlossenen 
Umschlag überreichte) haben die 
deutschen Rüstungsschmieden und 
-dealer großen Einfluss auf die Bun¬ 
desregierung, die den Ton in der Grie¬ 
chenlandpolitik angibt. 

Verteidigungsminister in Athen ist 
Panagiotis Kammenos von der rech¬ 
ten Partei Anexartiti Ellines (ANEL). 
Nähme Syriza ihm sein Spielzeug 
weg, verlöre sie den Koalitionspart¬ 
ner und die Mehrheit. 

In der gegenwärtigen Situation 
empfiehlt es sich vielleicht ohnehin, 
die Armee pfleglich zu behandeln. 
1967, als Griechenland schon einmal 
den „Institutionen“ (damals war es 
die NATO) zu entgleiten drohte, hat 
sie geputscht. Es folgte eine sieben¬ 
jährige Diktatur. 

Man versteht, weshalb niemand, 
der (oder die) bei Groschen ist, ein 
Scheitern der jetzigen griechischen 
Regierung wünschen darf. 
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„Ein großer Tag für die deutschen Arbeiter“ 

Vor 70 Jahren wurde der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund in Aachen gegründet 


A m 21. Oktober 1944 um 
12.05 Uhr übergab der letzte 
Kampfkommandant Aachens, 
Wilck, die Kapitulationsurkunde an 
die amerikanischen Truppen. Einen Tag 
zuvor hatte Oberst Wilck noch einen 
letzten Funkspruch abgegeben: „Wir 
kämpfen weiter, es lebe der Führer!“ 
Damit wurde Aachen als erste deutsche 
Großstadt von der Naziherrschaft be¬ 
freit. 

Zu diesem Zeitpunkt lebten in Aa¬ 
chen noch ca. 6 000 Menschen, die sich 
der Zwangsevakuierung durch die SS 
entziehen konnten. 

Die amerikanische Militärkomman¬ 
dantur begann eine Verwaltung aufzu¬ 
bauen. 

Saul K. Padover beschreibt Aachen 
als eine „verrückte Stadt“. Dort hatte 
nicht der US-Kommandant das Sa¬ 
gen, sondern der von ihm eingesetzte 
Oberbürgermeister Oppenhoff. Und 
den größten Einfluss hatte ein Mann, 
der überhaupt kein politisches Amt 
innehatte - der Bischof von Aachen. 
„Nicht die amerikanischen Eroberer 
bestimmten, wo es langging, sondern 
die Deutschen, die zu einer Clique von 
Rüstungsproduzenten gehörten. Die 
herrschende Ideologie war nicht von 
Demokratie geprägt.“ 

Die Männer um Oppenhoff sind 
nicht demokratisch gesinnt. Sie äu¬ 
ßern sich ausgesprochen abfällig über 
die Weimarer Republik und ein Mehr¬ 
parteiensystem. „Sie plädieren für ein 
autoritäres Regime.... Das Wirtschafts¬ 
leben sollte streng hierarchisch nach 
dem Führerprinzip aufgebaut sein, die 
Arbeiter sollten sich nicht organisieren 
und keine Forderungen stellen dürfen.“ 
Gewerkschaften sollten nicht zugelas¬ 
sen sein. Wahlen lehnten sie ab. Op¬ 
penhoff befürchtete, „dass die Arbeiter 
unter den laxen Besatzern gefährliche 
Vorstellungen von Freiheit und Demo¬ 
kratie entwickelten. ... Er sprach wie 
ein Angehöriger einer siegreichen Na¬ 
tion“, kommentiert Padover. (Trotz die¬ 
ser reaktionären Ansichten war Franz 
Oppenhoff ein Hassobjekt der Nazis: 
Am 25. März 1945 wurde er von einem 
SS-Kommando, das sich durch die Li- 
nien der Amerikaner geschlagen hatte, 
in seinem Aachener Haus ermordet.) 

Der Bischof von Aachen, Protege 
von Oppenhoff, äußert sich in ähnli¬ 
cher Weise: Der Imperialismus an sich 
interessiere ihn nur als Instrument im 
Kampf gegen den Kommunismus und 
zur Abwendung der roten Gefahr. Ein 
verarmtes Proletariat werde sich dem 
Kommunismus zuwenden. Allerdings 
war der Bischof, anders als Oppenhoff, 
nicht gegen die Einrichtung von Ge¬ 
werkschaften - solange sie unter kirch¬ 
lichem Einfluss standen. 


In der amerikanischen Militärkom¬ 
mandantur tobte ein Sturm hinter den 
Kulissen. Es ging dabei um die grund¬ 
sätzliche Frage, ob Nazis und andere 
belastete Personen im Amt belassen 
werden sollten. Der Oberbürgermeister 
kämpfte unnachgiebig für seine Freun¬ 
de und seine Prinzipien. Der amerika¬ 
nische Sicherheitsdienst und der Spio¬ 
nageabwehrdienst (CIC) waren gegen 


Oppenhoff, während die Militärkom¬ 
mandantur ihn unterstützte. Der CIC 
war der Meinung, dass die unzähligen 
Nazis in der Aachener Stadtverwaltung 
mittlerweile eine Gefahr für die militä¬ 
rische Sicherheit darstellten. 

Nun - keine guten Voraussetzungen 
für die Gründung einer Gewerkschaft. 

Während das übrige Deutschland 
noch ein halbes Jahr auf die Befrei¬ 
ung vom Faschismus warten musste, 
formierten sich in Aachen bereits die 
demokratischen Kräfte. Zum Beispiel 
Heinrich Hollands, 70 Jahre alt, Buch¬ 
drucker von Beruf, seit 44 Jahren So¬ 
zialdemokrat. Er wurde am 24. Januar 
1945 Verleger der ersten Zeitung der 
Nach-Nazizeit, den „Aachener Nach¬ 
richten“. 

Bald nach der Befreiung hatten sich 
im November 1944 erfahrene Gewerk¬ 
schaftsmitglieder, allesamt erklärte An¬ 
tifaschistinnen und Antifaschisten, zu¬ 
sammengefunden, um den Neuaufbau 
der Gewerkschaften in ihre Hände zu 
nehmen. Die Treffen fanden zunächst 
wegen des bestehenden Versamm¬ 
lungsverbots noch illegal statt. Im De¬ 
zember erlaubte die Militärkomman¬ 
dantur dann die Neugründung von Ge¬ 
werkschaften. 

Fünf Menschen trieben die Grün¬ 
dung voran: 

Der Weber Mathias Wilms 
(geb. 1893), der am 18. März 1945 die 


Eröffnungsrede hielt. „Unser unterbro¬ 
chener Kampf gegen den Faschismus 
geht weiter. Von diesem Augenblick an 
gibt es wieder eine freie Gewerkschaft 
in Deutschland.“ 

1935 musste er für 18 Monate ins 
Gefängnis nach Siegburg. Nach dem 
Krieg erinnert er sich: Die Idee einer 
Einheitsgewerkschaft in Aachen hat¬ 
te er während seiner Haft zusammen 


mit einem kommunistischen Kollegen 
entwickelt. 

Die Weberin Anna Braun-Sittarz 
(geb. 1892), Kommunistin und bis 1929 
Stadträtin für die KPD, von Padover als 
„das einzige Mannsbild unter Aachens 
Sozialisten“ bezeichnet, in ihrer An¬ 
sprache zur Gewerkschaftsgründung: 
„Die Welt ist unser Vaterland und die 
Welt ist unser Volk.... Alle, die zu feige 
waren, dem Nazismus zu trotzen, sind 
schuld am Elend der Unschuldigen. 
Alle Nazi-Schuldigen sollen deshalb 
spüren, was sie angerichtet haben. Wir 
müssen alle zur Rechenschaft ziehen, 
die daran schuldig sind.“ In der Zeit des 
Faschismus betreibt sie einen Milchki¬ 
osk, der in Aachener Widerstandskrei¬ 
sen als Anlaufstelle bekannt war. We¬ 
nige Wochen nach der Gewerkschafts¬ 
gründung starb sie im April 1945 bei 
einem Autounfall. 

Ihr Nachfolger wurde der Mechani¬ 
ker Johann (Jean) Allelein (geb. 1904) 
mit 41 Jahren das jüngste Vorstandsmit¬ 
glied. Bereits im Alter von 24 Jahren 
war er zum Betriebsrat gewählt wor¬ 
den. Ende der 20er Jahre organisierte 
er sich in der KPD und blieb ihr bzw. 
der DKP treu. 

Klaus Haaß, Sozialdemokrat, gelang 
1933 die Flucht nach Belgien; er war 
der Geschäftsführer des zerschlagenen 
„Freien Deutschen Textilarbeiterver¬ 
bandes“ gewesen und hilft von Belgien 



Kampf um Aachen: US-amerikanische Einheiten im Straßenlampf. 



aus, den Widerstand gegen den National¬ 
sozialismus zu organisieren. 

Der Schlosser Peter Spiegelmacher 
(geb. 1902), Sozialdemokrat, wurde be¬ 
reits mit 17 Jahren Gewerkschaftsmit¬ 
glied. Zusammen mit Mathias Wilms 
und anderen organisiert er sozialdemo¬ 
kratischen Widerstand. Im Dezember 
1933 wurde er verhaftet und zu zwei 
Jahren Gefängnis verurteilt. 

Nikolaus Kreitz (geb. 1889), eben¬ 
falls Sozialdemokrat, war vor 1933 im 
Textilarbeiterverband zusammen mit 
Wilms und Haas aktiv. Nach der Ge¬ 
werkschaftsgründung 1945 wurde er der 
erste Kassierer. 

Am 18. März 1945, einem Sonntag, 
fand die Gründungs Veranstaltung statt. 
„Ein großer Tag für die deutschen Ar¬ 
beiter“, lautete am nächsten Tag die 
Schlagzeile der „Aachener Nachrichten“ 
zur Gründung des Freien Deutschen Ge¬ 
werkschaftsbundes in Aachen. 

80 Personen, Sozialdemokratinnen, 
Kommunistinnen, christliche Gewerk- 
schafterlnnen waren unter der Ehren¬ 
präsidentschaft Heinrich Hollands, des 
Zeitungsverlegers, zusammengekom¬ 
men, um die erste Gewerkschaft nach 
der Zerschlagung am 2. Mai 1933 zu 
gründen und das erste Programm, die 
berühmten „13 Aachener Punkte“ zu 
verabschieden: 

★ Mithilfe zur Verständigung der Völ¬ 
ker untereinander und Zusammenarbeit 
mit den Gewerkschaftsbewegungen der 
Welt 

★ Aufklärung durch Wort und Schrift, 
insbesondere bei der Jugend, über die 
Verständigung der Völker untereinan¬ 
der 

★ Kampf gegen preußischen Militaris¬ 
mus und Faschismus 

★ Mithilfe an der Entfernung der Na¬ 
zis aus Wirtschaft und Verwaltung 

★ Vertretungen der Gewerkschaft in 
allen Zweigen des öffentlichen Lebens 

★ Wiedereinführung des Arbeiter¬ 
rechts 

★ Regelung der Lohnfragen und der 
Ferien 

★ Wiedereinführung des Achtstunden- 
Tages evtl, der Vierzigstunden-Woche 

★ Wiedereinführung des Streikrechts 

★ Unterdrückung der Werkschutzver¬ 
eine 


★ Sicherstellung der Arbeitsfrontbü¬ 
cher 

★ 1. Mai gesetzlicher Feiertag 
Später ergänzt wurde der 13. Punkt: 

★ Arbeiter, Angestellte und Beamte, 
die Mitglied der NSDAP waren, kön¬ 
nen Mitglied werden, aber keine Funk¬ 
tion ausüben. 

Das Aachener Modell: Zentral¬ 
organ versus Dachverband 

In der Weimarer Republik waren die 
Gewerkschaften in parteipolitisch ge¬ 
bundene Richtungsgewerkschaften 
zersplittert. Sie machten die Gewerk¬ 
schaften unbeweglich und nahm ihnen 
die Schlagkraft. Eine Zentralorganisa¬ 
tion sollte die parteipolitische Zersplit¬ 
terung beseitigen, ohne auf politische 
Aussagen zu verzichten. 

Peter Spiegelmacher erläutert rück¬ 
blickend: „Keine Verbände mehr wie 
Beamtenbund, Polizeiverbände, Loko¬ 
motivführer, Handelsgehilfen, Ange¬ 
stelltengewerkschaft, christliche Ge¬ 
werkschaften. Es sollte eine Gewerk¬ 
schaft sein, die stark ist in sich selbst. 
Eine Zentralorganisation sollte ihre 
Mitglieder nach Wirtschaftszweigen in 
Industrieabteilungen zusammenfassen. 
Es sollte das Prinzip ein Betrieb - eine 
Gewerkschaft gelten. Die wichtigen 
Entscheidungen sollten nicht in den 
Industrieabteilungen, sondern in de¬ 
ren Zusammenfassung, dem Gewerk¬ 
schaftsbund, fallen. 

Der Zusammenschluss in einer 
Zentralorganisation zielte auf Schlag¬ 
kraft und Geschlossenheit - oder wie 
Jean Allelein es plastisch ausdrückte: 
„Die Aachener wollten alle in einen 
Topf ...“. Dies war Vorbild für weitere 
Gründungen. Die Aachener waren zu 
Pionieren der neuen Gewerkschaftsbe¬ 
wegung geworden 

Renate Linsen von Thenen 

Zusammengestellt aus: Klaus ßrülls 
und Winfried Ca Steel, „Schafft die Ein¬ 
heit“. Aachen 1945, Die freien deut¬ 
schen Gewerkschaften werden ge¬ 
gründet. Aachen 2005; Saul K. Padover, 
Lügendetektor. Vernehmungen im be¬ 
siegten Deutschland 1944/45. München 
2001; Bernhard Poll (Hrg.), Geschichte 
Aachens in Daten. Aachen 2003 
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Formenstrenge und 
Traditionsbewusstsein 

„Ich selber empfand mich ja als deutschen Schriftsteller“ (aus 
einem Interview 1983) • Zum 100. Geburtstag Stephan Hermlins 


Busch - „phonographisch“ 

Zuletzt war Rolf Lukowsky sein Wegbegleiter 


A m 22. Mai 1962 erlebte ich Ste¬ 
phan Hermlin zum ersten Mal; 
Hans Mayer hatte ihn, zum wie¬ 
derholten Male, nach Leipzig eingela¬ 
den. Hans Mayer und Stephan Herm¬ 
lin - das waren Vertraute und Freunde 
seit der Zeit des Exils, Gleichgesinn¬ 
te in der Nachkriegszeit, die beide 
1947/48 den Weg von West nach Ost 
gingen. Eine Sammlung von 30 Auf¬ 
sätzen Hermlins und Mayers („An¬ 
sichten über einige Bücher und Schrift¬ 
steller“) von 1947, hervorgegangen aus 
einer Sendereihe Neue Bücher bei Ra¬ 
dio Frankfurt a.M., erklärte das Prinzip 
ihres Umgangs mit Literatur: Es wird 
„der Strich sehr scharf gezogen zwi¬ 
schen der echten deutschen Literatur 
und den hybriden Gebilden faschis¬ 
tischer Überbleibsel unter unseren 
Schriftstellern“ 

Und sie fanden Beispiele. Antifa¬ 
schismus war ihre Grundhaltung; sie 
führte sie vom Westen nach dem Os¬ 
ten; dem Prinzip blieben sie lebenslang 
treu, so unterschiedlich ihre Wege spä¬ 
ter verliefen. Auch an dem 22. Mai hat¬ 
te Hermlin Gedichte aus den Exiljah¬ 
ren gelesen; das Ende des Exils war der 
Anfang des Dichters Stephan Hermlin; 
diese Zeit bestimmte das literarische, 
kritische und essayistische Schaffen, 
das im November 1944 mit der Num¬ 
mer 1 der in der Schweiz herausgege¬ 
benen Zeitschrift „Über die Grenzen 
(Von Flüchtlingen - Für Flüchtlinge“) 
begann. 

1936 war der junge Hermlin als 
Kommunist bedroht und wurde zum 
Flüchtling. Im Exil hielt er sich in Pa¬ 
lästina, Frankreich, der Schweiz und an¬ 
deren Ländern auf, immer widerstän¬ 
dig gegen den Faschismus. Das Gedicht 
„Ballade von einer sterbenden Stadt“ 
(1943) hat die Erinnerung bewahrt: 
„Aus den Ebenen fahl/Schwindet ver¬ 
dunkelt das Licht.“ heißt es im Refrain. 
In den wenigen Versen wird eine Spur 
der geistigen Welt Hermlins erkenn¬ 
bar, zu den Symbolisten und Surrealis¬ 
ten, zu Mallarme, Apollinaire, Aragon - 
an den er im Mai 1945 einen Offenen 
Brief schrieb, um dessen Forderung, 
man solle den Deutschen die franzö¬ 
sische Kunst entziehen, zu konfrontie¬ 
ren mit der Tatsache, dass sie beide den 
gleichen Feind hatten, den deutschen 
Faschismus. 

Eine ähnliche Neigung, auch bei an¬ 
deren vorhanden wie bei Johannes R. 
Becher, galt der Barockdichtung, einer 
Dichtung aus Zeiten des Krieges und 
der Schmerzen. Schmerzen musste er 
in seinen schlimmsten Ausprägungen 
in Faschismus und Exil erleben und sah 
sich stellvertretend für die Betroffenen: 
„Jeder ist der Schatten aller“ hieß es in 
dem Gedicht „Die Waffen des Schmer¬ 
zes“ von Eluard, übersetzt von Hermlin. 

Seine Gedichte und seine Überset¬ 
zungen sind sprachliche Kunstwerke 
und politische Dokumente. Krieg und 
Exil sind entscheidende Themen. Zu 
oft allerdings wurde Hermlins Schaffen 
auf diese Themen beschränkt, aber es 
war umfangreicher durch geistige Land¬ 
schaften von der Antike bis ins Alte Tes¬ 
tament. Erweitert wurde die poetische 
Welt durch Hoffnungsschimmer auf 
Frieden und neues Gestalten; es wurde 
von ihm hymnisch gewürdigt: „Wir ha¬ 
ben ja nur begonnen/Wie wird erst die 
Zukunft sein:/Strahlend wie zaubrische 
Sonnen,/Würzig wie dunkler Wein ...“ 
(„Mansfelder Oratorium“, 1950). 

Es war bewundernswert, wie Herm¬ 
lin das vom Symbolismus und Surrea¬ 
lismus beeinflusste lyrische Material für 
die neuen Themen aufbereitete. Ande¬ 
re Vorbilder begleiteten ihn dabei, vor 
allem Hölderlin. Immer wieder wurden 
Gegensätze wie Licht und Dunkel, Tod 
und Freiheit, Klage und Gesang zum 
Spannungsraum, in dem sich lyrisches 
Geschehen vollzog. So kann man durch 
seine Gedichte lesend wandern; sie bil¬ 
den eine Einheit, gegliedert durch Me¬ 


taphern und Bildwelten, oft auch durch 
strukturelle Gemeinsamkeiten wie die 
„Zwölf Balladen von den Großen Städ¬ 
ten“, Hermlins erste Sammlung, Zürich 
1945. Er trat als ein Fertiger vor sein Pu¬ 
blikum, ernsthaft und hymnisch über¬ 
höhend, von strengem Formbewusstsein 
und feierlichem Pathos, ohne manieriert 
zu wirken, geschult an poetisch heraus- 
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Stephan Hermlin 

13. April 1915 - 6. April 1997 

ragenden, aber oft vernachlässigten Tra¬ 
ditionen, zu denen auch Musik und bil¬ 
dende Kunst zu rechnen sind. Hinweise 
in seinen Werken sind zahlreich; 1954 
schrieb er z.B. das Libretto für einen 
Beethoven-Film. Nicht jeder akzeptier¬ 
te seine Traditionen, seine Formenstren¬ 
ge und sein Traditionsbewusstsein. 1962 
schrieb Paul Wiens im „Neuen Deutsch¬ 
land“ ein poetisches Porträt „Stephan 
Hermlin“, das mit der „Moral“ endete: 
„Oh, Friedensbote, den ich gern erspähe 
-/ein wenig näher Deine ferne Nähe!“ 
Vor 100 Jahren wurde Rudolf Le¬ 
der in Chemnitz geboren; aus einem 
anfangs begüterten jüdischen kunstin¬ 
teressierten Elternhaus stammend. Lo- 
vis Corinth malte die Eltern, Max Lie¬ 
bermann mehrfach die Mutter. Nach 
1924 hatte die Familie wirtschaftliche 
Probleme: Der Vater ließ seine bedeu¬ 
tende Sammlung von Kunstwerken 
versteigern. Sechzehnjährig wurde aus 
dem literaturinteressierten Rudolf Le¬ 
der der Dichter Stephan Hermlin, der 
Vorname ließ bei ihm an Stefan George 
und an Stephane Mallarme denken, der 
Nachname an den kostbaren Herme¬ 
lin im Gegensatz zum profanen Leder. 
Geistige Weltoffenheit war eines seiner 
Merkmale; es brachte ihn oft in Wider¬ 
spruch zu starrköpfigen Politikern, öff¬ 
nete jedoch, etwa in seiner Rede auf 
dem V. Schriftstellerkongress 1961, den 
Blick des Publikums für Musil und Kaf¬ 
ka, für Faulkner und Karl Kraus. Sei¬ 
ne überragenden Kenntnisse waren 
eine Voraussetzung für den Überset¬ 
zer Hermlin; die Namen der von ihm 
Nachgedichteten - Paul Eluard, Pab¬ 
lo Neruda, Nazim Hikmet, Attila Jös- 
zef, Mohamed Kamal, amerikanische 
Volksdichtung - sind Ausweis seiner 
politischen Haltung. In der DDR wur¬ 
de er drei Mal mit dem Nationalpreis 
gewürdigt und erhielt andere Auszeich¬ 
nungen; er vertrat auf die sozialistische 
Literatur der DDR international, so 
seit 1976 als Vizepräsident des interna¬ 
tionalen PEN. Andererseits zog er sich 
Ende der fünfziger Jahre vom offizi¬ 
ellen Literaturbetrieb weitgehend zu¬ 
rück und widmete sich speziellen lite¬ 
rarischen Entwicklungen: Am 12. De¬ 
zember 1962 war er mit der Lesung 
„Junge Lyrik. Unbekannt und unver¬ 
öffentlicht“ in der Akademie der Initi¬ 
ator der legendären Lyrikwelle, die auf 
eine junge Lyrik wie die Volker Brauns, 
Sarah und Rainer Kirschs und anderer, 
aufmerksam machte, ihm selbst aber 
Kritik, Verdruss und Verurteilungen 
eintrug: Er verlor seine Funktionen als 
Sekretär der Sektion Dichtkunst und 
im Vorstand des Schriftstellerverbands. 
Aber Hermlin wusste immer zwischen 


dem gesellschaftlichen Ziel und aktu¬ 
eller Beschränkung zu unterscheiden. 
In einem Brief vom 25. Oktober 1961 
schrieb er an den westdeutschen The¬ 
aterhistoriker Klaus Völker: „Sollte 
man den Sozialismus aufgeben, weil in 
ihm Dummköpfe und Engstirnige auf- 
treten? Wie lautet die Alternative zum 
Sozialismus? Sie lautet Barbarei.“ 

1979 löste das Buch „Abendlicht“ 
eine Welle der Bewunderung und der 
Deutungsversuche aus. Die klare Dikti¬ 
on erregte Aufsehen, die Beschreibung 
eines Weges zu Literatur und kommu¬ 
nistischer Grundhaltung faszinierte. Es 
gab einen autobiografischen Hinter¬ 
grund, ohne dass es eine Autobiogra¬ 
fie war. Nicht Individuelles, sondern 
Grundsätzliches der historischen Ent¬ 
wicklung wurde beschrieben. Kronzeu¬ 
gen von C.D. Friedrich bis zu Robert 
Walser, Rilke und Gerhart Hauptmann 
wurden angerufen, um diesen Weg zu 
erklären. Erinnerung vollzog sich als 
Erinnerung an Bilder. Ich schrieb da¬ 
mals: Man „hat dennoch stets das Ge¬ 
fühl, nicht alles über diese Lebensetap¬ 
pen zu wissen“. Doch war nicht zu er¬ 
messen, wozu dieses Buch später dienen 
sollte. 1981 initiierte Hermlin die „Berli¬ 
ner Begegnung zur Friedensförderung“, 
deren Sinn allein das Treffen deutsch¬ 
deutscher Schriftsteller in einer Zeit 
der Hochrüstung war, wie Hermlin er¬ 
klärte: „Das Ziel dieser Begegnung liegt 
also in ihr selbst, in ihrem Stattfinden, 
in der Herstellung von Vertrauen, das 
zu weiteren Begegnungen führen soll¬ 
te.“ Hermlin war in allen Handlungen 
ein sachlicher und klar denkender Kopf; 
deshalb kam es auch zu Spannungen 
zwischen ihm und der Staatsführung, ob 
in seiner Haltung zu Prag 1968 oder zur 
Ausbürgerung Biermanns oder im Um¬ 
gang mit einzelnen Schriftstellern. Nur 
eines seiner Werke soll noch genannt 
werden, weil es Hermlins ästhetisches 
Programm beeindruckend nachlesbar 
macht, sein „Deutsches Lesebuch. Von 
Luther bis Liebknecht“ (1976). 

Kurz vor seinem Tod 1997 erlebte 
er, wie sein Leben und Schaffen in Fra¬ 
ge gestellt wurde: Der „Literaturexper¬ 
te“ Corino fand bei Hermlin, was man 
bei jedem Autor findet, Unterschiede 
zwischen Kunstwerk und Autobiogra¬ 
fie. Doch bezog er die Unterschiede 
aus Hermlins „Abendlicht“, das keine 
Autobiografie ist. Er löste 1996 eine 
Kampagne aus, um, nach dem Litera¬ 
turstreit um Christa Wolf, einen weite¬ 
ren führenden Dichter des Ostens zu 
diskreditieren. Seine erste Veröffent¬ 
lichung erschien am 4. Oktober 1996, 
angemessen in der „Zeit“ für den „Tag 
der Deutschen Einheit“, die Eröffnung 
der Frankfurter Buchmesse und als 
Ausweis, was für einen Wert Literatur 
und ihre Vertreter in diesem Land ha¬ 
ben. Ein Buch folgte. Deutlich reagierte 
auch „unsere zeit“ darauf (vgl. „Herm¬ 
lin, Poesie und die Wahrheit des Karl 
Corino“, UZ vom 18.10.1996) und pro¬ 
phezeite, die Ehre eines „Falles Corino“ 
sollte dem Verfasser nicht werden. Der 
eigentliche Grund seiner Sensationsha¬ 
scherei unterlief Corino bei einer seiner 
vielen Rechtfertigungen gegen die zahl¬ 
reichen Gegenmeinungen: Er beschrieb 
sich im „Tagesspiegel“ vom 23. Okto¬ 
ber 1996 als „arglosen Menschen“, der 
Hermlins Mythen geglaubt habe, auch 
dass er „seine Klasse, die Großbour¬ 
geoisie, verriet“. Dass ein Dichter die¬ 
ser Herkunft Kommunist wurde, musste 
gesühnt werden, und Corino vollzog das 
Urteil. Nur: Wer spricht noch über Co¬ 
rino? Und: Geblieben ist ein mächtiges 
literarisches Werk des deutschen Dich¬ 
ters Stephan Hermlin, der nie einen 
Zweifel daran ließ, den Sozialismus zu 
wollen. Bleiben wird auch das von ihm 
herausgegebene „Deutsche Lesebuch“, 
in dem er „deutsche Stimmen des Hu¬ 
manen“ vereinigte, oberster Grundsatz 
seines Dichtens und Kämpfens. 

Rüdiger Bernhardt 


Etwa 400 Titel auf 900 unterschiedli¬ 
chen Tonträgern (Schellack- und Vi¬ 
nylplatten, Folien, Musikkassetten und 
CD) vermerkt Bernd Meyer-Rähnitz in 
der Diskografie von Ernst Büschs origi¬ 
nalen Sprach- und Gesangsaufnahmen, 
erschienen im Radebeuler Albis-Ver¬ 
lag. Den Hauptteil stellen Schallplatten 
und Testschallplatten dar. Der Bestand 
zahlloser, teils von Busch in der Panko- 
wer Wohnung selbst aufgenommener 
Tonbandversionen, die der Produktion 
in den Studios des DDR-Rundfunks in 
Leipzig und in Berlin sowie beim VEB 
Deutsche Schallplatten Berlin voraus¬ 
gingen, wird soweit erreichbar laufend 
weiter erfasst. 

In einer nachholenden Schaffens¬ 
phase der 1960er Jahre bis zu seinem 
krankheitsbedingten Verstummen um 
1978 arbeitete Busch mit Hochdruck an 
der Edition der „Aurora“-Schallplatten¬ 
reihe, die von der DDR-Akademie der 
Künste und vom VEB Deutsche Schall¬ 
platten herausgegeben wurde. Zum all¬ 
mählich unersetzlichen Begleiter, Bera¬ 
ter und Anreger wurde ihm dabei der 
26 Jahre jüngere Berliner Rolf Lukows¬ 
ky. Der Chor- und Ensembleleiter, Pi¬ 
anist und Komponist war dazu durch 
seine freie Rundfunk-Mitarbeit präde¬ 
stiniert. Lukowsky schloss für Busch die 
Lücke, die seit dem krankheitsbeding¬ 
ten Wegfall der Leipziger Produktions¬ 
jahre unter dem engagierten Rundfunk- 
Orchesterchef und Pianisten Adolf Fritz 
Guhl entstanden war. Die Studioarbeit 
verlagerte sich somit nach Berlin. 

Unter Büschs typischer Anrufs¬ 
floskel „Lukowsky - haben Sie Zeit? 
Dann kommen Sie mal her“ lud die 
Ernst-Busch-Gesellschaft unterstützt 
von der Rosa-Luxemburg-Stiftung am 
20. März zu einem phonographischen 
Gesprächskonzert mit dem heute 
88-jährigen Komponisten. Im Berliner 
„Helle Panke“-Klub charakterisierte er 
die über Jahre reifende Akzeptanz sei¬ 
ner Vorschläge bei Busch in einem bei¬ 
nahe familiären Vertrauensverhältnis. 
Im musikpraktischen Aneignungspro¬ 
zess des Arbeitersängers begegnete ihm 
kein streitsüchtiger „Vater“, obwohl kri¬ 
tisches Anhören Norm war, Version auf 
Version verworfen, immer wieder ein 
anderer instrumentaler oder interpre- 
tatorischer Neuzugang probiert wur¬ 
de. Als vorsichtig geschätztes Ergeb¬ 
nis dieser Zusammenarbeit registrierte 
Lukowsky acht eigene Textvertonungen 
auf Büschs Wunsch hin, direkte Klavier¬ 
begleitungen für ihn bei rund 40 produ¬ 
zierten Liedtiteln und mehr als 60 mu¬ 
sikalisch geleitete Werk-Aufnahmepro¬ 
zesse für Rundfunk und Schallplatte. 

Busch habe sich von Anfang an dar¬ 
um gekümmert, wie das im Studio pro¬ 
duziert werden sollte. „Ganz einfach“, 
antwortete Lukowsky hier noch einmal 
für interessierte Zuhörer, „wir hatten 
in Berlin einen großen Aufnahmesaal, 
ein Rundfunk-Sinfonieorchester, zwei 
von mir geleitete Chöre und aus bei¬ 
den einen Kammerchor der 30 besten 
Mitglieder. Je nach der vorgesehenen 
Besetzung wurde mit diesen Beteiligten 
ein Grundband aufgenommen, damit 
der Solist Busch in einer ausgedehnten 
individuellen Experimentierphase bis 
zur gewünschten Soloaufnahme kom¬ 


men konnte, die dann auf die jeweili¬ 
ge Hauptspur des endültigen Aufnah¬ 
mebandes genommen wurde.“ Nach 
der „Abwicklung“ ab 1990 wurden die 
Originalbänder „verstreut“. Sollten sie 
doch noch eines Tages wieder auftau¬ 


chen, könnten davon nachträglich aus¬ 
gewogenere Aufnahmen hergestellt 
werden, bezogen auf das akustische 
Gesamtverhältnis aller Mitwirkenden. 

Entsprechend den technischen Mög¬ 
lichkeiten resultierte die „Rote Reihe“ 
auf Aurora aus Büschs altem Wunsch, 
die auf Schellack begonnene Chronik 
des revolutionären Lieds im 20. Jahrhun¬ 
dert zu erweitern und auf Vinyl zu ban¬ 
nen. Dafür stehen Ausgaben zur März¬ 
revolution 1848 („Trotz alledem“), Lie¬ 
der von Frank Wedekind, Vertonungen 
zu Erich Kästner, Walter Mehring, Kurt 
Tucholsky, Erich Weinert oder Johan¬ 
nes R. Becher. Lukowskys historischer 
Gesamtüberblick enthielt Hörbeispiele 
musikalischer oder klanglicher Raffines¬ 
sen. Das reicht etwa von David Webers/ 
Hanns Eislers verjazzter „Ballade vom 
Neger Jim“ bis zu Boris Blachers rhyth¬ 
misch gefasstem frühen Brecht-Gedicht 
„Kohlen für Mike“, das Lukowsky für 
zwei Klaviere und Schlagzeug arrangier¬ 
te. Das Xylophon charakterisiert David 
Webers/Hanns Eislers „Ballade von der 
Krüppelgarde“, ein präpariertes „Ei¬ 
senklavier“ den Abschied von den In¬ 
ternationalen Brigaden „Wenn das Ei¬ 
sen mich mäht“. Für seinen allerbesten 
Künstlerfreund Ernst Busch seit den Be¬ 
freiungstagen von 1945 schrieb Grigori 
Schneerson in Moskau eine für Busch 
singbare Vertonung von Brechts „Auf¬ 
baulied“, zu dessen Aufnahme eigens ein 
Spieler für das Trautonium, die seltenste 
Musikinstrument-Entwicklung der Welt, 
eingeflogen werden musste. 

Rhythmisch vertrackte Vertonun¬ 
gen von Paul Dessau lagen dem singen¬ 
den Schauspieler Busch nicht beson¬ 
ders. Auf seinen Wunsch hin hatte ihm 
selbst Hanns Eisler eine vereinfachte 
Version von Teilen des in großen Teilen 
vertonten Poems „An die Nachgebore¬ 
nen“ aufgeschrieben. In Rolf Lukows¬ 
kys behutsamem Arrangement erzielte 
Ernst Busch hier ein vorbildliches Auf¬ 
nahmeergebnis. 

Anders als bei seinem letzten, künst¬ 
lerisch unvollendet gebliebenen „Schwa¬ 
nengesang“: Brechts „Lied vom Klassen¬ 
feind“. Eisler hatte das 1932 entworfene 
und 1938 im dänischen Exil vollendete 
Brecht-Poem sehr zügig als „Arbeiter¬ 
kantate“ für hohe Frauenstimme dode- 
kaphon komponiert und in sein bedeu¬ 
tendstes antifaschistisches Vokalwerk, 
die „Deutsche Sinfonie“, auf genommen. 
Rolf Lukowsky berichtet, Busch habe 
ihn in den späten 1970er Jahren um eine 
eigene, für ihn singbare Vertonung des 
Gedichts gebeten und ein gesummtes 
melodisches Fragment vorgegeben, das 
auf Eisler zurückgehen sollte. 

Die 1978 herausgegebene Aurora- 
LP „Busch singt Brecht“ beginnt mit 
dieser Lukowsky-Vertonung für Ernst 
Busch und großes Orchester. Das ist der 
frühe Umschnitt eines allzu flotten So¬ 
lo-Vortrags mit Anklängen an das Soli¬ 
daritätslied, wobei sich der Sänger auch 
am originalen Text zu schaffen machte. 
Ein möglicher Zwischenschritt des im¬ 
mer wieder ungestüm herangehenden 
Ernst Busch - hier als historische Zä¬ 
sur. Zum üblichen Korrektiv „Lukows¬ 
ky, wir schmeißen alles weg und fangen 
von vorne an“ kam es durch die fort¬ 
schreitende Erkrankung nicht mehr. 


Und doch bleibt Ernst Büschs ausdrück¬ 
liches Bekenntnis: „Und was immer ich 
auch noch lerne/Das bleibt das Einmal- 
eins:/Nichts habe ich jemals gemeinsam/ 
Mit der Sache des Klassenfeinds.“ 

Hilmar Franz 
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Rolf Lukowsky stellte die „rote Reihe“ vor; links im Bild: Carola Schramm, 
Vorsitzende der Ernst-Busch-Gesellschaft 
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Diskussionstribüne zur Vorbereitung des 21. Parteitages der DKP 


Die Dialektik von Reform und Revolution beachten 

DKP-Kreisorganisation Recklinghausen 


B eim Lesen des Leitantrages fällt 
ins Auge - rein quantitativ, was ja 
noch nicht alles über die inhaltli¬ 
che Qualität sagt: Das Substantiv „De¬ 
mokratie“ kommt in dem Dokument 
ein einziges Mal vor, „demokratische 
und soziale Rechte“ drei Mal. Letzte¬ 
re werden „abgebaut“ „außer Kraft 
gesetzt“ und zwar „durch die Gewerk¬ 
schaften kaum bekämpft“ „Rechtskräf¬ 
te bis hin zu Faschisten sind in vielen 
Ländern Europas auf dem Vormarsch 4 , 4 
„die herrschende Klasse ist in der Of¬ 
fensive“ Soweit inhaltlich zutreffend. 

Und was wird in dieser Situation 
u.a. als zentrale „Rolle und Aufgabe 
der DKP“ formuliert? Die „Beachtung 
der Dialektik von Reform und Revo¬ 
lution“! Das unterscheide uns von al¬ 
len Reformisten. Zentrale Aufgabe sei, 
revolutionäres Klassenbewusstsein zu 
entwickeln. Dies sei untrennbar mit 
der Aufgabe verbunden reformistische 
Illusionen über den Kapitalismus, die 
das Denken der Klasse dominieren, zu¬ 
rückzudrängen. 


Man könnte dieser Orientierung 
ohne Wenn und Aber voll zustimmen, 
wenn wir in Europa - angetrieben von 
Gewerkschaften, revolutionären wie 
reformistischen Arbeiterparteien und 
anderen Fortschrittskräften - auf ei¬ 
nem gigantischen rosa-rot-grünen Re¬ 
form-Tsunami in Richtung Sozialismus 
surfen würden. Jeder weiß - und im 
Leitantrag kann man dazu viel Richti¬ 
ges lesen-, dass es eine solche richtung¬ 
weisende Reformwelle derzeit wirklich 
nicht gibt. „Reformpolitik“ hat seit 
spätestens Anfang der 1980er Jahre - 
und beschleunigt durch die „Agenda 
2010“ - weniger mit „Revolution“ zu 
tun, als mit „Konterrevolution“ (um in 
dieser Diktion zu bleiben). Die breite 
Masse hat weniger Reformillusionen 
als - berechtigterweise - Angst vor 
Reformen. Jeder vernünftige Mensch 
in Europa packt erst mal spontan ans 
eigene Portemonnaie und macht sich 
Sorgen um die eigenen Interessen, 
wenn Regierende heute neue „Refor¬ 
men“ planen. 


Kann es da richtig und revolutio¬ 
när für eine KP sein, sich vorrangig 
als „anti-reformistischer Desillusio- 
nierer“ profilieren zu wollen? Ist da 
die „Dialektik von Reform und Re¬ 
volution“ richtig beachtet? Schließlich 
darf der Satz von der „Beachtung der 
Dialektik von Reform und Revolu¬ 
tion“ nicht als Abwehrfloskel gegen 
jedwede Reformpolitik missverstan¬ 
den werden. Wäre es nicht gleichwohl 
dialektischer und revolutionärer, in 
der aktuellen Situation mehr Wi¬ 
derstand gegen rückwärtsgerichtete 
„Reform“politik der herrschenden 
Blockparteien zu entwickeln und zu 
kämpfen für die Entwicklung einer 
Reformwelle, die in eine andere Rich¬ 
tung weist? 

Zur Beantwortung ein Blick zu¬ 
rück in die Geschichte unserer Partei: 
Was stand im Zentrum der KPD-Po- 
litik z.B. nach der Befreiung Europas 
vom deutschen Faschismus, als die 
Verursacher von Krieg und Faschis¬ 
mus entlarvt, sogar - wenn auch nur 


kurzfristig - entmachtet waren? Was 
stand im Zentrum der KPD-Politik, 
nachdem im Kalten Krieg die Restau¬ 
ration der alten Besitz-und Machtver¬ 
hältnisse - zumindest in der westdeut¬ 
schen Teilrepublik - abgeschlossen 
war? Vor allem dies: Tiefgreifende de¬ 
mokratische Reformen und die demo¬ 
kratische Umgestaltung, die alle Be¬ 
reiche des gesellschaftlichen Lebens 
erfasst und dem arbeitenden Volk den 
maßgeblichen Einfluss auf die Geschi¬ 
cke unseres Landes sichert. 

Das ist die revolutionäre Traditi¬ 
onslinie, an der die DKP nach ihrer 
Konstituierung angeknüpft und wei¬ 
ter gearbeitet hat. Und während wir 
z.B. in den 1970er Jahren mit unseren 
Parteigruppen bei Hoesch und ande¬ 
ren Konzernen oder in den Kommu¬ 
nen auf dieser Linie gekämpft haben, 
standen maoistische und andere Wan¬ 
derprediger neben uns am Werkstor, 
um unsere angeblich „revisionisti¬ 
sche“ Politik mit allerlei rrrrrevoluti- 
onärem Wortgeklingel zu entlarven. 


Natürlich war diese KPD/DKP-Linie 
nie „revisionistisch“, sondern zutiefst 
leninistisch. Zitat Lenin: „Für sich ge¬ 
nommen wird kein Demokratismus 
den Sozialismus bringen. Im Leben 
aber wird der Demokratismus nie 
,für sich genommen 4 , sondern er wird 
mit anderen Erscheinungen ,zusam¬ 
mengenommen 4 , er wird seinen Ein¬ 
fluss auch auf die Ökonomie ausüben, 
ihre Umgestaltung fördern, dem Ein¬ 
fluss der ökonomischen Entwicklung 
unterliegen usw. Das ist die Dialektik 
der lebendigen Geschichte“ {Lenin: 
Werke Band 25, Seite 466) 

Wenn dieser Grundgedanke im 
Leitantrag deutlicher und sichtbarer 
würde, dann wäre die Dialektik von 
Reform und Revolution im Text rich¬ 
tig beachtet. Sie dann im politischen 
Alltag auch tatkräftig in Reformfor¬ 
derungen, -programmen und -kämp¬ 
fen umzusetzen, wird die schwierige¬ 
re Aufgabe, um die wir uns neben der 
Warnung vor Illusionen nicht herum¬ 
mogeln können. 


Das Parteiverständnis der DKP und die Anforderungen an ihre Mitglieder 

Mario Bernos Miranda, Landesvorsitzender der DKP Brandenburg 


A m Ende des 20. Parteitages for¬ 
derte der Vorsitzende der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei, 
Patrik Köbele, nicht nur die Delegier¬ 
ten, sondern die gesamte Partei auf 
„und nun auf die Straße 4 . 4 Damit ver¬ 
bunden steht die Aufforderung (...), 
die auf dem Parteitag gefassten Be¬ 
schlüsse umzusetzen. (...) Wir Kom¬ 
munisten verändern die Welt nur, 
wenn wir auf der Grundlage unse¬ 
rer revolutionären Theorie handeln. 
Und unsere Theorie ist nur revolutio¬ 
när, wenn sie untrennbar mit der Pra¬ 
xis verknüpft ist. Wir können noch so 
viele Schriften von Marx, Engels und 
Lenin lesen, andere hinzuziehen und 
vieles davon im Kopf behalten, das 
macht uns noch lange nicht zu Revo¬ 
lutionären. Erst wenn wir die Theorie 
versuchen in unserem Handeln umzu¬ 
setzen, sind wir bei Marx und Engels. 
Wenn einzelne Gruppen eigene Wege 
gehen, gemeinsam gefasste Beschlüs¬ 
se nicht oder nur halbherzig umsetzen, 
gibt es kein revolutionäres Handeln. 
Dann können wir unsere Rolle als 
Avantgarde vergessen. 

Theoretisch wissen wir gut Be¬ 
scheid über den demokratischen Zen¬ 


tralismus. Aber in der Praxis verhalten 
sich zu viele Genossen dazu passiv. In 
einer offenen, kameradschaftlichen 
Diskussion, die ohne Tabus verläuft 
und in der sich unterschiedliche Mei¬ 
nungen offenbaren, kommen wir ge¬ 
meinsam zu Beschlüssen. Das ist der 
demokratische Aspekt. Aber einmal 
gefasste Beschlüsse konsequent um¬ 
setzen macht erst den Erfolg möglich. 
Was hindert uns, diese unbedingte Ge¬ 
schlossenheit unseres Handelns zu er¬ 
reichen? Was geht in den Köpfen der 
Genossen vor, die sich nicht daran hal¬ 
ten? 

Würde die Gesamtpartei an der 
Umsetzung von Beschlüssen arbei¬ 
ten, dann müsste der eine oder ande¬ 
re nicht lamentieren, dass wir schwach 
sind. (...) 

Es reicht nicht, den demokrati¬ 
schen Zentralismus zu bejahen. Er 
muss immer wieder neu praktiziert 
werden. Das heißt, wenn die Partei, 
der Parteitag, der Parteivorstand ruft, 
dann müssen wir als Kommunisten 
dem Ruf auch folgen. 

Und mit Sicherheit lehne ich mich 
als Landesvorsitzender eines relativ 
kleinen Landesverbandes nicht aus 


dem Fenster, wenn ich behaupte, dass 
unser Landesverband und der Groß¬ 
teil unserer Grundorganisationen 
stetig bemüht sind daran zu arbeiten. 
Und auch bei uns gibt es Genossen, 
die vergessen haben diesem Grund¬ 
satz zu folgen. 

Da ist es einfach zu wenig, wenn 
im Wahlkampf oder beim Aufruf zur 
Sammlung von Unterstützungsunter¬ 
schriften nur ein Sechstel der Mitglie¬ 
der unserer Landesorganisation aktiv 
werden. (...) Doch was unterm Strich 
übrig bleibt ist, dass unsere Genossen 
willens und bereit sind, trotz Schwä¬ 
che Beschlüsse anzugehen und im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten umzu¬ 
setzen. Dafür haben wir uns mit Er¬ 
folg im vergangenen Jahr (und denen 
zuvor) an allen Wahlgängen beteiligt, 
die Partei in die Öffentlichkeit ge¬ 
bracht und haben die Mitgliederkam¬ 
pagne als Ergebnis des Weges, den wir 
gehen, begriffen. (...) 

Ich denke, dass wir als Kommunis¬ 
ten die verdammte Pflicht haben, bis 
an die Grenzen auch unter persönli¬ 
chen Opfern zu gehen. Wir haben uns 
als Mitglieder der DKP im Sinne des 
Manifests der kommunistischen Par¬ 


tei zu einem Kampfbündnis zusam¬ 
mengeschlossen. Aber was taugt ein 
Kampfbündnis, wenn einige Gruppen 
nach Gutdünken verfahren, ohne sich 
an unsere Beschlüsse zu halten? So 
etwas zeugt von einem falschen Par¬ 
teiverständnis. 

Gruppen, die sich mehr oder weni¬ 
ger außerhalb der Beschlüsse unserer 
Partei stellen, aus vermeintlich besse¬ 
rer Einsicht in die Notwendigkeiten 
unseres Kampfes, untergraben den 
revolutionären Charakter unserer 
Partei. Sie rutschen ab in bürgerliche 
Beliebigkeit. Nur wenn alle Gruppen 
den Handlungsorientierungen der 
Partei höchste Priorität zumessen, 
dann können wir unsere politische 
Arbeit erfolgreich gestalten. Dann 
wirken wir in der Öffentlichkeit ef¬ 
fektiver, dann verteilen sich die Las¬ 
ten unserer politischen Arbeit auf 
breitere Schultern, dann werden wir 
mehr Sympathisanten und Mitglie¬ 
der gewinnen. Nur so kann der de¬ 
mokratische Zentralismus funktio¬ 
nieren. Nur so können wir als Partei 
wachsen und revolutionär agieren. 
Der demokratische Charakter unse¬ 
rer Partei erschöpft sich nicht in der 


demokratischen Wahl der Vorstän¬ 
de und in unseren freien Diskussio¬ 
nen auf Mitgliederversammlungen. 
Der demokratische Charakter unse¬ 
rer Partei offenbart sich auch in un¬ 
serem einheitlichen, geschlossenen 
Handeln, auch bei abweichenden 
Meinungen zu Einzelfragen. Kritik an 
der Leitung kann und soll in den Dis¬ 
kussionen bei der Vorbereitung von 
Beschlüssen (was auch bei Abstim¬ 
mungen zur Wahl der Leitung festge¬ 
macht werden kann) geübt werden. 
Aber die einmal gewählte Leitung ist 
beauftragt, nach bestem Wissen und 
Gewissen zu handeln. Und die Un¬ 
terordnung unter die Beschlüsse der 
Leitung gehört nun einmal zu den un¬ 
abdingbaren Voraussetzungen einer 
kampfstarken Partei. 

(...) Die DKP kann ihre Stärke 
nur aus unserem einheitlichen Han¬ 
deln entwickeln. Das gilt für die Füh¬ 
rung, das gilt auch für alle Gruppen. 
Die Einheit von Weg und Ziel muss 
in der täglichen politischen Arbeit 
immer wieder neu hergestellt wer¬ 
den. Das gehört ins Bewusstsein bei 
all unseren Aktivitäten. 


Was sind die „richtigen“ Positionen? 

Isa Paape, Erlangen 


W ir erlauben uns den Luxus, 
darüber zu streiten, ob die 
DKP „eine marxistisch-le¬ 
ninistische Partei“ oder es dagegen 
eine theoretische Verwässerung ist, 
dass sie gemäß dem gültigen Pro¬ 
gramm „für die freie Verbreitung 
des Marxismus-Leninismus kämpft 4 . 4 
Und das in einem Klassenkampf, der 
einseitig brutal von oben geführt, von 
unten nur zaghaft, defensiv, gekontert 
wird. Zwar wächst der Widerstand, 
dennoch ist nirgends eine revoluti¬ 
onäre Offensive in Sicht, da für sie 
die Voraussetzungen, vor allem eine 
überzeugende Alternative, fehlen. 

Um den Klassenkampf zu führen, 
müssen unsere organisatorischen 
und geistigen Instrumente, also auch 
die Partei, auf ihre Tauglichkeit und 
Realitätstüchtigkeit in den sich stets 
ändernden historischen Konstellati¬ 
onen überprüft werden, um nicht ins 
Abseits zu geraten, und zwar nicht 
in einem von oben diktierten, son¬ 
dern in möglichst kollektivem Pro¬ 
zess. Dabei hat sich in unserer Partei 
allerdings kein Meinungsstreit, son¬ 


dern der Kampf um Hegemonie, ent¬ 
wickelt. 

In seinem Beitrag zur theoretischen 
Konferenz begründet der Parteivorsit¬ 
zende die Notwendigkeit von der Prä¬ 
zisierung in o. a. Richtung. Wenn Lenin 
„über Bord geworfen“ würde und mit 
ihm die Imperialismusanalyse, dann 
würde es auch keinen aktuellen Mar¬ 
xismus mehr geben mit den schlimms¬ 
ten Konsequenzen für die Parteifrage. 
Auf die Herleitung des Vorwurfs wird 
nicht näher eingegangen, stattdessen 
orakelt er, dass sowas bei grundfal¬ 
schen Einschätzungen in substanziel¬ 
len Fragen wie Krieg und Frieden und 
letztendlich bei Dietmar Bartsch endet. 

Die Wiederaufnahme des Terminus 
„marxistisch-leninistisch“ in den Leit¬ 
antrag sei eine Präzisierung gegenüber 
dem Parteiprogramm. Dem vorwegge¬ 
nommenen Einwand, der Begriff sei in 
Stalinscher Zeit entstanden, entgeg¬ 
net er, dass Lenin ja den Begriff nicht 
selbst nutzen konnte. Soll das heißen, 
dass marxistisch-leninistisch leicht mit 
„Stalinismus“ assoziiert werden könn¬ 
te? Sein Argument führt jedenfalls da¬ 


ran vorbei, dass es notwendig sei, his¬ 
torischen Veränderungen in Theorie 
und Praxis Rechnung zu tragen. Diese 
sind - abgesehen von den grundlegen¬ 
den Veränderungen durch die Revolu- 
tionierung der Produktivkräfte - ge¬ 
kennzeichnet durch den Zusammen¬ 
bruch des sozialistischen Weltsystems, 
der tiefen Niederlage der Linken ins¬ 
gesamt sowie der weitgehend unange¬ 
fochtenen Hegemonie des neoliberalen 
Kapitalismus. Da ist doch die Beant¬ 
wortung der Fragen danach unabweis¬ 
bar, ob dies auch ein anderes Herange¬ 
hen als zur Zeit der kommunistischen 
Internationale erfordert. 

Patrik markiert den Standort der 
DKP, indem er sich von den in den 
70er und 80er Jahren sogenannten 
eurokommunistischen Parteien ab¬ 
grenzt und die Gemeinsamkeit mit 
den Parteien betont, die er im Folgen¬ 
den aufführt. Darunter nimmt die grie¬ 
chische KKE den nichtrevolutionären 
Charakter unserer Epoche nicht zur 
Kenntnis oder gewichtet diese Tat¬ 
sache zumindest nicht. Ob die so ge¬ 
nannte Mehrheit der Partei, die Patrik 


zu repräsentieren meint, dies wirklich 
zustimmend als Standhaftigkeit ge¬ 
genüber dem „Kapitulantentum“ der 
eurokommunistischen Parteien (heu¬ 
te EL), die ja inzwischen im Sumpf 
des Reformismus gelandet oder nicht 
mehr existent sind, bewertet? 

Patriks Beitrag gründet auf dem 
Widerspruch zu vorhandenen Positi¬ 
onen aus geltendem Parteiprogramm, 
Thesen und persönlichen Beiträgen 
von inzwischen zur „Parteioppositi¬ 
on“ gestempelten Genossinnen, deren 
schändliche Absichten durch Schaf¬ 
fung paralleler Strukturen, inzwischen 
ja wohl offensichtlich seien. 

Er stellt die „richtigen“ Positionen 
dar, ohne die „falschen“ der sogenann¬ 
ten Minderheit konkret zu benennen. 
Das ist unredlich; es wird ein die Fak¬ 
ten verzerrendes Zitat von Walter Listl 
angeführt, dessen „Richtigstellung“ 
am Ende des Beitrags die Unklarheit 
nur noch vergrößert. Insgesamt wird 
so ein Bedrohungsszenarium durch 
das Wirken der Minderheit für den 
Bestand der Partei suggeriert. Hier 
kommt einmal mehr zum Ausdruck, 


wie sehr nach Methoden gearbeitet 
wird, „die andere Seite“ abzuqualifi¬ 
zieren und die Mehrheit der Partei in 
die gewünschte Richtung zu lenken. 
So wird die Diskussion verhindert und 
dabei übersehen oder auch in Kauf 
genommen, dass ein Teil der zweifeln¬ 
den Genossinnen in die Resignation 
getrieben wird. Der Vorsitzende hält 
die Differenzen in unserer Partei für 
ausdiskutiert. Der Leitantrag soll nun 
die Partei endgültig auf eine Richtung 
festlegen. 

Eine Analyse, deren Notwendig¬ 
keit von Patrik in Bezug auf Uwe 
Fritschs Papier, von ihm als Alternativ¬ 
papier bezeichnet, als notwendig aner¬ 
kannt wird, in Bezug auf den Zustand 
unserer Partei aber offensichtlich un¬ 
terblieben ist, müsste der Parteifüh¬ 
rung klargemacht haben, dass heute 
nicht mehr die Rezepte von damals 
angewendet werden können. Die Un¬ 
terstützung und Anleitung der Grup¬ 
pen durch die übergeordneten Lei¬ 
tungen im Sinne des demokratischen 
Zentralismus sind unter den gegebe¬ 
nen Umständen unrealistisch. 
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China baut um 

Mehr Dienstleistungen, Förderung für Hightech-Betriebe: Regierung setzt auf anderen Wachstumstyp 


S o lange, so schnell ist in der Ge¬ 
schichte noch keine Volkswirt¬ 
schaft gewachsen. Drei Dekaden 
lang erzielte China ein Wachstum von 
zehn Prozent im Schnitt. In den vergan¬ 
genen 15 Jahren überholte es dadurch 
in der Wirtschaftsleistung erst Italien, 
dann Großbritannien und Frankreich, 
2005 Deutschland und am Ende des 
Jahrzehnts Japan. Nach Angaben und 
Korrekturen des IWF zog die chinesi¬ 
sche Ökonomie, gemessen nach Kauf¬ 
kraftparitäten, im vergangenen Jahr 
an den USA vorbei. Der chinesische 
Wirtschaftsriese ist zugleich die größ¬ 
te Handelsmacht und verfügt weltweit 
über das größte Industriepotenzial. 

Und dennoch: Trotz der ökonomi¬ 
schen Superlative bleibt China vorerst 
ein Entwicklungsland. In der Pro-Kopf- 
Wirtschaftsleistung steht es an 80ster 

„China bleibt ein 
Entwicklungsland." 


Stelle in der Welt, nach Kaufkraft be¬ 
rechnet ist diese nur ein Viertel so hoch 
wie die der USA, das Pro-Kopf-Ein¬ 
kommen beträgt etwa ein Fünftel. Das 
Riesenreich zählt noch 200 Millionen 
Arme, die am Existenzminimum leben; 
die Kluft zwischen Reich und Arm reißt 
immer weiter auf; die Zahl der Milliar¬ 
däre wächst in keinem anderen Land 
so schnell wie in China. Der GINI-In- 
dex als Maß zur Darstellung der Ver¬ 
teilungsungleichheit beim Einkommen 
(je höher desto ungleicher) stieg in Chi¬ 
na zwischen 1990 und 2010 um fast ein 
Drittel, von 0,33 auf 0,43 - der höchs¬ 
te Anstieg unter den BRICS-Ländern, 
weit schneller als z.B. in Indien: von 
0,33 auf 0,37. Dazu kommen enorme 
Umweltprobleme, die den Menschen 
die Luft zum Atmen nehmen und ei¬ 
nen Teil des BIP-Zuwachses wieder 
auffressen. Weiterhin drückt eine hohe 
Verschuldung der Lokalregierungen 
und vor allem der Unternehmen. Der 
Unternehmenssektor, insbesondere 
der staatliche, steht mit 125 Prozent des 
BIP in der Kreide, der höchste Anteil 
in der Welt unter den großen Volkswirt¬ 
schaften. Hohe Kreditaufnahmen der 
Unternehmen zeugen zwar von einer 
dynamischen Wirtschaft mit Investiti¬ 
onsmöglichkeiten, werden aber dann 
zum Problem, wenn Überkapazitäten 
aufgebaut wurden und das Wachstum 
ins Stocken gerät. Dies ist in China teil¬ 
weise der Fall. 

Seit vier Jahren verlangsamt sich 
das Wachstum Jahr für Jahr, 2015 könn¬ 
te es unter 7 Prozent liegen (siehe Kas¬ 
ten). Diese Verlangsamung ist zum Ei¬ 
nen einer gewissen Erschöpfung der 
bisherigen, extensiven Wachstumsfak¬ 
toren geschuldet, zum Anderen aber 
politisch gewollt. Bereits die Vorgän¬ 
gerregierung unter Staatspräsident Hu 
Jintao wollte weg vom primär quan¬ 
titativen Zuwachs und zu einem qua¬ 
litativen und ressourcenschonenden 
Wirtschaftswachstum übergehen. Die 
Finanzkrise und anschließende Welt¬ 
wirtschaftskrise zwangen China je¬ 
doch, mit einem gewaltigen Konjunk¬ 
turprogramm gegenzusteuern. China 
wurde zur Konjunktur-Lok im asiati¬ 
schen Raum und zum größten Wachs¬ 
tumsmotor in der Weltwirtschaft: Fast 


Neue Normalität 

Seit vier Jahren verlangsamt sich das 
chinesische Wirtschaftswachstum. 
Die niedrigeren Wachstumsraten 
sind für den Ministerpräsidenten Li 
Keqiangeine„neue Normalität“,auf 
die das Land sich einstellen muss.: 


2010 

10,4% 

2011 

9.3% 

2012 

7,7% 

2013 

7,7% 

2014 

7,4% 

2015 

7,0%-der IWF stuft es 
für 2015 gar auf 6,8% 
herunter. 


ein Drittel des Weltwirtschaftswachs¬ 
tums gingen auf sein Konto. Sowohl der 
Rohstoffboom der vergangenen Jahre, 
der die Rohstoffländer mitzog, als auch 
die jetzige Baisse wurden weitgehend 
durch das chinesische Wirtschafts¬ 
wachstum bewirkt. Der schier uner¬ 
sättliche Rohstoffhunger ließ die Roh¬ 
stoffnotierungen in die Höhe schießen. 
Das seit vier Jahren verlangsamte chi¬ 
nesische Wirtschaftswachstum bewirk¬ 
te prompt eine Trendwende nach unten 
an den Rohstoffmärkten. 


Technologie und 
Dienstleistungen 

Das Wachstumsziel von sieben Pro¬ 
zent wurde von der Regierung auf der 
diesjährigen Tagung des Nationalen 
Volkskongresses als „neue Normali¬ 
tät“ ausgegeben. Gleichzeitig analy¬ 
sierte Ministerpräsident Li Keqiang 
„tiefsitzende Probleme“ des gegen¬ 
wärtigen Wachstumsmodells, sprach 
von Überkapazitäten, Umweltzerstö¬ 
rung, Bürokratie in der Staatswirt¬ 
schaft und geißelte die Korruption, die 
sich wie Mehltau über die Gesellschaft 
gelegt hat. Sieben Prozent Wachstum! 
Wirklich „Neue Normalität“ und Über¬ 
gang zu einem neuen Wachstumstyp - 
oder wird aus der Not eine Tugend ge¬ 
macht!? 

Die sieben Prozent wurden bereits 
im laufenden Wirtschaftsrahmenplan 
(2011-2015) als Ziel vorgegeben, in 
den ersten Jahren aber noch überbo¬ 
ten. Der Begriff „neue Normalität“ 
wurde erstmals von Staatspräsident 
Xi Jinping im Mai vergangenen Jahres 
geprägt. In der Substanz geht es dabei 
um das größte Umbauexperiment für 
eine Volkswirtschaft, um die Totalum¬ 
gestaltung der chinesischen Volkswirt¬ 
schaft. In Ansätzen läuft dieser Prozess 
bereits seit zwei, drei Jahren. Das Ziel 
ist es, das gegenwärtige, von Investiti- 
tonen, Immobiliengeschäften und Ex¬ 
porten getriebene Wachstumsmodell 
zu ersetzen durch ein Akkumulati¬ 
onsregime, das vor allem von Konsum 
und Innovationen getrieben wird. Von 
Beginn des Wirtschaftsrahmenplans 
bis 2020, also in zehn Jahren, soll sich 
das Realeinkommen der Bevölkerung 
verdoppeln; die Einzelhandelsumsätze 
liegen bereits seit mehreren Jahren im 
Bereich zwischen 11 und 14 Prozent. 
Auch für eine innovationsintensive 
und wissensbasierte Wirtschaft beste¬ 
hen gute Voraussetzungen: Die Zahl 
der jährlichen Hochschulabsolventen 
beträgt sechs Millionen. Und: Gemes¬ 
sen an der Zahl der jährlich angemel¬ 
deten Patente gilt China inzwischen als 
weltgrößter Innovator - vor den USA: 
2012 wurden in China 653 000 Paten¬ 
te angemeldet, in den USA 543 000, in 
Deutschland 61 000. 

Der Innovationsprozess und Hoch¬ 
technologie sollen in den kommenden 


Jahren staatlich stark gefördert wer¬ 
den, auch infrastrukturell. „Entlang des 
Jangtse-Flusses etwa soll durch Vernet¬ 
zung bestehender Wirtschaftszonen ein 
Wirtschaftsgürtel entstehen, der durch 
exzellente Infrastruktur, geringe Bü¬ 
rokratie und gezielte Förderung neu¬ 
er Firmen besticht. Vor allem soll sich 
das Wachstum entlang des Flusses von 
den bereits reichen Küstenregionen 
ins Inland Vorarbeiten“, meldete das 
Handelsblatt im vergangenen Okto¬ 
ber. Gleichzeitig werden Überkapazi¬ 


täten und veraltete Produktionskapa¬ 
zitäten in der Industrie abgebaut und 
in großem Ausmaß Energiefresser und 

„Es geht auch um 
die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze 


Umweltdreckschleudern unter den Fa¬ 
briken stillgelegt. So schreibt das Han¬ 
delsblatt im März: „Vermutlich wurden 
noch nie in der Geschichte der moder¬ 
nen Industrie so viele dreckige Fabri¬ 
ken in so kurzer Zeit geschlossen. Al¬ 
lein 2014 hat China Windräder mit ei¬ 
ner Leistung von 23 Gigawatt ans Netz 
angeschlossen - mehr als die Hälfte 
dessen, was in Deutschland überhaupt 
installiert ist.“ Der Energieverbrauch 
pro BIP-Einheit sank binnen eines Jah¬ 
res um 4,8 Prozent. 

Ein Schlüsseltrend ist der Über¬ 
gang zu einem höheren Dienstleis¬ 
tungsanteil in der Volkswirtschaft. Der 
Dienstleistungsanteil am BIP war 2013 



mit 46,2 Prozent erstmals größer als 
der Industrieanteil mit 43,8 Prozent, 
der Anteil der Landwirtschaft lag bei 
10,0 Prozent. 2014: Dienstleistungen 
48,2 Prozent, Industrie 42,6 Prozent, 
Landwirtschaft 9,2 Prozent. Acht Jah¬ 
re davor machten die Dienstleistun¬ 
gen nur etwa 40 Prozent der volkswirt¬ 
schaftlichen Wertschöpfung aus. 

Diese Trendwende ist auch von 
Bedeutung im Hinblick auf die Siche¬ 
rung einer hohen Beschäftigung und 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze. 


Die chinesische Regierung geht davon 
aus, dass jährlich zehn Millionen neue 
Arbeitsplätze, monatlich also fast eine 
Million, geschaffen werden müssen, um 
das Bevölkerungswachstum, die Land¬ 
flucht und Urbanisierung nicht zum be¬ 
schäftigungspolitischen Problem wer¬ 
den zu lassen. Nur dann bliebe die Ar¬ 
beitslosigkeit in den Städten auf dem 
bisherigen Niveau von 4,5 %. Eine per¬ 
manente Herkulesaufgabe, wenn man 
bedenkt, dass z.B. die deutsche Volks¬ 
wirtschaft in den vergangenen 15 Jah¬ 
ren gerade mal knapp drei Millionen 
neue Arbeitsplätze geschaffen hat und 
diese weitgehend auf Teilzeitbasis und 
prekär. Der Dienstleistungssektor hat 
den Vorteil, dass mit geringerem Ka¬ 
pitaleinsatz ein höherer Beschäfti¬ 
gungseffekt erzielt werden kann. Ste¬ 
phen Roach, ehemals Chef von Mor¬ 
gan Stanley Asia und Chefökonom der 
Bank, inzwischen an der Universität 
Yale lehrend, hat errechnet, dass Chi¬ 
nas Dienstleistungssektor etwa 35 Pro¬ 
zent mehr Arbeitsplätze pro BIP-Ein- 


heit erfordert als die produzierende In¬ 
dustrie. Damit könnte auch mit einem 
Wachstum von sieben Prozent und da¬ 
runter das Beschäftigungsziel erreicht 
werden. 

„Schneller reich“ 

Problematischer sind sicherlich Vorha¬ 
ben der chinesischen Führung, der Pri¬ 
vatwirtschaft mehr Raum und dem pri¬ 
vaten Unternehmertum mehr Freiraum 
einzuräumen. Die chinesische Führung 
verspricht sich davon weniger Bürokra¬ 
tie und einen Beitrag zur Bekämpfung 
der Korruption. Zudem soll dadurch pri¬ 
vates Kapital, das infolge des Reichtums 
im Überfluss vorhanden ist und nach 
Anlagemöglichkeiten sucht, z.B. für 
Infrastrukturprojekte mobilisiert wer¬ 
den. Auch PPP, Public Private Partner- 
ships (öffentlich-private Partnerschaf¬ 
ten) werden möglich gemacht. „Private 
Investitionen und Kapitalfonds sollen 
erleichtert und die Zahl der Branchen 
halbiert werden, in denen es Beschrän¬ 
kungen für ausländische Investoren gibt. 
Diese kommen zumeist nicht aus den 
USA und Europa, sondern aus Hong¬ 
kong, Taiwan oder von der großen chi¬ 
nesischen Diaspora in Südostasien“, so 
Wolfgang Pomrehn in der Jungen Welt. 
Gefördert wird die Gründung von pri¬ 
vaten High-Tech-Firmen, aber auch von 
kleinen und mittleren privaten Banken. 

Keine Frage: China hat sich auf 
den „Langen Marsch“ gemacht, um 
von einer Entwicklungsökonomie zu 
einer entwickelten Wirtschaft, von 
wirtschaftlicher Quantität zu einer 
Wirtschaft, die von qualitativen Fak¬ 
toren bestimmt ist, zu gelangen. Auf 
diesem Weg lauern viele Gefahren, 
wie z.B. eine deflationäre Entwick¬ 
lung infolge des stark abgebremsten 
Wachstums. China erlebt derzeit eine 
historisch niedrige Inflationsrate von 
unter einem Prozent. Unternehmen 
investieren weniger und Verbraucher 
könnten sich in der Hoffnung auf wei¬ 
ter sinkende Preise mit Käufen weiter 
zurückhalten. 

Michael Pettis, Ökonom an der 
Peking-Universität zum Rückgang 
der Wachstumsdaten: „China wird in 
Wirklichkeit schneller reich als je zu¬ 
vor, obwohl die Zahlen zunächst das 
Gegenteil zu sagen scheinen“. Bleibt 
zu hoffen, dass es nicht die privaten 
Unternehmer sind, die noch „schnel¬ 
ler reich“ werden, sondern die Men¬ 
schen den versprochenen „bescheide¬ 
nen Wohlstand“ erhalten und Umwelt 
und Nachhaltigkeit weniger unter der 
wirtschaftlichen Entwicklung zu leiden 
haben. Dann wären sieben Prozent ein 
gigantisches Vorhaben, die in zehn Jah¬ 
ren eine Verdoppelung der wirtschaft¬ 
lichen Leistungskraft brächten und 
nach einer weiteren Dekade die Frage 
der Arbeitszeitverkürzung ganz oben 
auf die Agenda setzen würde. 


Fred Schmid 



China bleibt vorerst ein Entwicklungsland: In einer Reihe von Industriezweigen wird nach wie vor auf relativ niedrigem 
technisch-technologischem Niveau produziert. 



Ein Wirtschaftswachstum von im Schnitt io Prozent über drei Jahrzehnte hat es möglich gemacht, dass China zum 
„Exportweltmeister“ werden konnte. 
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Anzeigen 


unsere zeit CE 


„Und soll mein Denken zu etwas taugen, 
und sich nicht nur im Kreise drehn, 
will ich versuchen, mit euren Augen, 
die Wirklichkeit klarer zu sehn." 

Aus „Gut, wieder hier zu sein” 
von Hannes Wader 


Petra Zoschke 

geb. 28. Mai 1965 in Aurich (Ostfriesland) 
gest. 19. März 2015 in Kiel 

Sie hat uns so viel gegeben! 

Frank Zoschke, geb. Schmidt 
Kiel 

Darmstadt-Leer 

Die Urnenbeisetzung findet am Mittwoch, dem 8. April 2015, um 
13.00 Uhr auf dem Friedhof in 26789 Leer-Loga, Friedhofstraße, statt. 

Gegebenenfalls bitten wir um eine Spende an das Wohn- 
und Ferienheim "Heideruh 11 . IBAN: DE54200100200254024204 
BIC: PBNKDEFF; Stichwort "Petra" 


Einladung zur 1. Tagung der 
Bezirksdelegiertenkonferenz 
der DKP Nordbayern 

Sonntag, den 10. Mai 2015,10.30 Uhr, Einlass ab 10.00 Uhr, 
Gaststätte „Tambosi“, Bamberg, Promenadenstraße 11 (Nähe ZOB) 

Vorläufige Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung 

3. Rechenschaftsbericht des Bezirksvorstandes 

4. Bericht des Bezirkskassierers und der Bezirksrevisionskommission 

5. Diskussion 

6. Bericht der Mandatsprüfungskommission 

7. Abstimmung über Entlastung des bisherigen Bezirksvorstandes 
und Kassiererin 

8. Bericht der Antragskommission und Beschlussfassung über 
Anträge zur Arbeitsplanung des Bezirks. 

9. Wahlen zum Bezirksvorstand, gegebenfalls Fortsetzung 
der Diskussion 

10. Schlusswort 

Antragsschluss ist Freitag der 30.April 2015 

Die 2. Tagung der BDK-Nordbayern ist am So. d. 20.9.2015 in Nürnberg 



BERND KÖHLER UND EW02 

ln cHeser Straße 



Die neue Platte von Bernd Köhler zusammen mit 
ewo2, dem »kleinen elektronischen weltorchester«. 

15, - Euro + Versandkosten - ab Mitte März bei JumpUp. 
Alle Texte sind lesbar (!) in einem 32-seitige Booklet ent¬ 
halten. 

IN DIESER STRASSE spiegeln sich, gleich einem 
Zoom aus dem All, die globalen wie die individuellen 
Themen die unsere Epoche bestimmen. Krieg, Zerstö¬ 
rung, Ringen um Selbstbestimmung, um Menschen¬ 
würde, ums Überleben. Eine dezidiert politische und 
musikalisch außergewöhnliche CD mit vielen privaten 
Momenten. 


jumpup matthias henk, postfach 11 04 47, 28207 bremen 
Tel.: 0421 - 49 88 535, Fax.: 0421 - 49 88 535 
info@jumpup.de, www.Jump-up.de 



f -\ 

Wir suchen für die telefonische Werbung von UZ-Abon- 
nentinnen / Abonnenten zielstrebige und freundliche 
Genossin oder ebensolchen Genossen auf Honorarbasis. 

Nachfragen, Infos und Bewerbungen: 
verlag@unsere-zeit.de, Telefon 0251 - 2652 9640 

V___/ 


r \ 

*** Urlaub in Köln *** 

Helferinnen und Helfer für das Festival der Jugend gesucht. 

22. bis 25. Mai 2015, Jugendpark, Kölner Rheinwiesen 
Die DKP unterstützt das Festival der SDAJ 

u.a. mit dem Cafe K • bei Auf- und Abbau • bei der Versorgung 

Kontakt: dkp.pv@t-online.de 


8. MAI-TAG DIR BEFREIUNG 
70 JAHRE-CHACMB0! 


Normgröße knapp verpasst? 
Kein Problem... 

Wir haben jetzt T-Shirts (16,- €) und Kapuzenpullover (26,- €) 
in 3XL und 4XL und auch Girlie-T-Shirts in M bis XL. Aber nur 
in kleinen Mengen... 



CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18 
45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 


Delegiertenwahl der 
DKP Mecklenburg-Vorpommern 

am 11. April 2014 um 11 Uhr im Cafe Maya, 
Wismarsche Straße 21,18057 Rostock 

> Referat über Kinderarmut in MV 

> Delegiertenwahl 

> Diskussion über Wahlprogrammentwurf zu den 
Landtagswahlen 2016 


Marx Engels 
Stiftung 


www, marsc-e ngels-sti ftu n g ,de 

Zum bundesdeutschen Umgang mit den Tätern 
und Opfern des Naziregimes 

Samstag, 18.4., Einlass 10.30 Uhr; 11.00-17.30 Uhr 
Düsseldorf, Bürgerhaus am Bilker Bahnhof 
In Kooperation mit der VVN-BdA NRW 

- Prof. Ludwig Elm, Jena: „Freiheit der Wissenschaft“ im Dienste 
der Unfreiheit. Hitlers Professoren in der frühen Bundesrepublik 

- Silvia Gingold, Kassel: Der Umgang der BRD mit Widerstands¬ 
kämpfern und heutigen Antifaschisten - am Beispiel einer Familie 

- Ulrich Sander, Dortmund: Wiederbewaffnung und 
Demokratenverfolgung in der Adenauerära 

- Prof. Manfred Weißbecker, Jena: Russlandbilder im deutschen 
Faschismus 

40 Jahre Befreiung Vietnams 

Samstag, 25.4., Einlass 10.30 Uhr, 11.00 -17.30 Uhr 
Dortmund, Saal der DIDF, Münsterstraße 56 
In Kooperation mit Mitgliedern der Freundschaftsgesellschaft 
Vietnam 

Am 30.4.1975 flohen die letzten Amerikaner mit Hubschraubern 
vom Dach der US-Botschaft in Saigon. Der Vietnamkrieg hatte ein 
Ende. Was ist aus Vietnam geworden? Wie sieht es 40 Jahre später 
in Vietnam aus? Wir blicken zurück und diskutieren über die aktuel¬ 
le politische und soziale Situation in Vietnam und Südostasien. 

Mit Beiträgen von Dr. Gerhard Feldbauer, Prof. Günter Giesenfeld, 
Marianne Ngo und Prof. Norman Paech sowie einem Film. 

Weitere Infos unterwww.marx-engels-stiftung.de. 

Kostenbeitrag für beide Veranstaltungen (inkl. Mittagsimbiss): 
jeweils 12 Euro, ermäßigt 8 Euro. 

Wir bitten um Anmeldung unter marx-engels-stiftung@t-online.de 
oder 0211 -680 28 28 (Hermann Kopp). 
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Inhaber 

Hm-Gwirg MüIIbt 
iHuuplsfcraflel 

5739 ? SdiiitiLl I h r I: HTt] ■ 

Gralschüft 

ttDchsaifsrland 

Tel.: ö?972-97$g-0 
Fax.: D 297 M 7 M 97 
Restaurant; 

Dienstag Ruhelag 

HauSprOSpekt 
anFarclEm Mf 


In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft bcgl unser 
Gasihfti. Wievor Jahrhunderiei sorgs euch heute dw Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumiichke twi, gutes Essen, 
pegtiegle Gelernte. Alle Zimmer haben Gad. Dusche. WC . 
Telefon, Fernseher die meisten Balkon und Yorraum. im 
HcHelberEicft befinden sich Lift, Sauna. Solarium, Nclrt- 
räueftarzimmer und Kamm, Kinderspielrautfi, saiaibüiiet. 
FrühsUickslNiftet. Auch Senioren-Pftrhoneii. 

Übernachten (j/Frülislii et 30bis 53.^ £ p,F. 

HF 15,50 €|>.P. « YP. 2Z. Ep.F. 

Kostenlos Gus-uiid BaiiufHfireii im Säueriarici 
Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreisn. 

Bei zi Tagen Auienihaitim Jahr Treuerabatl, 


mail@ga$th0l-heime$-(le • www.gastliQMieimes.de 



Festival der Jugend 

EHE Soli- 
Buttons 


Unterstützt das „Festival der 
Jugend" der SDAJ mit dem 
Kauf eines Solidaritäts-Buttons. 


1 Button 5,- Euro 


CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de (Pro Bestellung 1,50 Euro Porto) 
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Friedensbewegung 

Neue Herausforderungen - 
neue Aufgaben 

Die Gefahr eines europäischen Krie¬ 
ges wird unterschätzt, Gespräch mit Rei¬ 
ner Braun * Herausforderungen für die 
österreichische Friedensbewegung, 
Gerald Oberansmayr* Rüstungskonversion 
- ein Beitrag zum Frieden, Anne 
Rieger^ Menschenrechte versus Völker¬ 
recht, Norman Paech ★Der dritte Versuch 
imperiale Größe zu erlangen, Alexander S. 
Neu ★Friedensforschung und Friedens¬ 
bewegung, Werner Ruf ★Die Welt verän¬ 
dern in Zeiten des Krieges, Jürgen Meier 

Weitere Themen u.a.: 

Phillip Becher, Vom Salon auf die Straße: PEGI- 
DA und Co. | Klaus Wagener, Zur Situation nach 
den griechischen Parlamentswahlen | Lucas Zei¬ 
se, Eine Schweizer Fehlentscheidung | Rainer 
Perschewski, Zur Gewerkschafts- und Tarifpoli¬ 
tik in der Deutschen Bahn | Gerhard Oberkofler, 
Aus der Emigration zurück in die deutsche Wirk¬ 
lichkeit | Wilma Ruth Albrecht, Rosa Luxem¬ 
burgs Kunstverständnis: Am Beispiel der Malerei 
| Richard Albrecht, Junius und Genossen - Le¬ 
nins Kritik der Junius-Broschüre | Dokumentation: 
70 Jahre nach der Befreiung von Faschismus und 
Krieg - Für eine neue Entspannungspolitik, nein 
zur Vorbereitung auf den Krieg! 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


I 

Neue 

Impulse 

Verlag 


Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 


Tel.: 0201-23 67 57 


Zeitung gegen den Krieg 

Inhalte der neuen Ausgabe u.a.: 

• 70 Jahre Befreiung vom Faschismus - neue Kriege mit 
Beteiligung von EU und BRD 

• Die NS-Besatzungspolitik in Griechenland 1941 -1945 - 
es geht nicht um „ein paar zerstörte Dörfer“ 

• Das aktuelle Drama in Griechenland und die Forderung 
nach Reparationen 

• NATO rückt in Richtung russische Grenzen vor - 
Nato-Neuorganisation in Europa 

• Bundeswehr: „Töten ist ein Job wie andere - 
und ein attraktiver dazu“ 

• Die Gefahr neuer Kriege und die Notwendigkeit der Konversion 
der Rüstungsindustrie 

• Friedensbewegung geht nur ohne Nazis und nur mit klarer 
Abgrenzung nach rechts 

• Der Kampf um Selbstbestimmung und Frieden in Syrien und 
Kurdistan 

• EU-Juncker und von der Leyen fordern EU-Armee 

Bezugspreise jeweils zuzüglich Porto & Verpackung): 

- bei Bestellungen zwischen 1 - 50 Ex.: 30 Cent je Ex. 
bei Bestellungen von 51 - 499 Ex.: 25 Cent je Ex. 
bei Bestellungen ab 500 Ex.: 20 Cent je Ex. 

Bestellungen an: bestellen@zeitung-gegen-den-krieg.de 

oder Fax 030-227 76 179 oder Tel. 030 - 22 77 3179 (MdB-Büro H. Hansel) 

oder online unter www.zeitung-gegen-den-krieg.de 


/-\ 

Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht, 

500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 
v_> 



Ferienhaus 4 Pers. 

Noch frei: 
27.6.-18.7.15 
01.8.-8.8.15 
elke.mehner@gmx.de 
Tel. 02151/22292 



Entschleunigung: 


Ruhe fit Natur aatc im Milriiü- 
Halioaalp&rk. 2 FcWa Je 2-3 Per«, 
ganzjährig ln Kral^burg-GranzLn. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 
EdV; www.tritui|ft.d5 
Tel.: JAB] 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


r -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

V_> 


Toskana, nah am Meer 

|(lö)0 IS-! 1 * 

ökthuf im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große holle Zimmer, 
viele gute Diktier 
Haus oder HäLschen; 
KindcrpaTddioi. 
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Tage der Befreiung 



Am 26. März 2015 gab es einen Aktionstag der DKP/LL Mörfelden/Walldorf mit 
einer Ausstellung auf dem Rathausplatz in Walldorf. Genau 70 Jahre vorher 
standen auf dem Platz, wo jetzt historische Fotos und Dokumente aufgestellt 
waren, die Panzer der US-Armee. 

Es waren Tage der Befreiung. Es wuchs die Erkenntnis: "Nie wieder Faschismus! 
Nie wieder Krieg!" Die Stadtverordneten der DKP und weitere Genossinnen 
verteilten Flugblätter, gaben Informationen zu den gezeigten Exponaten. Es gab 
jede Menge Gespräche und angeregte Diskussionen. 

Auch in den kommenden Monaten sind weitere Aktionstage und Aktionen der 
DKP/LL-Fraktion angekündigt. DKP/LL-FraktionMörfelden/Walldorf 


Taschen leer, gute Nacht 

Werner Sarbok, Bundeskassierer der DKP, über die 
Spendensammlung fürs Festival der Jugend 


Ich kann mir vorstellen, dass das Festi¬ 
val der Jugend den Finanzverantwort¬ 
lichen der SDAJ schlaflose Nächte 
bereitet. Zumindest mir ging das zum 
Beispiel beim Pressefest 2011 so. Wir 
haben dann im Parteivorstand der DKP 


auf eine solide Finanzplanung durch 
eine breite Spendensammlung im Vor¬ 
feld des Pressefestes 2014 gesetzt - das 
hat sogar der Verfassungsschutz in sei¬ 
nem Bericht von 2013 gewürdigt. 

Die Spendenbuttons, die die SDAJ 
verkauft, sind ein wesentlicher Hebel, 
um das Festival zu finanzieren - und sie 
sind ein Angebot an alle Genossinnen 
und Genossen der DKP, um Solidarität 
mit dem sozialistischen Jugendverband 
zu praktizieren. Ich habe bei DKP-Ver¬ 
anstaltungen quasi nebenbei bisher 15 
Buttons verkauft, inzwischen kommen 
auch die ersten vielversprechenden 
Abrechnungen aus den Bezirken. Das 
Geld wird natürlich direkt an die SDAJ 
weitergeleitet. Also: Genossen, macht 
die Taschen leer! Übrigens beginnt 
auf dem Festival der Jugend auch der 
Buttonverkauf für das UZ-Pressefest 


2016 - lasst also doch noch etwas drin 
in euren Taschen. 

Der Parteivorstand hat beschlossen, 
das Festival mit 3 000 Euro zu unter¬ 
stützen. Der Betrag wurde bereits der 
SDAJ zur Verfügung gestellt. 

Ich bin ja nicht 
der einzige in der 
DKP, der seine ers¬ 
ten (oder auch zwei¬ 
ten) politischen Er¬ 
fahrungen in der 
SDAJ gesammelt 
hat, und ich habe natürlich die frühe¬ 
ren Festivals der Jugend in Dortmund 
nicht vergessen. Der absolute Hammer 
war, als 1978 Luis Corvalän, der dama¬ 
lige Generalsekretär der Kommunisti¬ 
schen Partei Chiles, auf dem Festival 
auftrat - er war erst kurz vorher aus der 
Gefangenschaft des Pinochet-Regimes 
freigekommen. Ich wünsche allen jun¬ 
gen Menschen, dass sie die SDAJ eben¬ 
falls so positiv kennenlernen können. 
★ 

Das Festival findet vom 22. bis 25. Mai 
2015 im Jugendpark Köln statt. Die 
Spendenbuttons gibt es im UZ-Shop. 
Spenden an: DKP-Parteivorstand, 
IBAN DE36 4306 0967 4002 4875 02, 
Stichwort: SDAJ 

Alle Infos zum Festival: 
www.festival-der-jugend.de 



Bin ich ein Linksextremist? 

Auflösung unseres Persönlichkeitstests in der letzten UZ 

1 bis 2 Mal „Ja“: Weiter so! Regelmäßig„Bild“ lesen, dann kann garantiert nichts 
passieren. 

3 bis 4 Mal „Ja“: Sie sind noch zu retten. Organisieren Sie sich (Kirche*, Schüt¬ 
zenverein, CSU) und sprechen sie ihre Linkstendenzen offen an. 

5 bis 15 Mal „Ja“: So schnell kann's gehen-Sie sind linksradikal. Und deshalb ist 
Ihnen auch klar: Dabei kann es nicht bleiben. UZ-Abo und DKP-Mitgliedschaft 
sind der nächste logische Schritt. Jüngeren Leserinnen sei die SDAJ empfohlen. 
16 Mal „Ja“: 100 Prozent Linksextremistisch? Glückwunsch. Sie sind für den Ver¬ 
fassungsschutz ein hoffnungsloser Fall. In allen„sechs Dimensionen“ der Links¬ 
extremismusskala („Anti-Kapitalismus, Anti-Faschismus, Anti-Rassismus, Demo¬ 
kratiefeindlichkeit, Kommunismusnahes Geschichtsbild / Ideologie und Anti- 
Repression“) des Forschungsverbundes SED-Staat erreichen Sie den Höchstwert. 

““‘Weitgehend gefeit gegen extremistische Einstellung sind Personen mit starker Kirchenbindung und 
postmaterialistisch Eingestellte." Aus: Schroeder, Deutz-Schroeder: Gegen Staat und Kapital - eine 
empirische Studie, Verlag Peter Lang 2015 



Griechenland-Aktion mit der UZ 

u “‘ ,ue * Kra nKenhausgesellschaft Thüringen e.v. 


CDU Landesverband Thüringen 


< In Erfurt griffen Genossinnen der 
DKP die Idee der UZ-Redaktion 
auf. Sie besuchten die Landesge¬ 
schäftsstelle der CDU Thüringen 
sowie die Sparkasse Erfurt und 
hinterließen jeweils eine UZ. 

P I VJI M IWM 


Stadt Bottrop verweigert Ehrung 

Langjährige DKP-Kommunalpolitiker bleiben außen vor 


Der Rat der Stadt Bottrop hatte am 
25. November 2014 beschlossen, 18 
Kommunalpolitikerinnen für ihre 
langjährige kommunalpolitische Tä¬ 
tigkeit auszuzeichnen, darunter den 
DKP-Ratsherrn Michael Gerber und 
den DKP-Bezirksvertreter Günter 
Ziemmek. Vor der Beschlussfassung 
im Rat der Stadt erklärte DKP-Rats- 
herr Michael Gerber, dass Günter und 
er die Ehrung annehmen würden, nicht 
jedoch die Stadtmedaille im Wert von 
ca. 600 Euro. Die Ehrung soll insgesamt 
12 000 Euro kosten. 

Die DKP-Kommunalpolitiker verste¬ 
hen die im Rat beschlossene Ehrung als 
eine Anerkennung für die konsequen¬ 
te Interessenvertretung, insbesondere 
der kleinen Leute in den Ratsgremien 
der Stadt Bottrop. Michael Gerber und 
Günter Ziemmek haben sich engagiert 
für Bürgerinteressen eingesetzt. Die 
Erhaltung des Stenkhoffbades mit der 
Gründung der Bürgerinitiative und dem 
gewonnenen ersten Bürgerentscheid in 
Bottrop wurde vom DKP-Ratsherrn Mi¬ 
chael Gerber initiiert. Die außerparla¬ 
mentarischen Aktivitäten und Bürgerin¬ 


formationen der DKP initiierten zahlrei¬ 
che Bürgerproteste. Für diese langjährige 
kommunalpolitische Tätigkeit nähmen 
Michael Gerber und Günter Ziemmek 
gerne eine Auszeichnung entgegen. 

Gestrichen und gespart wird insbe¬ 
sondere in Bottrop bei den Armen der 
Stadt. Angesichts dieser Grausamkeiten 
ist es schamlos, wenn sich Kommunal¬ 
politiker mit Medaillen im Gesamtwert 
von über 10 000 Euro selbst auszeichnen. 
Michael Gerber und Günter Ziemmek 
sind nicht bereit, sich an dieser Selbstbe¬ 
dienung zu beteiligen. Die DKP hat be¬ 
antragt, dass die Satzung über Ehrungen 
und Auszeichnungen dahingehend geän¬ 
dert wird, künftig langjährige kommuna¬ 
le Mandatsträger zu ehren, jedoch ohne 
die Überreichung einer goldenen Stadt¬ 
medaille. 

Das Büro des Oberbürgermeisters 
hat nun mitgeteilt, dass Michael Ger¬ 
ber und Günter Ziemmek im Rahmen 
einer geplanten Feierstunde des Rates 
nicht geehrt werden, da sie es ablehnen, 
die goldene Stadtmedaille entgegen zu 
nehmen. 

Michael Gerber/Günter Ziemmek 


termine@unsere-zeit.de 


München: „Zusammenbrechende Weltord¬ 
nung“ heißt ein offizielles Dokument der 
Münchner Sicherheitskonferenz, in dem die 
Herausforderungen für die imperialistischen 
Mächte für eine Epoche der Unordnung be¬ 
schrieben werden. Gruppenabend der Ost¬ 
gruppe der DKP München mit Walter Listl. 
KommTreff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


DO ★ 9. APRIL 


Düsseldorf: „Macht ohne Kontrolle - Die Troi¬ 
ka“ . Filmabend der DKP-Kreisorganisation 
Düsseldorf. Bürgerhaus Bilk (Salzmann-Bau), 
Himmelgeister Straße 107, Raum 116/117 (1. 
Etage), 19.00 Uhr. 


FR ★IO. APRIL 


Nürnberg: Nürnberg: „Nackt unter Wölfen“, 
Filmabend der DKP zur Vorbereitung auf den 70. 
Jahrestag der Selbstbefreiung im KZ Buchen¬ 
wald. Rotes Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 
Schweinfurt: Solidarität mit Kobane/Rojava! 
Gruppenabend der DKP Schweinfurt-Flaßberge. 
DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 


SA ★!!. APRIL 


Faßberg (bei Celle): Wochenendseminar am 
11. und 12. April der DKP Niedersachsen zum 
Leitantrag an den 21. Parteitag. Am Abend wird 
Achim Bigus für Unterhaltung sorgen. Weitere In¬ 
fos unter www.dkp-niedersachsen.de/seminar. 
Berlin: „Marxismus und Staat 11 , Seminar in Ko¬ 
operation mit dem Marx-Engels-Zentrum mit 
Dr. Sabine Kebir und Dietmar Dath. Marx-En- 
gels-Zentrum, Spielhagenstraße 13,11.00 Uhr. 
Kostenbeitrag: 4,00 Euro, ermäßigt 2,00 Euro. 


MO ★13. APRIL 


Elmshorn: „Solidarität mit Griechenland“, 
öffentliche Veranstaltung der DKP mit Thras- 
syvoulos Papadopoulos (Solidaritätskomitee 
Kiel). Reinhold-Jürgensen-Zentrum, Jahnstra¬ 
ße 2a, 19.30 Uhr. 


Ml ★ 15.APRIL 


Röthenbach/Pegnitz: Kreismitglieder¬ 
versammlung der DKP Nürnberger Land. 
Floraheim, Siedlerstraße 10, 19.00 Uhr. 
Wuppertal: „Professor Mamlock“ Szenische 
Lesung des Exil-Dramas von Friedrich Wolf 
dargestellt von dem Ensemble „Projektgruppe 
Ernst Toller“ unter der Leitung des Literatur¬ 
wissenschaftlers Dr. Dirk Krüger. City-Kirche 
Elberfeld, Kirchplatz 2,19.00 Uhr 


DO ★16. APRIL 


Düsseldorf: Gedenken an die Opfer des Faschis¬ 
mus; Veranstaltung unter Beteiligung der DKP. 
Mahnmal an der Anton-Betz-Straße, 12.30 Uhr. 

★ 

Karl-Liebknecht-Schule der DKP 

„Die Grundlagen unserer Politik - Einfüh¬ 
rungslehrgang (nicht nur) für Anfänger“ 
Referent: Jürgen Lloyd 
Seminar vom 23. bis 26. April 2015 
Weitere Informationen und Anmeldung unter 
www.karl-liebknecht-schule.org 
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Harald Neubert: 
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ordnung 
(Buch, 300 S.) 
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Josef Schleifstein: 
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Marx, Engels 
und Lenin 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Meine progressive Woche 

Vom 21 . bis 27 . März 



Das obige Selbstbildnis Jos Deenens 
trägt den Titel: Die Welt durch die 
Augen meiner Schere gesehen, 1976. 

Es ist zu sehen im Rahmen der Aus¬ 
stellung: 25 Jahre Galerie Arbeiterfo¬ 
tografie, art is like religion,Jos Deenen, 
Fotomontagen. 

Die Ausstellung kann vom 9 .- 30 . April 
2015 jeweils Mi./Do. von 19-21 Uhr, 
Sa. n -14 Uhr und nach Vereinbarung 
besucht werden - in der Galerie 
Arbeiterfotografie, Merheimer Str. 107, 
50733 Köln,Tel. 0221 727999. 
Eröffnung: Do, 9 . April 2015,19 Uhr 
in Anwesenheit von Jos Deenen 
Eröffnungsrede Prof. Roland Günter, 
Deutscher Werkbund, 

Autor von Fotografie als Waffe 
„Mit Bildern unsere Welt gestalten“ 
Musikalisches Intermezzo von Ratio 
con Anima, 

Violine und Akkordeon 


Filmabend: Sa, 18 . April, 19 Uhr: 
Deutschland DaDa,63Min.(D1969) 
20.15 Uhr: John Heartfield, Fotomon¬ 
teur, ca. 60 Min. (D1977) 

Filme von Helmut Herbst, cinegrafik 
aus der Reihe: 3 Filme zur Kunstge¬ 
schichte des 20. Jahrhunderts 
Kostenbeitrag 10 Euro/erm. 3 Euro 
Finissage: Fr, 1 . Mai. 20 i 5,15 Uhr 
Vortrag Jos Deenen: art is like religion 
Workshop: Fr, 1 . Mai 2015,17 Uhr mit 
Jos Deenen: Die Welt durch die Augen 
meiner Schere gesehen 
Teilnehmerzahl begrenzt 
Kostenbeitrag 25 Euro/Ermäßigung auf 
Anfrage 

Anmeldung erforderlich 

Flyer zur Ausstellung: 
http://www.arbeiterfotografie.com/ 
galerie/25-jahre/20i5-25-jahre-jos- 
deenen-einladung-plakat.pdf 


Sonntag 

Von Hüten, die immer zu grüßen, und 
Begriffen, die allzu verbindlich sind - 
sowie den Folgen: 

„ Wir passen auf umsonst. Es will sich 
niemand 

Heranbegeben und dem Hut sein‘ Re¬ 
verenz 

Erzeigen, ‘s war doch sonst wie Jahr¬ 
markt hier, 

Jetzt ist der ganze Anger wie verödet, 
Seitdem der Popanz auf der Stange 
hängt.“ 

Friedrich Schiller, Wilhelm Teil, Schau¬ 
spiel, 3. Aufzug, 3. Auftritt. 

Dienstag 

Immer noch sterben in West-Afri¬ 
ka Menschen an Ebola; mehr noch, 
100 Personen stecken sich jede Woche 
neu an. Die Seuche ist keineswegs be¬ 
siegt, wie „Ärzte ohne Grenzen“ zum 
Jahrestag des Ausbruchs der Seuche be¬ 
richtet. Die Ärztin Ursula von der Leyen 
hat hat heute nichts mitzuteilen. Ihre 
Hilfsorganisation Bundeswehr hat sich 
aus der Ebola-Bekämpfung viel schnel¬ 
ler zurückgezogen als vom Hindukush. 
Nach nur vier Monaten sind die letzten 
Soldatlnnen Anfang März von der Ebo¬ 
la-Front zurückgekehrt. Den Beginn des 
Einsatzes hatte von der Leyen noch groß 
verkündet - seine Verzögerung schon 
nicht mehr, das Ende schon gar nicht. 
Die Kriegsmedizinerin kann sich trös¬ 
ten. Sie steht in schlechtester Gesell- 


WARUM? schrieb die Bildzeitung in 
übergroßen Lettern auf ihrer Titelsei¬ 
te. Nach medienweiter Übereinstim¬ 
mung lautet darauf die Antwort: Der 
Kopilot ist schuld. Diese „Entdeckung“ 
habe die Angehörigen der Opfer noch 
in ein zusätzliches Martyrium gestürzt. 

Und schon reagiert die Fluggesell¬ 
schaft: Unmittelbar wird das Vier-Au- 
gen-Prinzip eingeführt, es müssen sich 
zukünftig immer zwei Personen im 
Cockpit aufhalten. 

Dieser einfache Schritt, der bei 
US-amerikanischen Fluggesellschaf¬ 
ten praktiziert wird, war doch längst 
möglich und fällig. WARUM also? Weil 
die Konzernführung diese Maßnahme 
bisher aus Kostengründen vermieden 
hat, mussten erst 150 Menschen ster¬ 
ben. Eine einfache Maßnahme, die 
nach der veröffentlichten Version des 
Hergangs in diesem Fall eindeutig den 
Flug des A320 gegen die Felswand ver¬ 
hindert hätte. 

Die Rheinische Post vom 28.3.2015 
stellt fest: „Die erdrückenden Indizien 
gegen den Flugzeugführer machen alle 
Spekulationen über eine Mitschuld des 
Konzerns zunichte“. 

Zunichte! Indizien! 

In ihrer Wirkung in der veröffent¬ 
lichten Meinung sind das bereits Fakten. 

Allerdings schreibt die Hanno¬ 
versche Allgemeine Zeitung vom 
28.3.2015: „Der Druck auf die Fuft- 
fahrtgesellschaften ist immens. Sie 
beeilen sich mit Ankündigungen, Si¬ 
cherheitsmaßnahmen zu verschärfen 
... Besser wäre es, interne Kontrollen 
zu stärken, das gegenseitige Aufein¬ 
anderachten des Flugpersonals. Nötig 
ist ein Betriebsklima, das Offenheit 
für persönliche und gesundheitliche 
Probleme vermittelt. Und reden muss 
man überWege, den alltäglichen Stress 
der Piloten zu reduzieren“. Auch hier 
steht nicht der Kopilot sondern die 
Konzernleitung in der Verantwortung. 

Was ist tatsächlich geschehen? 

Keine Indizien sondern gemesse¬ 
ne Fakten zeigt das vielfach veröffent¬ 
lichte Diagramm des Flugverlaufs. Da¬ 
nach stellte sich die die Maschine um 
10.31 Uhr auf eine geradlinige Flugbe¬ 
wegung von zirka 10 Prozent abwärts 
geneigt ein und behielt diese Lage un¬ 
verändert bei, bis sie mit etwa 700 km/h 
auf die Felswand traf. 


schaft, immerhin nicht allein. Joanne 
Liu, die internationale Präsidentin von 
„Ärzte ohne Grenzen “ klagt alle an: 
„Die Ebola-Epidemie hat schonungslos 
offengelegt, wie ineffizient und langsam 
die internationalen Gesundheits- und 
Hilfssysteme auf Notfälle reagieren 
★ 

Waffen und Sprengstoff sammeln, Zellen 
bilden, Menschen in ihren Wohnungen 
und außerhalb überfallen und anschie¬ 
ßen, Attacken auf Demonstranten planen, 
den Bundestag mit Sprengstoff angrei¬ 
fen - das ist noch kein Terrorismus, findet 
die Generalbundesanwaltschaft. Wie das? 
Anfang 2012 - der Nationalsozialistische 
Untergrund war gerade „ entdeckt“ wor¬ 
den - hatte die Behörde mehrere Ermitt¬ 
lungsverfahren wegen des Verdachts der 
Gründung einer rechtsterroristischen Ver¬ 
einigung eingeleitet. Jetzt teilte die Bundes¬ 
regierung in Beantwortung einer Anfrage 
der Linkspartei mit, trotz umfangreicher 
zu Tage gekommener Tatbestände - ein¬ 
schließlich der eingangs genannten - hätte 
sich kein Verdacht erhärtet. Die Verfahren 
wurden allesamt eingestellt. 

Sind Bundesregierung und Generalbun¬ 
desanwaltschaft auf dem rechten Auge 
blind? Das finde ich nicht. Unsere Be¬ 
hörden sehen diese Entwicklungen ge¬ 
nau und mit kaltem Herzen. Es bleibt 
bei der Erkenntnis, dass Neonazis und 
ihre Taten in diesem Lande deswegen 
existieren, weil der Staat des Kapitals 
es will. 


Keine Computerkontrolle der Ma¬ 
schine sprach auf die Lage von 10 Pro¬ 
zent abwärts und Eintritt in weniger 
als 2000 m Flughöhe bei etwa 700 km/h 
an. Im Gegenteil, die Steuerung behielt 
diese Flugbewegung bis zum Auftref¬ 
fen auf die Felswand bei. 


Von Fragen und Antworten. 


Haben das der Kopilot oder die Pi¬ 
loten veranlasst? Sie können darauf 
nicht antworten, sie sind tot. Hat die 
computergestützte Steuerung, wenn 
bei ihr schon kein Einwand gegen die¬ 
se Fluglage vorgesehen war oder wirk¬ 
sam wurde, keinen Eingriff des Kopilo¬ 
ten bzw. der Piloten mehr zugelassen? 
Auch diese Frage können die Piloten 
nicht mehr beantworten. 

Aber Antworten kommen vom Fo¬ 
cus 14/15 vom 28. 3. 2015: „Wer war 
der Massenmörder im Cockpit? ... 
Lubitz handelte - warum auch im¬ 
mer - mit einem mörderischen Vor- 


Mittwoch 

Die US-Lebensmittelkonzerne Kraft 
und Heinz fusionieren. Eine mögliche 
Folge könnte die weltweite Einführung 
von Ketchup-Pulver sein, sind doch Pul¬ 
verisierung und Tomaten-Zucker zwei 
wesentliche Merkmale des Lebensmittel- 
Designs der nun vereinten Monopole. 
Pate der Hochzeit soll der Milliardär War- 
ren Buffett sein, der schon als sechsjähri¬ 
ger etwas vom Umgang mit Lebensmitteln 
verstand. Damals soll er für 25 Cent Coca- 
Cola-Sixpacks gekauft und die einzelnen 
Flaschen für fünf Cent das Stück weiter¬ 
verkauft haben. Mein Lieblings-Tellerwä¬ 
scher-Märchen über Buffett ist allerdings, 
dass er gebrauchte Golfbälle verkauft hat. 
Das halte ich auch deswegen für wahr, weil 
er die wahrscheinlich geklaut hat. 

Donnerstag 

Alle Jahre wieder. Auch 2014 sind die 
Gehälter der deutschen Topmanager 
wieder stark gestiegen - zwischen fünf 
und zehn Prozent, auf das Allzeit-Re- 
kordniveau von durchschnittlich sechs 
Mio. Euro per annum. 

Leicht verdientes Geld. Gewinner ist im¬ 
mer der Topmanager, der Jahr für Jahr 
die Tariferhöhungen „seiner“ Arbeiter 
unter 3 Prozent hält. Die Dankbarkeit 
der Aufsichtsräte und Aktionäre findet 
sich regelmäßig auf seinem Konto wieder. 
Mit krankem Sozialneid hat das natürlich 
nichts zu tun - das ist gesunde Profitgier. 

Adi Reiher 


satz ... In Wahrheit hatte Lubitz ei¬ 
nen beispiellosen Albtraum geplant 
und eiskalt realisiert ... Lubitz aber 
inszenierte das eigene Ende als Mas¬ 
senmord ... Auch von einem Verbre¬ 
cher wie Fubitz.“ 

Und Antworten kommen noch von 
anderer Seite: Die Staatsspitzen von 
Deutschland, Spanien und Frankreich 
haben sich persönlich zur Absturzstel¬ 
le begeben, so nahmen sie Anteil an 
der Trauer um die Opfer, für die diese 
Anteilnahme freilich zu spät kam, so 
spannten sie aber auch durch ihre per¬ 
sönliche Anreise im Nachhinein publi¬ 
zistisch den großen Staatsschutzschirm 
um die Verantwortlichkeit von Kon¬ 
zernleitungen und Politik. Die Reprä¬ 
sentanten des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus stellen sich schützend vor 
das Profitprinzip, wenn dessen Folgen 
aufschlagartig sichtbar werden. Diese 
Antwort auf das „WARUM“ der Bild¬ 
zeitung wollen und können deren Re¬ 
dakteure aber nicht geben. 

Helmut Woda 


Jos Deenen, Die Kunst der Kollage 

Jos Deenen wurde am 24. Oktober 1956 in Baarlo geboren. Nach der Grafik- 
Schule schloss er eine Ausbildung des typografischen Handwerks in Utrecht 
mit dem Diplom ab. Dem Abend-Athenaeum folgte ein Studienjahr an der nie¬ 
derländischen Universität Nijmegen. Von der Liebe zur Musik her kommend 
wurde er immer mehr von der bildenden Kunst angezogen. Insbesondere das 
Buch „Das Lachen Dadas“ faszinierte ihn sehr. Die Art und Weise dadaistischer 
Künstler regten seine Phantasie an - Namen wie George Grosz, Otto Dix und 
der Expressionist Max Beckmann,die Grausamkeit, Dekadenz und den Rand der 
Gesellschaft ungeschminkt auf die Leinwand brachten, appellierten an seine 
Phantasie. Am meisten beeindruckte ihn jedoch John Heartfield, der mit seinen 
satirischen und sozialkritischen Fotocollagen Hitlers faschistische Clique ange¬ 
griffen hatte. Deenen entschied sich, die heutige Welt mit den gleichen Instru¬ 
menten - Lanzette, Schere und Pinzette - aufs Korn zu nehmen. 

Im Laufe der Jahre legte er ein riesiges Archiv von Fotos aus einer Vielzahl von 
Zeitschriften an. Daraus hat Jos Deenen Tausende von Artikeln destilliert und 
nach Stichworten geordnet. Damit schafft er Kunst wie ein Maler mit seiner 
Palette. Deenen schafft damit buchstäblich Zeitdokumente zu Umweltfragen, 
Kriegs-Wahnsinn, Rechtsradikalismus und politischer Heuchelei, um nur einige 
seiner Arbeitsfelder zu nennen. 



Der rote Kanal 


Heaven’s Gate, USA 1980 

Der Western beschreibt den histori¬ 
schen Wyoming Range War, in dem 
bewaffnete Banden im Auftrag von 
Großgrundbesitzern osteuropäische 
Siedler attackieren und zu Dutzen¬ 
den ermorden, die sich in Wyoming 
als Farmer niederlassen wollen. Ei¬ 
ner der wenigen Hollywood-Western, 
die die Geschichte der Landnahme im 
Westen der USA unverklärt schildern. 
Für das US-Publikum anscheinend zu¬ 
viel - der hervorragend ausgestattete 
und fotografierte Film wurde der größ¬ 
te Flop der Filmgeschichte und rui¬ 
nierte die Produktionsfirma United 
Artists, die 1919 von Charlie Chaplin, 
Douglas Fairbanks sen., Mary Pickford 
und David Griffith gegründet worden 
war, um genau solche Projekte auf die 
Leinwand zu bringen. 

Sa., 4 . 4 ., 22 . 20 - 1.50 Uhr, 3 sat 

arte-Themenabend, 
t 945 ; Die Befreiung 

„Wir, Geiseln der SS“, „Auf Messers 
Schneide“, „1945. Nach Hause“, „Nürn¬ 
berg - Die Prozesse“ heißen die Filme, 


in denen unter anderem die Heimkehr 
von 1,5 Mio. französischen Kriegsge¬ 
fangenen und Zwangsarbeitern ge¬ 
schildert oder die Nazi-Größen Gö- 
ring und Speer porträtiert werden. 

Di., 7 . 4 ., 20 . 15 - 1.00 Uhr, arte 

Gallipoli, Aus 1981 

Der Film schildert die historische 
Schlacht um die Dardanellen aus Sicht 
des Australian and New Zealand Army 
Corps (ANZAC). Der Versuch der Al¬ 
liierten im 1. Weltkrieg den Seeweg ins 
Schwarze Meer freizukämpfen, koste¬ 
te etwa 100000 Menschen auf beiden 
Seiten das Leben. Etwa 250000 Mann 
wurden verwundet. 

Besonders hoch waren die Verlus¬ 
te der Australier, Neuseeländer und 
der Soldaten von Tonga. Down-Un- 
der wird noch heute am 25. April der 
ANZAC Day als Nationalfeiertag be¬ 
gangen. Die Militaristen nutzen ihn 
für Paraden und Flugzeugvorführun¬ 
gen. Friedensaktivisten protestierten 
gegen den Vietnamkrieg. Bis heute ist 
der Tag umstritten. 

Mi., 8 . 4 ., 20 . 15 - 22.00 Uhr, arte 


Vorsatz des Kopiloten 

oder Verantwortung der Fluggesellschaft? 

Zum Absturz von 4U9525 


























